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Sitzungsberichte der Leibniz-Sozietät 128 (2016), 7–9 
der Wissenschaften zu Berlin 

Gerhard Banse (MLS) 

Ehrenkolloquium zum 85. Geburtstag von Prof. Dr. Wolfgang 
Eichhorn: „... dass Vernunft in der Geschichte sei“ – Eröffnung 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
liebe Mitglieder und Freunde der Leibniz-Sozietät der Wissenschaften, 
 
ich begrüße Sie ganz herzlich zur heutigen Plenarveranstaltung, die in Form 
eines Ehrenkolloquiums anlässlich des 85. Geburtstages des Gründungsmit-
glieds unserer Gelehrtengesellschaft Wolfgang Eichhorn durchgeführt wird. 

 
Lieber Wolfgang Eichhorn, 
 
am 23. Februar dieses Jahres war Dein 85. Geburtstag. Wir gratulieren an 
dieser Stelle nachträglich offiziell ganz herzlich dazu. 
 
Es ist eine sehr schöne Tradition, anlässlich solcher runden Geburtstage noch 
einmal auf das Leben von Jubilaren zurückzublicken – und das für Dich vor-
zunehmen, ist eine Freude und ein Bedürfnis für mich, kennen wir uns doch 
aus wissenschaftlicher Zusammenarbeit seit über 40 Jahren. 

Geboren wurde unser Jubilar am 23.02.1930 in Thüringen, in der Nähe 
von Hildburghausen. Das im Jahr 1982 in der DDR erschienene „Philoso-
phenlexikon“ weist bei Wolfgang Eichhorn als Geburtsort „Schönbrunn“ 
aus – diese Ortschaft wurde aber meines Wissens nach erst im Jahre 1950 
aus dem Zusammenschluss mehrerer kleinerer Orte gegründet – aber da 
wohnte er schon längst nicht mehr dort! 

Der Weg führte Wolfgang Eichhorn von 1948 bis 1951 zum Studium 
der Philosophie und Gesellschaftswissenschaften an die Friedrich-Schiller-
Universität Jena. Damit wurde der Grundstein für seine spätere wissenschaft-
liche Laufbahn gelegt, die als Dozent für dieses Fach und speziell für His-
torischen Materialismus an der Humboldt-Universität zu Berlin begann. 

Weitere Stationen bzw. Stufen der wissenschaftlichen Laufbahn waren: 
 
– 1954–1956 Aspirant am Institut für Philosophie der HUB; 
– 1956 Promotion über das Gesetz des dialektischen Widerspruchs; 
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– 1957–1964 Habilitations-Aspirantur, Dozent sowie Leiter des Bereichs 
Historischer Materialismus am Institut für Philosophie der HUB; 

– 1963 Habilitation mit einer Arbeit über Probleme des Menschenbildes 
und der Ethik. 

 
Danach wirkte Wolfgang Eichhorn in der Akademie der Wissenschaften. 
Zunächst von 1964 bis 1969 als Stellvertretender Abteilungsleiter bzw. Ab-
teilungsleiter des Instituts für Philosophie; von 1969 bis 1971 dann als Lei-
ter des neugeschaffenen Forschungsbereichs Gesellschaftswissenschaften 
der AdW; von 1972 bis 1990 schließlich als Bereichsleiter am Institut bzw. 
Zentralinstitut für Philosophie der DDR-Akademie. 

1969 wurde er Korrespondierendes, 1973 Ordentliches Akademiemit-
glied; 1970 wurde er zum Ordentlichen Mitglied der Akademie der Pädago-
gischen Wissenschaften gewählt. Dass Wolfgang Eichhorn auch mehrere 
Jahre lang Chefredakteur der „Deutschen Zeitschrift für Philosophie“ sowie 
Mitglied der Philosophenkommission DDR-UdSSR, des Wissenschaftlichen 
Rates für Philosophie und des Wissenschaftlichen Rates für Friedensfor-
schung war, verweist auf die Vielfältigkeit seines Schaffens. 

Forschend war Wolfgang Eichhorn in Gebieten wie Theorie des Wider-
spruchs, Theorie der Gesellschaftstransformationen und die Praxis von Über-
gangsgesellschaften, speziell im Sozialismus, tätig. 1959 erschien Wider-
sprüche beim Aufbau der sozialistischen Gesellschaft. Auch der dialektische 
Widerspruch im Verhältnis zwischen Produktivkraftentwicklung und Struk-
tur und Veränderung der Produktionsverhältnisse stand im Fokus seines 
Philosophierens. Weitere von ihm verfasste Schriften sind Marxistisch-leni-
nistische Philosophie (1979), Der Materialismus und das Subjekt der Ge-
schichte (1987) und Was ist Geschichte? (2008). Innovativ war auch sein 
Versuch, in dem 1965 erschienenen Buch Wie ist Ethik als Wissenschaft 
möglich? eine Verwissenschaftlichung der oft eher aus Sollsätzen zur Le-
bensführung bestehenden philosophischen Ethik durch ihre Überführung in 
eine dreiwertige Logik zu bewerkstelligen. 

Trotz all seiner Bedenklichkeiten als Geschichtsphilosoph über den Ver-
lauf der Geschichte und die Unwägbarkeiten künftiger Menschheitsentwick-
lung hat Wolfgang Eichhorn weder sein grundsätzliches Bekenntnis zum 
Marxismus aufgegeben noch seinen aufklärerischen Fortschrittsoptimismus 
aufgebraucht, wie auch der Titel des von ihm als Mitherausgeber 1989 
edierten Bandes „... dass Vernunft in der Geschichte sei“ – Formations-
geschichte und revolutionärer Aufbruch der Menschheit anzeigt, eine ratio-
nalistische Geschichtssicht, die das programmatische Motto des heute Wolf-
gang Eichhorn zu Ehren stattfindenden Kolloquiums ist. 
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Ich lernte Wolfgang Eichhorn kennen, als ich im Jahre 1974 wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am ZI für Philosophie wurde, allerdings in einem 
anderen Bereich. Zusammengeführt hat uns die Arbeit jedoch u.a. bei der 
Vorbereitung der Thesen sowohl des V. als auch des VI. Philosophiekon-
gresses der DDR, die 1979 bzw. 1984 stattfanden, und bei der Vorbereitung 
der von Wolfgang Eichhorn 1983 mitherausgegebenen Publikation Philoso-
phie im Friedenskampf, in der der Beitrag von Herbert Hörz und mir „Wis-
senschaftlich-technischer Fortschritt – Humanismus – Frieden“ enthalten ist. 
Interessierte sich Wolfgang Eichhorn mehr für den sogenannten „subjekti-
ven Faktor“ im Bereich der Produktivkräfte (wie etwa das auch von ihm 
1987 mitherausgegebene Buch Der tätige Mensch. Gesellschaftsveränderung 
und menschliche Entwicklung belegt), so mich mehr deren technische Kom-
ponente. Zudem war Wolfgang Eichhorn im Jahre 1981 Mitglied meiner 
Habilitationskommission. 

Hinzu kommt indes noch ein weiteres: Wolfgang Eichhorn wurde Mitte 
der 1980er Jahre Vorsitzender der Zentralen Sektion Philosophie beim Prä-
sidium der Urania – Gesellschaft zur Verbreitung wissenschaftlicher Kennt-
nisse und Mitglied der Leitung dieser Institution. Ich wurde zu jener Zeit 
einer der Vizepräsidenten der Urania und zuständig auch für die Tätigkeit 
dieser Sektion. Gemeinsam hatten wir in dieser Konstellation z.B. die Auf-
gabe, 1987 eine Tagung des Urania-Präsidiums zur Thematik „Individuum 
und sozialistische Gesellschaft“ vorzubereiten, eine Thematik, die in jenem 
Jahr nicht nur wissenschaftlich bedeutsam, sondern vor allem politisch bri-
sant war. Es gelang uns aber, alle Klippen zu umschiffen und eine anre-
gende Veranstaltung vorzubereiten. 

Schließlich führte uns auch die Leibniz-Sozietät wieder zusammen, nicht 
nur im Allgemeinen, sondern auch in Form der Vorbereitung und Bericht-
erstattung mehrerer Anträge an die Berliner Senatsverwaltung, als Wolf-
gang Eichhorn der Projekt-Verantwortliche der Sozietät und ich deren Vize-
präsident war. 
 
Lieber Wolfgang,  
Zu Deinen von Kollegen, Mitarbeitern und auch von gegnerischen Polemi-
kern gelobten Charaktereigenschaften gehören das Zuhören-Können und 
das Reden-Lassen, das Offensein für neue, bisher fremde Denkweisen über 
Geschichte und Gesellschaft. Bewahre Dir unverdrossen diese heute selte-
ner gewordene, aber für einen Wissenschaftler eigentlich konstitutive Hal-
tung. Beides solltest Du Dir – auch im Interesse der Leibniz-Sozietät – 
bewahren. 
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der Wissenschaften zu Berlin 

Herbert Wöltge (MLS)  

Laudatio zum 85. Geburtstag von Wolfgang Eichhorn 

Sehr geehrte Damen und Herren, verehrter Jubilar, 
 
85 wird man nicht alle Tage. Unser Glückwunsch und unser Respekt gelten 
aus diesem Anlass sowohl dem Wissenschaftler, dem Philosophen als auch 
dem Wissenschaftsorganisator Wolfgang Eichhorn. 

Über seine wissenschaftlichen Leistungen zu reden ist hier nicht meine 
Sache, das bleibt seinen Fachkollegen vorbehalten. Doch für die Würdigung 
als Wissenschaftsorganisator fällt mir mit Blick auf unsere Sozietät schon 
Einiges ein, aus eigener Anschauung, und zu sprechen ist hier demnach über 
seine überragende Rolle bei der Entstehung und beim Fortbestand der Leib-
nizsozietät. Die These lautet: Wolfgang Eichhorn ist der hauptsächliche Ini-
tiator und Gestalter der Leibnizsozietät in ihren frühen Jahren. 

Diese These wird jene Mitglieder, die die Entwicklung der Sozietät in 
diesen Jahren begleitet haben, nicht überraschen. 

Der Beweis dafür lässt sich schon in der unmittelbaren Vorgeschichte 
unserer Sozietät finden, erst recht dann im ersten Jahrzehnt der Existenz, 
dem er seinen Stempel aufdrückte, bis zum Ende seiner aktiven Amtszeit. 

Daraus entwickelte sich dann das, was Hans-Otto Dill nicht unzutref-
fend – im Überschwang der Bewunderung für ferne Zeiten – als archaische 
Verhältnisse bezeichnete, sozusagen das Archaikum der Sozietät. 

Eichhorn und die Vorgeschichte 

Ausgangspunkt seines Wirkens in dieser Vorgeschichte war das Treffen der 
versammelten Reste des Plenums im September 1992. Etwa 25 Akademie-
mitglieder waren einem Angebot des damaligen Akademie-Vizepräsidenten 
Herbert Hörz und des Vereins für Gleichstellungsfragen und sozialen Schutz 
gefolgt, die gewohnte Vortragstätigkeit trotz der faktischen Liquidierung 
der Gelehrtensozietät fortzusetzen und nicht einfach nach Hause zu gehen. 

Man kann ganz sicher nicht davon sprechen, dass hier eine hemdsärme-
lige Stimmung des Aufbruchs zu neuen Ufern herrschte. Niemand hatte 
Erfahrung, wie Weitermachen überhaupt gehen sollte, ein wagnisbehafteter 
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Schritt ins Unbekannte, ein Versuch mit offenem Ausgang, getragen von 
einer durch nichts gestützten Zuversicht. Das Rest-Plenum im September 
kam überein, eine Gruppe zu bilden, die die Zukunft auf Verdacht vorbe-
reiten sollte. In diese Initiativgruppe wurden die Akademiemitglieder Karl 
Friedrich Alexander, Karl-Heinz Bernhardt, Wolfgang Eichhorn und Fried-
rich Jung gewählt. Hinzugezogen wurden wenig später auch Fritz Hintze 
und Hermann Klenner, zeitweilig auch Wolfgang Böhme und Karl Lanius. 
Leiter der Gruppe wurde Wolfgang Eichhorn, er war Verhandlungsführer, 
Koordinator und organisatorisches Zentrum der Gruppe. 

Wolfgang Eichhorn gehörte zu jenen Mitgliedern, die keine Illusionen 
über mögliche Weiterführungen oder Übernahmen der alten Gelehrtensozie-
tät in der neuen gesellschaftlichen Umwelt hatten. Er setzte von Anfang an 
auf Fortsetzung der wissenschaftlichen Arbeit und der akademischen Kom-
munikation in einem unabhängigen Status und vermutlich ohne öffentliche 
Unterstützung. Dafür, so war er überzeugt, würden sich genügend Akade-
miemitglieder finden, und er hatte keine Zweifel an der nötigen wissen-
schaftlichen Substanz zum Fortbestehen. Wie andere auch sah er im bundes-
republikanischen Vereinsrecht Spielraum für eigene Gestaltungsmöglich-
keiten. 

Die Initiativgruppe erarbeitete in ständiger Abstimmung mit dem Ple-
num eine Organisationstruktur und einen Rechtsrahmen, der eine weitere 
wissenschaftliche Existenz ermöglichen konnte. Wolfgang Eichhorn war 
skeptisch gegenüber Ansichten, man könne mit politischen Mitteln oder 
juristischen Schritten mit Aussicht auf Erfolg gegen die neue Situation an-
kämpfen, die im Gefolge des Einigungsvertrages für die Gelehrtensozietät 
entstanden war. Seine Meinung hat sich letztlich durchgesetzt. Es sollte ein 
Verein zur Fortführung der Wissenschaftlichen Arbeit werden, der von der 
akademischen Tradition getragen und für neue Entwicklungen offen sein 
sollte. 

Das Ergebnis dieser langwierigen und diskussionsreichen Arbeit war ein 
Statut, das auf der Gründungsversammlung am 15. April 1993 beschlossen 
wurde. Zum Präsidenten wählte die Versammlung Samuel Mitja Rapoport, 
zum Vizepräsidenten Ernst Engelberg und zum Schatzmeister Wolfgang 
Eichhorn. 

Das Eichhornsche Archaikum 

Nun also bestand der Verein, nun war Wolfgang Eichhorn Schatzmeister. Das 
war etwas ganz anderes als Initiativgruppe. Initiativgruppe war eine tempo-
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räre Aufgabe, eine zeitweilige, vorübergehende Belastung mit definiertem 
Ende, einer erledigten Aufgabe, ein singularer Liebesdienst an der Sache, 
nach dessen Abschluss man sich wieder dem gewöhnten Leben hingeben 
durfte. Das hätte auch für das Amt des Schatzmeisters gelten können, es war 
ja ein auf Wahlperioden ausgerichtetes Amt. 

Doch es kam natürlich anders. Bestimmend für die nun folgende Tätig-
keit von Wolfgang Eichhorn wurden zwar auch die Aufgaben des Schatz-
meisters, aber noch mehr die Aufgaben, die im Vorstand auf ihn zukamen. 
Hier handelte er sich eine Dauerbelastung ein, die ihn über zwölf Jahre in 
ihren Bann schlug. 

Im Statut der Leibnizsozietät war in §8 Der Vorstand des Vereins unter 
2. festgeschrieben: Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins, 
legte also eine Verantwortung aller Vorstandsmitglieder fest. Zum Zeitpunkt 
der Wahl war Rapoport 80 Jahr alt, Engelberg 84, Wolfgang Eichhorn hin-
gegen erst 63. Damit war klar: Eichhorn war der Mann für die laufenden 
Geschäfte. 

Und so kam es auch: in seinen Händen lagen die Koordinierung und das 
operative Geschäft, das Management des Vereins. Der Vorstand, zu dem 
wenig später die Sekretare der inzwischen gebildeten beiden Klassen, Karl 
Lanius und Johannes Irmscher, hinzukamen, war das Gremium, in dem die 
politische und wissenschaftliche Strategie der Sozietät erörtert und in Pläne 
und Maßnahmen gegossen umgesetzt wurde, also in laufende Geschäfte. 
Wolfgang Eichhorn war der ideale Partner für Rapoport, der mit all seiner 
wissenschaftlichen und politischen Welterfahrung und seinem strategischen 
Denken das neue Gebilde vorsichtig in die neue Umgebung hineinzustellen 
begann. Wolfgang Eichhorn war der Macher, der dem gemeinsamen Kon-
zept reale Gestalt und organisatorische Struktur geben konnte. Er hatte die 
bürokratische und organisatorische Kompetenz, die man dazu brauchte. 

Damit war er von Anfang an der unausgesprochene Sekretar der Sozie-
tät, ein Ressort, das im Statut nicht vorgesehen war, ein Sekretar, der auch 
als Schatzmeister fungierte und ohne den nichts ging, der Geschäftsführer, 
der Generalmanager, der Kopf und Macher des Vereins. 

Das Amt brachte in ausreichendem Maße laufende Geschäfte mit sich, 
eine Fülle von Aufgaben, die einem den Tag ausfüllen konnten. Ich möchte 
das an drei Punkten schildern. 

Erstens: Ich brauche hier nicht en détail auszuführen, dass die Leibniz-
sozietät keine Voraussetzungen für eine normale Infrastruktur hatte, keinen 
Büroraum, kein Telefon, keine technischen Hilfsmittel, keine Ablage, kein 
Hinterland. Das ist hinlänglich bekannt. So gut wie alles, was an Koordina-
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tion und Organisation zu erledigen war und was nicht eindeutig anderen zu-
zuordnen war, landete bei Wolfgang Eichhorn. So wurde das Eichhornsche 
Arbeitszimmer in diesen Jahren zum Angelpunkt des Überlebens der Sozie-
tät. Die Dornröschenstraße 31 war Ort der Absprachen jeder Art, Organisa-
tionsmittelpunkt, Geschäftsbüro und Strategiezentrum der Sozietät. In den 
ersten Jahren fanden hier auch Beratungen und Sitzungen des Vorstands 
statt, und ich habe auch nicht selten unser Redaktionskollegium der Sit-
zungsberichte, dessen Vorsitz ich hatte, dorthin eingeladen. 

In Köpenick also wurde das Tagesgeschäft der Sozietät besorgt, Einla-
dungen verschickt, Briefe an die Mitglieder, telefoniert en masse, alles noch 
ohne E-Mails und ohne selbstklebende Briefumschläge und Briefmarken 
etc., also jede Art von manueller Büroarbeit, die niemandem große Freude 
macht. Wenn jemand nicht weiter wusste oder eine Auskunft brauchte, dann 
Wolfgang Eichhorn, seine Brauchbarkeit und Nützlichkeit für die Sozietät 
ging bis hinunter zur Auskunft über Mitglieder, zu Terminen, Telefonnum-
mern oder Urlaubsanschriften. Es war für uns eine ständige Anstrengung. 
Benötigt haben wir damals operative Phantasie, Beharrlichkeit, Erfindungs-
reichtum, es war ein Tag-und-Nacht-Geschäft, das eine ständige Arbeitsbe-
reitschaft voraussetzte. 

Nur eine Bemerkung am Rande: Wolfgang Eichhorn hat im Laufe seiner 
Amtstätigkeit bis 2005 etwa 120 Vorstandssitzungen und Geschäftssitzun-
gen vorbereitet, die meisten auch durchgeführt und so gut wie alle Proto-
kolle dazu formuliert und auch geschrieben und verteilt. Wer schon mal ein 
Protokoll geschrieben hat, weiß, wovon die Rede ist. Die reine Freude war 
es nicht. Dazu bekannte er am 12. Februar 2000 in einer Mail: Protokolle 
haben mir noch nie wirklich Spaß gemacht. 

Ein zweiter Punkt seines Wirkens betrifft alles, was mit der Installierung 
des Vereins in der Rechts- und Verwaltungslandschaft der Bundesrepublik 
und in der neuen Obrigkeit in Berlin zusammenhing. Diese Seite der neuen 
Existenz hat den Vorstand in hohem Maße beschäftigt. Ausführender und 
Verhandlungsorgan dafür war meist der Schatzmeister-Sekretar. Wolfgang 
Eichhorn positionierte den Verein im rechtlichen Dickicht der damaligen 
Umwelt. 

Hierher gehört sein hartnäckiger Kampf mit den Behörden und Institu-
tionen, mit der Senatsverwaltung für Wissenschaft, mit dem Finanzamt für 
Körperschaften, mit dem Amtsgericht, er verfolgte beharrlich die Eintragung 
ins Vereinsregister und die Erlangung der Gemeinnützigkeit, er kooperierte 
mit Rechtsanwälten und Notaren, er rang beharrlich mit Anträgen, Geneh-
migungsverfahren und Statutenänderungen, die zwischen den Behörden und 
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dem Vorstand hin- und hergeschoben wurden. Er schloss Mietsverträge und 
richtete Bankkonto und Postfach ein. 

Es war alles Neuland für uns. Das ist nur ein Ausschnitt von jenen An-
gelegenheiten, die einem normalen Wissenschaftler im Regelfall sehr zuwi-
der sind und die er nach Möglichkeit von anderen erledigen lässt. Aber 
Wolfgang Eichhorn hatte kaum jemanden, auf den er diese Arbeit delegie-
ren konnte. Er musste sie als Herausforderung annehmen, im Interesse des 
Weiterlebens der Sozietät. Und eines darf ich in diesem Zusammenhang 
noch hervorheben: Oft genug kam es zu unkonventionellen Lösungen, die 
er meist nach Beratung und in Absprache mit dem Präsidenten und dem 
Vorstand anstrebte. Diese Fähigkeit zum unkonventionellen Improvisieren, 
das heute von manchen als unprofessionell angesehen wird, hatte für unsere 
Anfänge große konstitutive Bedeutung. Ohne ein solches Vorgehen wären 
wir nicht weit gekommen. 

Es hat sich gezeigt, dass er das konnte. Geholfen haben ihm sein robus-
tes Gemüt und eine unerschütterliche optimistische Freundlichkeit, die es 
ihm erlaubte, auch schwierigen Partnern entgegen zu kommen. Und das ent-
sprach seinen Erfahrungen. Er brachte aus seinen bisherigen Stationen als 
Wissenschaftler und Wissenschaftsorganisator, über die vorhin gerade ge-
sprochen wurde, Erfahrungen mit, die ihm die hier erforderliche organisa-
torische und bürokratische Kompetenz verliehen, um die Sozietät als Verein 
voranzubringen. 

Ein letzter Punkt verdient Erwähnung. Zum Eichhornschen Gesichtsfeld 
gehörte seine Bereitschaft, aufmerksam und aufnahmefähig zu sein für die 
Ideen aus seiner Umgebung und sich für deren Realisierung und Gestaltung 
einzusetzen. Das brachte die Sozietät voran, obwohl es für ihn meist den 
Nachteil hatte, dass er dann auch in den Gremien vertreten war, die aus 
diesen Aktivitäten entstanden. 

Beispiele dafür gibt es genügend. Ich nenne einige, zu denen ich aus 
eigener Erfahrung etwas sagen kann. 

1994 entstand der Vorschlag, ein eigenes Publikationsorgan für die Ver-
öffentlichung der Vorträge zu gründen. Der Wunsch, die Vorträge zu publi-
zieren, war stark. Der Vorstand bestätigte unser wenig später vorliegendes 
Konzept für die Sitzungsberichte, das in Aufmachung und Namen an die 
Reihe der Akademie der Wissenschaften der DDR anknüpfte. Wir bildeten 
ein Redaktionskollegium, zwei Mitglieder aus jeder Klasse, Wolfgang Kütt-
ler und Helmut Steiner für die Sozial- und Geisteswissenschaftliche Klasse, 
Wolfgang Schirmer und Karl Friedrich Alexander für die Klasse Naturwis-
senschaften, der Leiter des Redaktionskollegiums und dazu Wolfgang Eich-
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horn, als Vertreter des Vorstands im Kollegium und natürlich als Schatz-
meister, der über die Finanzen wachte. Das Kollegium brachte die Dinge 
bald in Gang, und Anfang 1995 erschien der erste Band in der Reihe, wie 
wir sie bis heute kennen. 

1994 kam der Gedanke einer Stiftung zur Konsolidierung des Finanz-
sockels der Sozietät auf – ein Vorschlag unseres Mitglieds Horst Klink-
mann. Folgerichtig unterstützte und beförderte der Schatzmeister die Stif-
tungsgründung, die sich wegen vielerlei Erwägungen bis 1996 hinzog, und, 
gleichermaßen selbstverständlich, gehörte Wolfgang Eichhorn zu den zwölf 
Gründern. 

Als sich 1994 das Bedürfnis nach Vorstellungen über den weiteren Weg 
der Sozietät verstärkte, ging der Vorstand auf den Vorschlag ein, eine 
Gruppe jüngerer Mitglieder zu bitten, Zukunftsüberlegungen anzustellen. 
Unter der Leitung von Hubert Laitko legten deren Mitglieder Reinhard 
Mocek, Ulrich Wurzel, Karlheinz Bernhardt, Wolfgang Küttler, der Leiter 
des Redaktionskollegiums und natürlich auch Wolfgang Eichhorn dem Vor-
stand Ausarbeitungen vor. Die Laitko-Papiere wurden zum Ausgangspunkt 
weiterer Debatten im Vorstand über Zukunftsvorstellungen, die bis heute 
nicht abgerissen sind. 

Und schließlich war auch ein von manchem anfangs skeptisch gesehenes 
Orientierungsobjekt, das Mitgliederverzeichnis, ohne Wolfgang Eichhorn 
nicht zu machen, nur er hatte als Kontoführer und Beitragsverwalter alle 
Daten, die man dazu brauchte. Es wurde ab 1996 zum wirksamsten Arbeits- 
und Kommunikationsinstrument, das die Sozietät je besessen hat. 

Ein Letztes: Ich bin ihm persönlich sehr dankbar, dass er 2000 die In-
stallierung des Mitteilungsblattes Leibniz intern von Anfang an unterstützte, 
das sich für ein Jahrzehnt zu einem unerlässlichen Informations- und Kom-
munikationsmittel der Sozietät entwickelte. 

Alles in allem bedeutete die Arbeit für die Sozietät einen Wechsel in der 
persönlichen Prioritätenliste, die bisher sein Leben als Wissenschaftler be-
stimmt hatte. Ab 1992 war die Sozietät an die erste Stelle gerückt. Das zog 
folgerichtig nach sich, dass damit seine wissenschaftliche Laufbahn und 
seine wissenschaftlichen Ambitionen vorübergehend zugunsten der Sozietät 
stillgelegt oder zumindest blockiert waren. Das, verehrte Anwesende, haben 
nicht viele Akademiemitglieder über ihr wissenschaftliches Herz gebracht. 

Ich möchte hier allerdings auch vermerken, dass er es dennoch fertig 
brachte, seine Wissenschaft nicht vollständig liegen zu lassen in diesen Jah-
ren, aber das nicht mein Thema. 

 



Laudatio zum 85. Geburtstag von Wolfgang Eichhorn 17 

 

*** 
 
Als Schatzmeister und Sekretar hat Wolfgang Eichhorn bis 2005 gewirkt, in 
eine Zeit der Veränderungen hinein, die sich etwa in der Umgebung des 
300. Jubiläums der Akademie im Jahre 2000 abzuzeichnen begann. Die 
Grundsituation der Leibnizsozietät änderte sich. Das war zunächst schwer 
zu erkennen, doch man spürte, dass die Aufgaben immer komplizierter und 
komplexer, die Koordinierung der Aktivitäten der Mitglieder immer schwieri-
ger wurden, die Anforderungen an Führung und Management ständig stiegen. 
Längst war die Zeit eines quasi Einmann-Managements zu Ende. Arbeits-
umfang und Aufgabenspektrum des Sekretars – der er offiziell seit 1999 auch 
war – wuchsen ins Unübersichtliche. 

Gestatten Sie mir zu dieser Lage einige Bemerkungen. 
Zunächst sei darauf verwiesen, dass die seit 1990 in Turbulenzen gera-

tene Wissenschaftslandschaft in Berlin bis etwa 2000 politisch und wissen-
schaftspolitisch zur Ruhe gekommen war. Die strukturellen Veränderungen 
waren im Wesentlichen abgeschlossen, der Ost-Zuwachs war verdaut und 
reguliert, das System hatte sich stabilisiert. Weder wissenschaftspolitische 
noch juristische Ziele waren gegen den Strom durchsetzbar, der Spielraum 
war ausgereizt. 

Für die Leibnizsozietät hatte sich die Hoffnung nicht erfüllt, das 300. 
Jubiläum der Akademie würde an den Positionen, die sich herausgebildet 
und gefestigt hatten, etwas ändern. Immerhin konnte aber nicht länger über-
sehen werden, dass sich die Leibnizsozietät im Jubiläumsjahr als dauerhafte 
wissenschaftliche Einrichtung präsentierte. 

 
Ein Symposium der Evaluierer von 1990/92 schrieb die Ergebnisse 2002 
endgültig fest. Allerdings fiel die Siegerparade der Abwickler gedämpft aus, 
eingedenk der noch deutlich in Erinnerung befindlichen vielen Härten und 
Ungerechtigkeiten, die die Entwicklung mit sich gebracht hatte. Der Ver-
such von Jürgen Mittelstraß, doch noch einzulenken, brachte nichts. Er hatte 
vorgeschlagen: „Laßt uns noch einmal gemeinsam über die Bücher gehen 
und gutzumachen suchen, was damals an persönlichem Unrecht geschah.“ 
Im offiziellen Wortprotokoll, herausgegeben vom Stifterverband für die 
deutsche Wissenschaft, war diese Passage schon gestrichen.1 

                                                           
1  Zitiert aus dem Manuskript des Redners und entsprechend seinem Vortrag. Auf Anfragen 

bestätigte Mittelstraß den Passus und gab dazu ein Interview. Siehe Leibniz intern Nr. 12 
vom 30.04.2002, S. 10: „Laßt uns noch einmal über die Bücher gehen...“, Interview mit 
Jürgen Mittelstraß.  
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Den letzten Versuch, die Lage für die Sozietät zu verändern, unternahm 
zwei Jahre später PDS-Wissenschaftssenator Thomas Flierl. Die Hoffnung, 
die aufkeimte, dauerte nicht lange. Der Senator handelte sich 2004 eine def-
tige Abfuhr im Abgeordnetenhaus ein, als er nach politischen Lösungen 
suchte und sich für eine Wiedergutmachung und für eine Unterstützung der 
Leibnizsozietät stark machen wollte.2 

Flierl konnte dennoch Mittel aus seinem eigenen Ressorthaushalt auf-
bringen und eröffnete der Sozietät die Möglichkeit, eigene Forschungspro-
jekte durchzuführen, die von der Senatsverwaltung gefördert werden konn-
ten. Diese Förderprojekte sollten die Sozietät ab 2004 beschäftigen. Wir 
wissen alle, dass auch diese Aufgabe der Planung, Koordinierung und Ab-
rechnung der Förderprojekte für viele Jahre an Wolfgang Eichhorn fiel. 

Das war in einer Zeit, als in der Sozietät selbst signifikante Veränderun-
gen vor sich gingen. Die Mitgliedschaft war auf über 200 Mitglieder ange-
wachsen und nahm weiter zu. Die Neuen kamen nicht mehr aus den Kreisen 
der Akademiemitglieder, sie brachten neue Erfahrungen und Traditionen 
der wissenschaftlichen Kommunikation in die Sozietät, Mentalität und Mo-
tivation der Mitgliedschaft änderten sich. 

Die Sozietät erweiterte in diesen Jahren ihre wissenschaftlichen Aktivitä-
ten spürbar. Von 1993 bis 1998, in fünf Jahren, verzeichnete sie zehn Sym-
posien und Kolloquia, die zu den normalen Sitzungen in Plenum und Klassen 
hinzukamen. Danach stieg die Zahl dieser Veranstaltungen steil an. Allein 
für das Berichtsjahr 2003 werden im Bericht des Präsidiums elf Kolloquien/ 
Konferenzen genannt.3 Erinnert sei für diese Jahre z.B. an die Konferenzen 
zur Akademiegeschichte in den Jahren 1999 und 2000, an das Kolloquium 
zur Geschichtsphilosophie zum 70. Geburtstag von Wolfgang Eichhorn 2000, 
das Symposium zur allgemeinen Technologie 2001, die erste Toleranz-Kon-
ferenz in Oranienburg 2002 oder an das Ehrenkolloquium zum 90. Geburts-
tag von Rapoport 2002. 

Eine strukturelle Erweiterung der wissenschaftlichen Arbeit der Sozietät 
bedeuteten die Kommissionen und Arbeitskreise, die in den gleichen Jahren 
ihre Tätigkeit aufnahmen. Eine Publikation verzeichnet 2004 zwölf Arbeits-

                                                           
2  Die Vorgänge sind in mehreren Pressebeiträgen von Jakob Wegelin in der Tageszeitung 

Junge Welt geschildert. Siehe. etwa: „Geklonte Defizite. Ein Symposium der Evaluierer 
hält nach zehn Jahren ratlose Rückschau“, Junge Welt vom 15.2.2002 (nachgedruckt in 
Leibniz intern Nr. 12 vom 30.4.2002); „Die Versöhnungsgeschichte vom roten Rathaus“, 
Junge Welt vom 4.3.2004 (nachgedruckt in Leibniz intern Nr. 22 vom 15.4.2004). 

3  Aus dem Bericht des Präsidiums an die Geschäftssitzung der Leibnizsozietät, vorgetragen 
von Wolfgang Eichhorn, in: Leibniz intern 21 vom 15.1.2004, S. 2. 



Laudatio zum 85. Geburtstag von Wolfgang Eichhorn 19 

 

gremien dieser Art.4 Die meisten entstanden in den Jahren 2001 und 2002. 
2002 entstand auch das LIFIS. 

Die Sozietät hatte auf diese Entwicklungen schon Ende der 90er mit 
einer allmählichen breiteren Verteilung der Aufgaben reagiert, sichtbar viel-
leicht am deutlichsten im Wachstum des Vorstands, der sich ab 2001 Präsi-
dium nannte. Das weiter auszuführen ist hier nicht Thema, dazu nur zwei 
Daten: Bis 1997/98 bestand der Vorstand aus den gewählten Präsidenten, 
Vizepräsidenten und Schatzmeister, dazu kamen die Klassensekretare und 
deren Stellvertreter sowie der Leiter des Redaktionskollegiums der Sit-
zungsberichte, insgesamt acht Akteure. Im Jahre 2001 hatte das Präsidium 
zwölf Mitglieder, 2005 dann siebzehn, mit jeweils klar umrissenen Zustän-
digkeiten und steigendem Kommunikationsaufwand.5 

Das alles bedeutete weitere Belastungen der ohnehin schwachen Infra-
struktur der Sozietät. Um die interne Kommunikation der Mitglieder zu si-
chern, wurde das Mitteilungsblatt Leibniz intern eingerichtet, es erleichterte 
die bis dahin wesentlich postalisch gegründete Verbindung zu ihnen. Ent-
scheidende Organisationshilfen kamen jedoch vom sich dramatisch schnell 
entwickelten digitalen Wandel. Sie erinnern sich – das Internet kam seit Be-
ginn der 90er Jahre immer stärker auf. Etwa ab 1996 war es auch im Vor-
stand im Gespräch, im Jahr 2000 erschien die erste Webseite der Sozietät. 
Das Problem lag dann zunächst nicht bei der Webseite, sondern daran, dass 
ein Internetzugang lange Zeit bei den Mitgliedern nicht flächendeckend vor-
handen war. Wolfdietrich Hartung, seit 2002 Redakteur der Sitzungsberichte, 
klagte 2003 in einem Bericht an das Präsidium: Die Hälfte unserer Mitglie-
der besitzt keinen Computer, so dass sie allein über Printmedien an der 
internen Kommunikation der Leibniz-Sozietät teilnehmen können.6 

Das E-Mailing, das auf der Verfügbarkeit von Internet aufbaute, schuf 
überragende neue Möglichkeiten der Kommunikation, sofern alle Partner 
einen PC besaßen. Es setzte sich in der Sozietät allmählich, wenngleich 
zögernd, durch. Die erste Eintragung von E-Mail-Anschriften im Mitglie-
derverzeichnis stammt aus 1999 mit mageren zwölf Adressen (bei damals 
192 Mitgliedern, etwa sechs Prozent). Das änderte sich in den Folgejahren. 
                                                           
4  Nach den Angaben in: Geschichte – Leistungen – Perspektiven einer Wissenschaftsakade-

mie sui generis. Hrsg. von der Leibnizsozietät, 2004. 
5  Das Protokoll der Sitzung des Präsidiums vom 28.04.2005 verzeichnet als anwesend: 

Bernhardt, Hartung, Herrmann, Hörz, Hundt, Jacobasch, Kautzleben, Kolditz, Küttler, 
Linke, Neuner, Nowak, Öhlmann, Steiger, Wangermann, Wöltge. Eichhorn fehlte an die-
sem Tag. 

6  Bericht über die Publikationstätigkeit. Anlage 2 zum Protokoll der Präsidiumssitzung am 
10.04.2003. 
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Gegen 2005 hatten etwa 70% der Mitglieder E-Mail-Verbindung. Heute lie-
gen wir bei etwa 90%. 

Um auf unseren Jubilar zurückzukommen: Für das Präsidium und seinen 
Sekretar bedeutete der digitale Vormarsch neue Möglichkeiten, den ge-
wachsenen Koordinierungsaufwand wenigstens etwas aufzufangen. Sie hal-
fen, den wissenschaftlichen Betrieb und die Kommunikation unter den Mit-
gliedern zu verbessern und den organisatorisch-bürotechnischen Aufwand 
dafür merklich zu verringern. 

Es schien, als würde die Arbeitslast unseres Jubilars durch die neuen 
technisch-organisatorischen Möglichkeiten gemildert, zumal das nunmehr 
erweitere Präsidium mit den – wie vorhin betont – klar umrissenen Zustän-
digkeiten immer wirksamer wurde. Indessen blieb die neue Aufgabe För-
derprojekte beim Sekretar hängen. Der Nutzen der Projektarbeit für die wis-
senschaftliche Entwicklung der Sozietät unterliegt keinem Zweifel. Ihre 
Planung, Koordinierung und Abrechnung nahm ab 2004 einen großen Teil 
der Arbeitskraft von Wolfgang Eichhorn in Anspruch. Projektkoordinator, 
so stellte sich heraus, wurde für ihn zum ärgerlichsten Geschäftsfeld, mit 
dem er es jemals zu tun hatte. Und auch hier muss man wieder sagen: Er hat 
sich um diese Arbeit nicht gerissen, sie fiel ihm zu. 

Wenn ich zusammenfassen darf: Wolfgang Eichhorn verkörpert in sich 
ein entscheidendes Stück Geschichte der Leibnizsozietät. Die neue Archi-
tektur der alten Gelehrtensozietät ist zweifellos ein Werk vieler Mitstreiter, 
doch realisiert wurde das vor allem durch seine wissenschaftsorganisatori-
sche Kompetenz und seine Bereitschaft, die eigenen Interessen zurückzu-
stellen. Er war vieles: treibende Kraft, Vordenker und Protokollschreiber, 
Inspirator und Dienstmädchen der Sozietät. Er vor allem steht für den von 
Klenner eingebrachten Terminus einer Institution „sui generis“. In unserem 
Jubilar dürfen wir den eigentlichen Akteur dieser Zeit sehen, Initiator und 
Gestalter der Leibnizsozietät in dieser Zeit. 

Der erste Präsident, Samuel Mitja Rapoport hat in seinen letzten Tagen 
seine Frau Ingeborg Rapoport gebeten, sie möge uns mitteilen, dass er die 
Arbeit von Wolfgang Eichhorn sehr hoch geschätzt habe. Ohne ihn, so Ra-
poport, hätten wir es nicht geschafft. Das hat Wolfgang Eichhorn als das 
größte Lob empfunden, das er je erhalten konnte. 

 
Glückwunsch, lieber Wolfgang, zum 85. Danke für Deinen Einsatz und dass 
Du das alles ausgehalten hast. 
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Dilemma, Chance oder Illusion? Vernunft als Möglichkeit in der 
Geschichte 

Das von der Leibniz-Sozietät zu Ehren von Wolfgang Eichhorn, der am 23. 
2.2015 seinen 85. Geburtstag feierte, am 9. April 2015 veranstaltete Kollo-
quium hatte die Problemverknüpfung der Vernunft in der Geschichte mit 
den Formen gesellschaftlicher Veränderung im geschichtlichen Prozess zum 
Thema. Dafür geschichtsphilosophische Beiträge zu leisten, war von Anfang 
an ein zentrales Anliegen der Arbeiten und Diskussionsbemerkungen von 
Wolfgang Eichhorn, so dass es auch der Anlass seines Jubiläums nahelegte, 
das Thema unter aktuellen Aspekten wieder aufzugreifen. Das aber kann 
nach den tiefgreifenden Umwälzungen, die sich seither vollzogen haben, 
nicht ohne eine weitgehende kritische Revision der damaligen Geschichts-
perspektive geschehen. 

Wer die europäische und globale Entwicklung im vergangenen Viertel-
jahrhundert betrachtet, wird einerseits schnell erkennen, wie dringend aktu-
ell das Thema geblieben ist. Wenn wir aber die Leitaspekte, unter denen wir 
die Problematik damals behandelten, mit der Situation um die Mitte des 
zweiten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts vergleichen, wird sofort auch die 
Distanz sowohl in den objektiven Bedingungen als auch in der Entwicklung 
der gesellschaftlichen Diskurse deutlich. Diesen notwendigen Perspektiven-
wechsel nicht als völlige Negation, sondern als kritische Anknüpfung an die 
marxsche Geschichtstheorie vorzunehmen, war seit der Zäsur von 1989/91 
immer wieder Gegenstand der Arbeiten von Wolfgang Eichhorn und auch 
unserer gemeinsamen Bemühungen im Rahmen der Leibniz-Sozietät. Es 
ging und geht dabei primär um Rolle und Verantwortung von Philosophie 
und Wissenschaft in den Kontroversen um globale Existenzfragen der 
menschlichen Gesellschaft. Im Folgenden sollen dazu teils resümierend, 
teils weiterführend einige Überlegungen zur Diskussion gestellt werden. 
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I 
 
Dazu ist zunächst die damalige Position kurz zu skizzieren. Das als Leitmo-
tiv gewählte Zitat aus der Abhandlung über Teil „Weltgeschichte“ in Hegels 
„Enzyklopädie der philosophischen Wissenschaften im Grundrisse“: „... dass 
{überhaupt} Vernunft in der Geschichte sei“ (1968ff., Bd. 10, S. 248, vgl. 
252) war der Titel eines vor 26 Jahren gemeinsam vom Jubilar und vom 
Autor dieses Beitrags verfassten Buches, das dafür in mancher Hinsicht 
charakteristisch ist. Mit der Anspielung auf die Vernunft in der Geschichte 
war nicht der Hegelsche Weltgeist gemeint, auf den sich die zitierte Aus-
sage bezieht. Vielmehr verweist der Untertitel „Formationsgeschichte und 
revolutionärer Aufbruch der Menschheit“ darauf, dass die Frage vernünfti-
ger Geschichtsgestaltung in der Tradition von Marx aus dessen Perspektive 
der Menschheitsgeschichte als progressive Entwicklung von ökonomischen, 
d.h. auf der jeweiligen Art und Weise der Produktion der Existenzbedin-
gungen der Menschen (Produktionsweisen) beruhenden Gesellschaftsforma-
tionen betrachtet wurde. In dieser Perspektive sollte über die Vernunft in 
der Geschichte – so heißt es in der Vorbemerkung – von den Möglichkeiten 
die Rede sein, 
 

„über die die Menschheit verfügt, um die historischen Prozesse, die sich vor un-
seren Augen abspielen und die uns faszinieren, aber auch beunruhigen, vernünf-
tig zu gestalten – in einer Welt dauerhaft gesicherten Friedens und sozialen Fort-
schritts.“ (Eichhorn/Küttler 1989, S. 5) 

 
Wie vor allem das Schlusskapitel: „Weltgeschichtlicher Umbruch und Not-
wendigkeit der Vernunft“ (ebenda, S. 196ff.) zeigt, setzte dieses Vorhaben die 
Einsicht voraus, dass neuartige Umwälzungsprozesse auch neue geschichts-
theoretische Fragen aufwerfen. Zum anderen wurde uns darüber klar, „wie 
fragwürdig heute ein Beharren auf theoretischen Formeln ist, welche ihrer-
seits von einmal angeeignetem Lehrbuchwissen abgezogen sind“ (ebenda, 
S. 6). Aber wir blieben dabei im Rahmen der für den Marxismus-Leninis-
mus, aber auch weltweit für viele progressive Bewegungen zentralen Vor-
stellung, dass die von 1917 ausgehende Entwicklung die Hauptlinie des 
weltgeschichtlichen Fortschritts sei und dass diese sich unter den veränder-
ten Bedingungen bewähren werde, wie das zunächst angesichts der Refor-
men Gorbatschows auch so schien. Als einzig reale Chance einer Alterna-
tive zur Barbarei des Kapitalismus der Weltkriege und Katastrophen im 20. 
Jh. mit der extremen Steigerung des Faschismus verstanden, sollte dieser 
real bestehende Sozialismus trotz aller seiner Entwicklungsprobleme den 
Weg vernünftiger Geschichtsgestaltung vorgeben. Dass wenig später die 
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Sowjetunion und das von ihr geprägte Sozialismusmodell insgesamt Ge-
schichte sein sollten, lag außerhalb unseres Denkhorizonts. 

Dabei geht es aber um mehr als das Ende des „real existierenden Sozia-
lismus“, seiner geschichtsideologischen Räson und der damit verbundenen 
theoretischen Perspektive. Denn die globale Entwicklung des Kapitalismus 
in einem neuen Stadium hat nicht nur den schon zuvor von vielen kritischen 
Marxisten bezweifelten konzeptionellen Bezugsrahmen gesprengt, den der 
Marxismus-Leninismus der Anwendung der marxschen Geschichtsauffas-
sung auf das 20. Jh. gegeben hatte. Vielmehr war auch die Erwartung einer 
Gesellschaftsentwicklung jenseits des Kapitalismus durch die von der Ar-
beiterklasse geführte sozialistische Umwälzung, die alle Marxisten – wenn 
auch auf unterschiedlichen Wegen – anstrebten, direkt betroffen. Denn da-
mit fand sich zwar nicht die nach wie vor hochaktuelle Kapitalismuskritik 
von Marx, wohl aber die Bewegung, die auf ihrer Basis über den Kapitalis-
mus hinausführen sollte, und damit in gewisser Weise auch Marx selbst 
praktisch „im Niemandsland wieder“, wie es Eric Hobsbawm in einer seiner 
letzten Arbeiten über „Marx heute“ formuliert (2012, S. 14). 

 
II 

 
Zugleich haben aber der gegenwärtig über die Zukunft der Menschheit ge-
führte Diskurs und die darin zu beobachtende weitgehende Unsicherheit 
über das Wohin der neuen Umwälzung aller Bereiche des Lebens gezeigt, 
dass damit der Impuls des von Marx initiierten Projekts einer anderen als 
der modernen kapitalistischen Gesellschaft keineswegs erledigt ist, wenn 
wir es nicht als Entwurf für 1917 und den sowjetischen Sozialismus, son-
dern frei von illusionären Erwartungen in der emanzipatorischen Perspek-
tive seiner Kapitalismus-Kritik betrachten und diese auf die gesamten Er-
fahrungen der Realgeschichte des Kapitalismus beziehen. An die an Stelle 
der bisherigen immanenten Interpretationen oder auch partiellen Kritiken 
innerhalb einer von Herrschaft und Ausbeutung bestimmten geschichtlichen 
Entwicklung sollte auf der Basis wissenschaftlicher Analyse ihrer Wider-
sprüche eine grundsätzliche Veränderung dieser Verhältnisse erreicht wer-
den. Marx folgte dabei dem kategorischen Imperativ, „alle Verhältnisse 
umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein 
verlassenes, ein verächtliches Wesen ist“ (MEW 1, 385). 

Darin besteht die praktische historische Vernunft von Marx, die er auf-
grund seiner historisch-materialistischen Wende aber in Abgrenzung von 
Hegels Idealismus und überhaupt von den ideellen Bahnen der bisherigen 
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Philosophie nicht als Projekt der philosophisch begründeten Vernunft, son-
dern der wissenschaftlichen Erforschung der praktischen Lebensbedingun-
gen der Menschen und ihrer geschichtlichen Entwicklung auffasste. Zu-
nächst noch normativ und hypothetisch formuliert, wurde dieses Konzept 
von Marx später durch seine umfassende Kritik der politischen Ökonomie, 
die sowohl die Theorien über den Kapitalismus als auch die Analyse von 
dessen realer Struktur und Entwicklung umfasste, zu einer substanziellen Be-
gründung des Kommunismus als geschichtliche Realisierung der kategorisch-
imperativen Alternative zu allen Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnissen 
weiterentwickelt. Subjekt dieser Emanzipation der Menschheit insgesamt 
sollte das Proletariat und der Weg dazu die soziale Revolution dieser Klasse 
sein, weil sie im Gegensatz zu den auf dem Privateigentum beruhenden Pro-
duktionsverhältnissen im Kapitalismus die über diesen hinausweisende ge-
sellschaftliche Form der Produktivkräfte verkörpert. Daher sah er auch keinen 
Widerspruch zwischen der Einsicht in die beständig revolutionierende Dyna-
mik der kapitalistischen Produktionsweise und generellen Erkenntnissen über 
die Voraussetzungen gesellschaftlicher Umwälzung:  

„Eine Gesellschaftsformation geht nie unter, bevor alle Produktivkräfte entwi-
ckelt sind, für die sie weit genug ist, und neue höhere Produktionsverhältnisse 
treten nie an die Stelle, bevor die materiellen Existenzbedingungen im Schoß der 
alten Gesellschaft ausgebrütet worden sind“.(MEW 13,9)  

Praktisch und theoretisch war dies grundsätzlich als offenes, immer neue 
Fakten und Erkenntnisse einbeziehendes und stets korrekturfähiges Projekt 
angelegt. Diese Fähigkeit geriet im weiteren Verlauf immer mehr in ein wi-
dersprüchliches Verhältnis zur Revolutionserwartung. In der Einleitung zur 
Neuausgabe von Marx’ Schrift Die Klassenkämpfe in Frankreich 1848–1850 
charakterisierte Engels die „auf kapitalistischer, im Jahre 1848 also noch 
sehr ausdehnungsfähiger Grundlage“ fortschreitende ökonomische bzw. in-
dustrielle Revolution auf dem europäischen Kontinent als Hauptursache da-
für, dass sich die damaligen Erwartungen, die Revolution könne bereits bis 
zur „Beseitigung der kapitalistischen Produktion“ fortgeführt werden, nicht 
erfüllt hatten – obwohl es reale Tendenzen im Revolutionsgeschehen gab, 
die darauf hindeuteten (MEW 22: 513–516, Zitat 515 ). Vom 21. Jahrhun-
dert aus gesehen, könnte man die kritische Retrospektive von Engels mit 
dem Blick auf 1917 wiederholen, nur dass nunmehr die Realgeschichte im 
20. und beginnenden 21. Jahrhundert und das Scheitern der 1917 initiierten 
Alternative die damals von Engels unbeirrt weiter verfolgte Erwartung der 
bevorstehenden Überwindung des Kapitalismus (ebenda: 518–527) wider-
legt hat. 
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III 
 
Schon seit ihrem Aufstieg im 18. und 19. Jahrhundert hatte die Entwicklung 
der kapitalistischen Produktionsweise und der „Gesellschaften“, die auf ihr 
beruhen (Marx im Kapital, MEW 23, S. 49), die Widersprüche des Ver-
nunftprojekts der Aufklärung und damit die dunklen Seiten des bürgerlichen 
Fortschritts zusammen mit dessen zivilisatorischen Errungenschaften offen-
gelegt. Die Denkform und die Handlungsimpulse der Aufklärung, deren 
Tradition von Vico bis zu Kant, Hegel und Marx reicht und durch diesen 
ihre praktisch-emanzipatorische Wende erhielt, sind im weltweiten Fort-
schreiten des neuzeitlichen Rationalisierungsprozesses, wie Max Weber die 
Entwicklung des modernen Kapitalismus und ihre kulturellen Wirkungen 
beschreibt, selbst in eine fatale Synthese von präzedenzlosen zivilisatori-
schen Fortschritten mit Fehlentwicklungen und Verbrechen in bis dahin un-
geahnter Dimension verstrickt. 

In der ersten Hälfte des „Jahrhunderts der Extreme“ (Hobsbawm 1994) 
wurde dann auch die Entwicklung nach der als die Verwirklichung der 
marxschen Theorie begrüßten Revolution von 1917 in den Sturm verhäng-
nisvollen Fortschreitens in Katastrophen und Zerstörung hineingerissen. 
Mehr noch – sie brachte mit der stalinschen Diktatur, der maoistischen Kul-
turrevolution und anderen Folgeerscheinungen selbst von ihren Widersprü-
chen ausgehende Impulse in dieser katastrophalen Richtung hervor, die im 
krassen Gegensatz zum marxschen kategorischen Imperativ der menschli-
chen Emanzipation standen. Der Zwiespalt zwischen Vernunft humaner Ge-
sellschaftsgestaltung einerseits und Rationalisierung als Steigerung der ge-
sellschaftlichen Produktivkräfte andererseits war nicht, wie es Marx von der 
Revolution des Proletariats erwartete, aufgehoben, sondern er hatte sich trotz 
des revolutionären Umwälzungsprozesses und seiner progressiven Ansätze 
im Gegensatz der Gesellschaftssysteme eher noch vertieft. 

Unter diesen Prämissen ist eine Geschichtsperspektive, in der Vernunft 
in der Geschichte nach den desillusionierenden Erfahrungen bisheriger Rea-
lisierungsversuche nicht als Dilemma der Wahl zwischen unvermeidlichen 
Übeln gleich verheerender Wirkung, sondern als reale Chance gesehen wird, 
in einer prekären Situation. Marx und Engels waren sich der Ambivalenz 
eingreifender Geschichtstheorie wohl bewusst. Sie betrachteten die Ge-
schichte nicht als Einbahnstraße ständigen Fortschritts, sondern diesen als 
Resultante offener Konflikte und in der Klassengesellschaft daher als wider-
sprüchlichen Prozess von Durchbrüchen und Rückschlägen. Die teils offe-
nen, teils versteckten Klassenkonflikte, heißt es im Kommunistischen Mani-
fest, führten schließlich in einen Kampf, „der jedesmal mit einer revolutio-
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nären Umgestaltung der ganzen Gesellschaft endete oder mit dem gemein-
samen Untergang der kämpfenden Klassen“ (MEW 4,462), wobei offen-
sichtlich auf das Ende des Römischen Reiches angespielt wird. 

Auch für die moderne kapitalistische Entwicklung sah Marx, wenn nicht 
„eine große soziale Revolution die Ergebnisse der bürgerlichen Epoche, den 
Weltmarkt und die modernen Produktivkräfte“ meistern und „sie der ge-
meinsamen Kontrolle der am weitesten fortgeschrittenen Völker“ unterwer-
fen werde, nur die verhängnisvolle Perspektive, dass „der menschliche Fort-
schritt“ weiterhin „jenem scheußlichen heidnischen Götzen gleichen“ werde, 
„der den Nektar nur aus den Schädeln Erschlagener trinken wollte“, wie es 
am Schluss seines Artikels über die „künftigen Ergebnisse der britischen 
Herrschaft in Indien“(1853) heißt. (MEW 9, 226) 

War hier die Alternative noch unter optimistischen Vorzeichen der Er-
wartung dieser Revolution und der wenn auch mit unmenschlichen Mitteln 
erreichten Schaffung weltweiter Voraussetzungen dafür durch den Kapita-
lismus formuliert, so stand sie knapp ein Jahrhundert später bei Walter Ben-
jamin in Zeiten äußerster Bedrängnis durch den Faschismus nicht mehr ein-
deutig im Kontext dieser Gewissheit. Er erfasste die Ambivalenz des Fort-
schritts mit dem düsteren Bild vom angelus novus (nach dem Gemälde von 
Paul Klee): Ein „vom Paradiese her“ wehender Sturm hat sich in dessen Flü-
geln verfangen und 
 

„treibt ihn unaufhaltsam in die Zukunft, der er den Rücken kehrt, während der 
Trümmerhaufen vor ihm zum Himmel wächst. Das, was wir den Fortschritt nen-
nen, ist dieser Sturm.“ (1974, S. 698) 

 
Aber auch hier wird im Kontext das Bild vom eingreifend aktiven histori-
schen Materialisten als Antwort, als Chance einer grundlegenden Verände-
rung diesem seit Beginn der menschlichen Geschichte („vom Paradiese her“ 
meint den Sündenfall als Beginn der Erkenntnisfähigkeit) grausamen Fort-
schreiten der Geschichte hinter dem Rücken der Akteure entgegengesetzt. 
Geschichtsdenken in der Tradition von Marx beharrte auch unter den wid-
rigsten Bedingungen auf dieser Möglichkeit humaner Vernunft. 

 
IV 

 
Dagegen hat die postmoderne Fortschrittsskepsis, die nicht zufällig vor 
allem von enttäuschten Linken ausging, in den resignativen Momenten die-
ser Erfahrung ihre wichtigste Motivation. Ihre Kritik wendet sich gegen alle 
Großtheorien, -erzählungen und -projekte, weil diese den gesellschaftlichen 
Fortschritt bis zum gewaltsamen Umsturz treiben und damit zu neuer Re-
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pression führen würden. Außerdem deckte sie mit den analogen Tendenzen 
des „linguistic“ und „cultural turn“, der kulturalistisch-sprachphilosophi-
schen Wende der Geisteswissenschaften zweifellos gravierende Leerstellen 
in der marxistischen und generell der sozialtheoretisch orientierten Gesell-
schafts- und Geschichtsforschung auf, dies aber mit einer radikalen Absage 
am objektiven Geltungsanspruch und an der wissenschaftlichen Legitimität 
von Gesellschaftstheorien überhaupt. Was die Auswirkungen auf die Ent-
wicklung der Geschichtswissenschaften im Allgemeinen und die der Auf-
fassungen von Revolution in Bezug auf 1789 im Besonderen angeht, ist auf 
die Beiträge von Matthias Middell und Helga Schultz in diesem Band zu 
verweisen. 

Von ganz entgegen gesetzter Ausgangsposition, aber mit ähnlicher Ab-
lehnung über die bürgerlich-liberale Welt hinausgehenden Fortschrittsideen 
setzt der Neoliberalismus die Entwicklung in den Zentren des modernen 
Kapitalismus als die normative Kraft der alle Krisen überwindenden Dyna-
mik des Kapitalismus als einzig vernünftiges Fortschrittsmodell voraus. Re-
volutionen und Reformen, Umgestaltungsprozesse aller Art werden letztlich 
nach ihrem Verhältnis zum liberalen bürgerlich-kapitalistischen Gesell-
schaftsmodell beurteilt. Diese Hegemonie neoliberaler Ideologie, der zufolge 
es letztlich keine realistische Alternative zum globalen Kapitalismus gibt, 
ist trotz zeitweiliger Erschütterung nicht gebrochen, was die praktischen 
Orientierungen der Herrschenden in der Krise und die Konzepte für deren 
Überwindung angeht. Sie entspricht der Verbindung von Hochtechnologie 
und Finanzmarktsystem im neuen Stadium des Kapitalismus. Darüber hin-
aus aber hat diese Denkweise bei aller vordergründigen Interessenbindung 
ihren realen Kern in der ungebrochenen Entwicklungsfähigkeit des Kapita-
lismus, die ihn bisher alle Krisen überstehen und nach dem Untergang des 
Sozialismus sowjetischen Typs wieder zum weltbeherrschenden System 
werden ließ. 

 
V  

Diese reale und ideelle Situation erfordert eine kritische Überprüfung des-
sen, was unter dem Kapitalismus als der sich transformierenden bzw. der  
zu transformierenden Formation verstanden wird. „Kapitalismus“ bedeutet 
– und darin ist Marx aktueller denn je – permanente Transformation im Sinne 
von Umwälzung der Produktivkräfte und aller Bereiche des gesellschaftli-
chen Lebens. Diese Formation entwickelt und reproduziert sich bei gleich-
bleibenden Grundtendenzen der Produktions- und Reproduktionsform (Wa-
renwirtschaft, Kapitalakkumulation, Profitstreben, Lohnarbeit) durch stän-
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dige Umbruchsprozesse ihrer konkreten Formen – sowohl innerhalb der ent-
wickelten Produktionsweise als auch vermittels Umformung vorhandener 
fremder Grundlagen. 

Dabei besteht grundsätzlich keine Identität von Kapitalismus und bür-
gerlicher Gesellschaft, wie sie in Europa und Nordamerika entstand. Das 
bedeutet Vielfalt von Gesellschaften, „die auf kapitalistischer Produktions-
weise beruhen“ (Marx im Kapital, I, MEW 23, S. 49). Und was noch wich-
tiger ist: Dieser Formations- und Transformationsprozess verläuft grund-
sätzlich asymmetrisch. Während der Kapitalismus relativ stagnierende Ver-
hältnisse auflöst, treffen gegen den Kapitalismus gerichtete Transforma-
tionsbestrebungen auf eine Formation ständiger dynamischer Veränderun-
gen, die aus Krisen Neuformierungen erzeugt. Realgeschichtliche Transfor-
mationen sind damit bisher sämtlich innerhalb dieser Entwicklungsreihe zu 
betrachten. Der Staatssozialismus ist zwar Alternative zu den Eigentums- 
und Herrschaftsverhältnissen, schafft aber keine neue Produktionsweise. 
Die Stadien, Wege und Typen des Kapitalismus können in diesem Rahmen 
als aufeinander folgende oder in der Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen 
untereinander und mit vorgefundenen fremden Formen koexistierende For-
mationen begriffen werden. Die Übergänge waren und sind weiterhin durch 
Wandlungen der Produktionsweise wie auch durch Umbrüche mit tiefgrei-
fenden Einschnitten in den Herrschafts- und Eigentumsverhältnissen be-
stimmt – wenn auch in sehr unterschiedlichen regionalen Besonderheiten, 
„Wegen“ bzw. Entwicklungspfaden. Dabei sind Revolutionen „von unten“ 
und Systemveränderungen „von oben“ nur die unterschiedlichen Seiten einer 
sich immer mehr beschleunigenden Entwicklung mit ebenso gewaltigen 
Fortschritten wie auch Rückschlägen. 

Auch die unterschiedlichen sozialen und politischen Systembrüche in 
den ehemals sozialistischen Ländern und in mehreren arabischen Staaten in 
den letzten Jahrzehnten zeigen, dass Revolutionen, Reformen und allmähli-
che soziale, politisch-institutionelle und kulturelle Veränderungen sowie 
darauf gerichtete soziale Bewegungen weiterhin als komplementäre Pro-
zesse zu beobachten sind. 

Somit hat sich die Vielfalt von realgeschichtlichen Veränderungen, die 
Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen, gerade im Gefolge der oberflächlich 
nivellierenden Expansion des High-Tech-Kapitalismus und seines Finanz-
marktsystems nicht verringert, sondern eher noch verstärkt. Zum einen re-
produzieren sich auch in den entwickelten Industrieländern unterschiedliche 
stadiale Strukturen im modernen Finanzmarktkapitalismus. Zum anderen 
formiert sich Kapitalismus auf sehr unterschiedlichen Grundlagen im Kon-



Dilemma, Chance oder Illusion? Vernunft als Möglichkeit in der Geschichte 29 

 

text heterogener Sozial- und Herrschaftsverhältnisse (postkoloniale Dikta-
turen in Afrika, Feudalmonarchien wie in Saudi-Arabien oder den Emiraten, 
Herrschaft kommunistischer Parteien wie in China). Schließlich verflechten 
sich neue bzw. nachholende Transformationsprozesse im und zum Kapita-
lismus mit nichtkapitalistischen (sozialistischen) Segmenten von Wirtschaft 
und Gesellschaft (so in den postsozialistischen Transformationen in Mittel- 
und Osteuropa, in China, Vietnam und Kuba). Dabei verändert sich die oft 
irreführend diskutierte Relation von Zentrum und Peripherie räumlich und 
inhaltlich. Es geht nicht mehr um ein Zentrum und eine Peripherie, sondern 
immer mehr um eine polyzentrische Welt mit sich schnell verändernden 
ökonomischen, sozialen und politischen Kräfteverhältnissen. 

Dieses globale Panorama zeigt neben zivilisatorischen Großtaten und 
immens gewachsenen Fortschrittspotentialen ebenso bedrohliche Tendenzen 
der Zerstörung durch neue und alte Kriege, zunehmende Kluft zwischen 
Reich und Arm, internationalen Terrorismus sowohl von unten als auch von 
oben, durch fundamentalistische Bewegungen ebenso wie durch etablierte 
Staaten. Die aktuelle Weltkarte sozialökonomischer, politischer und kultu-
reller Veränderungen, in der Katastrophenszenarien vielfältiger Art zu er-
kennen sind, scheint resignierende Skepsis gegenüber allen Zielen einer ver-
nünftigen Zukunftsgestaltung nahezulegen. Zugleich aber ist auch die Kritik 
am globalisierten Kapitalismus gewachsen, und es entstehen vielfältige Ge-
genbewegungen, die auf Neues hinweisen, zugleich aber auch immer wie-
der der Sogwirkungen des Kapitalismus erliegen, die Integration und Re-
pression einschließt. 

 
VI 

 
Solange diese Integrationskraft nicht erschöpft ist, ist auch die finale Über-
windung der auf kapitalistischer Produktionsweise beruhenden Formations-
entwicklung kein reales Ziel. Indem aber mit jeder Innovation durch Wissen-
schaft, Technik und unternehmerische Initiativen auch die Schranken immer 
deutlicher werden, durch die der Kapitalismus humane Lösungen der Exis-
tenzprobleme der Menschheit als Ganzes be- und verhindert, wächst auch der 
Transformationsdruck im Sinne grundlegender Systemveränderungen. 

Insgesamt gesehen vollzieht sich seit dem letzten Drittel des 20. Jahrhun-
derts ein umfassender Umwälzungsprozess, den Eric Hobsbawm als welt-
geschichtlichen Erdrutsch beschreibt (1994, S, 503ff.), mit offenem Ausgang 
zwischen progressiver Gestaltung und globalen Katastrophen. Es geht um 
eine präzedenzlose Revolution der Produktivkräfte, der Kommunikation, auf 
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der Basis von Innovationen in Wissenschaft und Technik, deren Konsequen-
zen für die gesamte menschliche Kultur noch gar nicht abzusehen sind. Sie 
wird in ihren Dimensionen mit der neolithischen und der industriellen Revo-
lution verglichen, weist aber eine ganz andere Dynamik auf. Jedenfalls zeich-
net sich hier eine neue Qualität des Geschichtsprozesses ab, um deren empi-
risch zu beobachtende Tendenzen es in erster Linie gehen muss, wenn wir 
über Perspektiven von Transformationsprozessen diskutieren. 

Diese Umwälzung ist ausgegangen vom Kapitalismus, ist Grundlage und 
Triebkraft eines neuen Entwicklungsstadiums dieser Produktionsweise, deren 
produktive und destruktive Möglichkeiten sie in einem untrennbaren Zusam-
menhang derart steigert, dass existenzielle Grenzen und Bruchzonen für die 
Menschheit insgesamt erreicht werden. Beispiele hierfür sind u.a. die Ent-
wicklung der künstlichen Intelligenz, die Umwälzung der Arbeitswelt (In-
dustrie 4.0), die neuen Kommunikationsformen und ihre soziokulturellen 
Auswirkungen, das High-Tech-gesteuerte Weltfinanzsystem, die technischen 
Mittel des asymmetrischen Krieges und schließlich ganz besonders die Ein-
griffsmöglichkeiten der von den Biowissenschaften generierten modernsten 
medizinischen Techniken in die natürliche Beschaffenheit der Menschen. In 
der Summe dieser Veränderungen deuten sich hier neuartige Tendenzen nicht 
nur der gesellschaftlichen Entwicklung, sondern auch der natürlichen Evolu-
tion des Homo sapiens an. Jedenfalls hat sich die geschichtliche Entwicklung 
damit derart beschleunigt und zugleich verändert, dass sie, wie in den Debat-
ten über die Folgen der digitalen Revolution reflektiert wird, in der Tendenz 
über die Grenzen des Kapitalismus hinausweist – nicht im Sinne von dessen 
bevorstehender Abschaffung, sondern allmählicher Veränderung der Grund-
lagen in der Lebensweise, den Bedürfnissen und damit den gesellschaftlichen 
Formen des Zusammenlebens, und dies sowohl in den Zentren wie in der 
Peripherie bzw. in ihrem wechselseitigen Zusammenhang. 

 
VII 

 
Wie gezeigt, gewinnt die Alternative Fortschritt oder Destruktion Ende des 
20. und Anfang des 21. Jh. eine neue Dimension, und je schärfer sich diese 
Entscheidungssituation abzeichnet, desto wichtiger ist das Erfordernis, un-
beirrt Geschichte in Möglichkeiten für Lösungen im Interesse einer huma-
nen, die Existenz unserer Species auf diesem Planeten sichernden und er-
weiternden Gestaltung gesellschaftlicher Prozesse zu denken und damit Al-
ternativen geschichtlicher Vernunft aufzuzeigen, wie sie im marxschen Pro-
jekt begründet wurden. 
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Wenn wir in diesem Kontext die Frage der Vernunft als alternative Mög-
lichkeit betrachten, so geht es dabei von vornherein nicht um die reale Ge-
schichte an sich; denn diese ist weder vernünftig noch unvernünftig. Viel-
mehr setzt schon die Fragestellung eine normative Perspektive voraus, in 
der die Menschen Geschichte gestalten bzw. gestalten wollen. So gesehen, 
gibt es keine nur interpretative Geschichtsphilosophie und Gesellschafts-
theorie, weil diese immer bewusst oder unbewusst und oft sogar unter fal-
schen ideologischen Vorzeichen in dieser oder jener Richtung das Handeln 
der Akteure beeinflussen, auch wenn Idee und Aktion noch so sehr ausein-
anderklaffen. Das Postulat wie auch immer gedeuteter Vernunft bringt dabei 
ein im Sinne eines noch nicht existierenden, aber anzustrebenden Zustands 
utopisches Element in die Geschichtsbetrachtung hinein, der diese mit Zu-
kunftsvorstellungen verbindet, und deren Verbindung mit Vernunft drückt 
schon eine bestimmte daran geknüpfte Erwartung aus. 

Wissenschaftlich werden die Kontroversen darüber gegenwärtig vor al-
lem auf dem Felde der Transformationsforschung, in den Debatten um ihre 
Ansätze, Methoden und Ziele ausgetragen. Nicht zufällig erhielt das Thema, 
wie gesellschaftliche Formationen sich verändern, und damit das Verhältnis 
von Revolution, Reform und langfristiger Transformation durch den Um-
bruch von 1989 im Sinne der Umgestaltung als nachholender Prozess auf 
dem Wege zur Integration in den globalen Kapitalismus eine unerwartete 
Hochkonjunktur. Auch in linksorientierten Varianten, die auf einen grund-
legenden Pfadwechsel der gesellschaftlichen Entwicklung zielen, wird die 
Geschichtstheorie von Marx, vor allem mit ihrem Fokus auf revolutionäre 
Klassenkämpfe, distanziert betrachtet. Aber zumal, wenn damit ein Begriff 
der Trans-Formation als alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens umfas-
sender Typ sozialen Wandels gemeint sein soll, der schon im Kapitalismus 
Wege über diesen hinaus bahnt (Brie 2014), stellen sich unvermeidlich zu-
sammen mit Ansätzen notwendiger Neuorientierung auch Anschlussfragen 
an die Kapitalismuskritik von Marx und deren geschichtstheoretische Kon-
sequenzen. Diese schließen wohlverstanden systemverändernde und -bre-
chende Prozesse, spontane und gesteuerte Prozesse, Reformen und Revolu-
tionen ein. In dieser Hinsicht sind Transformationsvorstellungen und die 
Konzepte einschlägiger Forschungen Anfang des 21. Jh. selbst Teil einer 
wechselseitig miteinander verbundenen Real- und Theoriegeschichte, die in 
beiden Bereichen keine Stunde Null kennt und deren Richtungen jeweils auf 
Interessen und gesellschaftspolitischen Vorstellungen beruht, die ebenfalls 
mehr oder weniger weit in frühere Epochen, vor allem aber in die Zeit des 
Kalten Krieges zurückreichen. Damit reiht sich auch die aktuelle Debatte in 
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eine lange Kette von Projekten und Forschungen zur Frage ein, wie der 
Mensch seine Existenzprobleme in der Geschichte auf vernünftige, humane 
Weise lösen kann. 

 
VIII 

 
Resümierend ist festzustellen: Die Frage, wie Geschichte so zu gestalten ist, 
dass die Existenz der Gattung nachhaltig gesichert und die immensen Fort-
schritte von Wissenschaft und Technik in diesem Sinne konstruktiv genutzt 
werden können, ist im Zeitalter des hochtechnologischen globalen Kapita-
lismus zu einer Überlebensfrage geworden. Sie stellt sich im Sinne der Be-
wahrung von Gesellschaft und Natur auf unserem Planeten direkt als Al-
ternative für oder gegen „Vernunft in der Geschichte“: Gelingt eine pro-
gressive Steuerung oder wird sich der Übergang auf katastrophale Weise in 
einem verheerenden Zivilisationsbruch vollziehen? Katastrophische Szena-
rien im letzteren Sinne gibt es genug, und sie werden im aktuellen Diskurs 
vielfältig reflektiert. Existenziell wichtig ist aber, dass und vor allem wie, 
mit welchen Akteuren und auf der Basis welcher Konzepte sich erstere 
durchsetzt, was vor dem Hintergrund der realgeschichtlichen Konflikte 
nicht ohne tiefgreifende Veränderungen der bestehenden Verhältnisse mög-
lich ist. 

Ein in diesem Sinne „komplexes Verständnis umfassender Umbrüche“ 
bedeutet, dass 
 

„Transformation... nicht auf einzelne Bereiche oder gesellschaftliche Phänomene 
zu beziehen, sondern umfassend als Gesellschaftstransformation zu konzipieren 
ist.“ (Busch/Thomas 2015) 

 
Das schließt allmähliche Veränderungen und Systembrüche ein, erfordert die 
Bündelung mikrohistorischer zu gesamtgesellschaftlichen Veränderungen 
und verlangt breite Bündnisse unterschiedlicher Akteure im regionalen wie 
globalen Maßstab. Dabei verdeutlicht ein Überblick über die aktuelle Welt-
entwicklung, dass die Existenzprobleme nicht nur, wie überwiegend zu be-
obachten ist, aus der Sicht der Zentren des entwickelten Kapitalismus, son-
dern im globalen Vergleich zu betrachten sind. Theorie und Praxis einer 
Transformation im ersten Sinne müssen darauf gerichtet sein, über vielfäl-
tige Bündnisse und in kleinen und auch großen Schritten Wege zu bahnen, 
dass sich erstere Gesamtrichtung durchsetzt. Das ist eine im Sinne von Real-
utopie realistische Perspektive aktueller Gesellschaftstransformation. 
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Matthias Middell (MLS) 

Neue Diskussionen um die Erklärung der Französischen 
Revolution 

Ein Kolloquium unter dem Titel „dass Vernunft in der Geschichte sei“ drückt 
wohl gleichzeitig drängenden Wunsch und eine gewisse Skepsis aus. Was 
kann ein Historiker anderes zu dieser Frage beitragen als den Verweis, dass 
beides – Wunsch und Skepsis – eine lange Tradition haben, der sich Wolf-
gang Eichhorn mit seinem wissenschaftlichen Werk seit langem verschrie-
ben und mich schon als studentischen Teilnehmer am Leipziger Revolu-
tionskolloquium Mitte der 1980er Jahre beeindruckt und zum Kauf seiner 
(für DDR-Verhältnisse sündhaft teuren) Bücher im Akademie-Verlag ver-
leitet hat. Ich nutze dieses Geburtstagskolloquium auch für einen Dank. Im 
Laufe der Jahre wird einem immer stärker bewusst, dass das, was man in 
seiner Sozialisation für selbstverständlich hielt – regelmäßiges Eingebun-
densein in eine Gemeinschaft von kritischen Geistern, die an gemeinsamer 
Einsicht interessiert sind und darüber ohne größere Eitelkeiten stritten –, 
nun doch so selbstverständlich nicht ist und jedenfalls anspornt, eine ähnli-
che Atmosphäre für die nächste Generation zu schaffen. 

Was sich mir in jenen inzwischen legendären Freitagskolloquien zur ver-
gleichenden Revolutionsgeschichte in Leipzig besonders eingeprägt hat, war 
die Spannung zwischen der Idee einer allgemeinen Vernunft und dem An-
spruch jedes einzelnen historischen Akteurs, seine bzw. ihre ganz eigenwil-
lige Vernunft durchzusetzen oder ihr jedenfalls Gehör zu verschaffen. Hier 
liegt der Übergang vom Philosophischen zum Historischen, dem auch die 
nachfolgenden Überlegungen gewidmet sein sollen. 

Mein Beispiel der Französischen Revolution liegt zeitlich nahe an der 
Erfindung einer allgemeinen Vernunft und gehört zu den auffälligsten Ver-
suchen, dieser Vernunft Eintritt in die Menschheitsgeschichte zu verschaf-
fen. Die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte, die Deklaration über 
die Abschaffung der Feudalrechte am 4.8.1799 und die Verfassungen von 
1791, 1793 und 1795 argumentieren alle mit der raison, die solche umstür-
zenden Maßnahmen erzwinge und ihnen höchste Legitimität verschaffe – 
höher jedenfalls als jeglicher Hinweis auf eine gottgewollte Ordnung. 
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Soweit so gut und wohl bekannt. Deshalb will ich auch keine Zeit verlie-
ren, indem ich etwa noch einmal die Geschichte der Revolution selbst repe-
tiere. Diese ist in vielen Büchern beschrieben worden und selbst die enorme 
Konjunktur 200 Jahre nach dem Bastillesturm hat das Interesse des Buch-
marktes nicht so vollständig befriedigen können, dass es nun einmal gut wäre 
mit Gesamtgeschichten der Revolution.1 Jede Generation, so eine schon nicht 
mehr ganz frische Einsicht, positioniert sich neu zur Revolution der Fran-
zosen. Dies geht nicht ohne Wiederholungen ab,2 aber die Akzente werden je-
weils anders gesetzt und der empirische Kenntnisfortschritt aus der Einzel-
forschung mehr oder minder vollständig und genau aufgenommen.3 

Ich wechsle deshalb das Register und konzentriere mich auf das Schick-
sal dieser Revolution in der internationalen Geschichtswissenschaft wäh-
rend der letzten 25 Jahre. Denn da ist ein bemerkenswerter Wandel einge-
treten, der eine Besichtigung lohnt. 

Zunächst freute sich jeder auf das Geschichtsfest von 1989 – Komitees 
waren gegründet, Kolloquien verabredet, Bücher unter Vertrag genommen 
und teilweise auch schon geschrieben. Das Bicentenaire war eine über meh-
rere Jahre laufende Gelegenheit, eine transnationale Gemeinschaft von For-
schern aus vielen Ländern beim gemeinsamen Bemühen um ihren Gegen-
stand zu beobachten, die Kunst der eleganten Kontroverse zu lernen und 
über die Verwobenheit von Geschichtswissenschaft und Geschichtspolitik 
nachzudenken.4 Vielleicht noch nicht hinreichend geübt im Umgang mit der 
Dialektik des Konsums, übersahen viele das Menetekel des Überdrusses 
angesichts der begeistert unternommenen Überproduktion. Schon bald sta-
pelten sich die spannendsten Neuerscheinungen in den Pariser Antiquaria-
ten, die damals noch an beinahe jeder Ecke zu finden waren und sich kei-
nesfalls nur auf rare alte Bücher spezialisiert hatten. Erst langsam dämmerte 
den Autoren und Tagungsrednern, dass es gar nicht so einfach wäre für die 
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geschätzt 1.000 Monografien und Dokumentationen der ca. 800 internatio-
nalen Konferenzen auch hinreichend Leser zu finden.5 Aber die Sache war 
noch viel komplizierter, als es der Vergleich mit einer kapitalistischen Über-
produktionskrise nahe legen würde. 

Auch weniger Bücher hätten nicht verhindern können, dass der Gegen-
stand selbst in eine Krise geschlittert war. Gewiss, in Frankreich bekannte 
sich eine knappe Mehrheit der Befragten zu den positiven Werten der Revo-
lution – kein Wunder angesichts ihrer Zentralstellung im Curriculum und in 
der Herleitung der Republik (besonders unter einem sozialistischen Präsi-
denten, dessen explizit anti-exklusionistische Politik sich auf 1789 berief6). 
In anderen Ländern hätte dieselbe Umfrage allerdings wohl frustrierende 
Ergebnisse gezeitigt. 

Nachdem die Französische Revolution und das vorangegangene Jahrhun-
dert der Aufklärung lange Zeit eine Zentralstellung in den Geschichtserzäh-
lungen innehatten, zeichnete sich spätestens in den 1980er Jahren deren Ero-
sion ab. Auf der einen Seite war die Revolution als „Lokomotive der Welt-
geschichte“ (Marx) mit einem wachsenden Misstrauen gegenüber einer exzes-
siven Gewaltbilanz sowie mit der Frage konfrontiert, ab wann die revolutio-
näre Variante der Transformation durch nervenschonendere Reformprozesse 
abgelöst werden könnte. Auf der anderen Seite traf die Geschichte vom Ur-
sprung moderner Demokratie und vom folgenden Aufstieg des Westens auf 
Zweifel im Namen des Postkolonialismus.7 Das Jahr 1989 erwies sich als An-
gelpunkt – statt feierlicher Kommemoration verhedderten sich die Fäden teleo-
logischer Narrative weiter in den Beobachtungen einer revolutionären Praxis.8 

Doch interessanterweise erwiesen sich skeptische Prognosen für das 
dritte Jahrhundert der Forschungen zur Französischen Revolution als vor-
zeitiger Abgesang. Die Revolution gewinnt im neuen Kontext einer um sich 
greifenden Globalgeschichtsdebatte neue Facetten und löst neue Kontrover-
sen aus.9 
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Spätestens als Ergebnis der Konflikte des Jahres 1968, als die sowjeti-
schen Truppen den emanzipatorischen Impuls in Prag niederschlugen und 
als an vielen Brennpunkten in den USA und Westeuropa alte und neue 
Linke in einen heftigen Konflikt über Mobilisierungsformen und Ziele ge-
rieten, kam es zu einer Unterbrechung einer lange wirksamen Kontinuität 
im Selbstverständnis revolutionärer Bewegungen, die sich aufeinander be-
zogen. Zuvor hatte zwar bereits ein François Noel Babeuf im Jahr 1796 dar-
auf bestanden, dass die Revolution der Reichen durch eine qualitativ neu-
artige „zweite Revolution“ fortgesetzt werden müsste, die auch die Rechte 
der Mittellosen zur Geltung bringen würde. Er hatte damit als einer der 
ersten ein Problem aufgeworfen, das die Revolutionäre und ihre Theoretiker 
das ganze 19. und auch Teile des 20. Jahrhunderts beschäftigen sollte. Den 
einen erschien es notwendig, die Erhebung der Mittelklasse und der Bauern 
gegen ihren Ausschluss aus der Gesellschaft der Privilegien als einen Im-
puls zu nutzen, der zu einer Revolution der Gerechtigkeit auch für die Ar-
men führen müsse. Karl Marx gab dieser Idee die wirkungsmächtige Termi-
nologie, indem er zwischen bürgerlicher und proletarischer Revolution un-
terschied.10 Er sah die Gefahr, dass die Massen lediglich das Geschäft der 
Reichen besorgen würden, aber zugleich war ihm die Unvermeidlichkeit 
eines solchen Dilemmas wohl bewusst: Ohne die Schubkraft der Vielen 
konnte der Durchbruch selbst zur elitärsten Form der modernen Demokratie 
nicht gelingen. Hatte die Masse ihre Schuldigkeit getan, wurde sie – so be-
obachteten empörte Anhänger einer weiter gehenden Demokratisierung der 
Gesellschaften und einer eher egalitären Lösung der damals zentralen Agrar-
frage – nach Hause geschickt oder, schlimmer noch, von der nun entstehen-
den Koalition aus alten und neuen Eliten gewaltsam aus den Zentren der 
revolutionären Erhebung vertrieben. Das, was vielen als Verrat der Revolu-
tion durch die saturierten Trittbrettfahrer erschien, ließ sie sehnsuchtsvoll 
nach der Französischen Revolution zurück blicken, wo die konservativen 
Revolutionsgewinnler erst zu einem Zeitpunkt auf den Plan getreten waren, 
zu dem die wichtigsten Ergebnisse vor allem in der Landreform erreicht 
waren: die Beseitigung des Kircheneigentums an Grund und Boden mit den 
darauf liegenden Lasten wie dem verhassten Zehnt, die Abschaffung der 
Feudalzahlungen an die Grundherren und die Abschaffung von deren per-
sonenbezogenen Privilegien gegenüber den Dorfbewohnern.11 Es war in 
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manchen Regionen Frankreichs sogar gelungen, die reichen Großbauern zu 
verdrängen und den Klein- und Mittelbauern einen Vorsprung beim Zugang 
zu dem frei werdenden Land der geflohenen Altherrschenden zu verschaf-
fen.12 Die Frustration derjenigen, die nach dem Sturz der Robespierristen 
die Rückkehr einer exklusiv auf die Reichen zugeschnittenen Demokratie 
beklagten, ließ sich damit nicht wegwischen, aber dies blieb eine Minder-
heit im Vergleich zu den vielen Bauern, deren Startchancen in den Kapita-
lismus des 19. Jahrhunderts zunächst deutlich verbessert waren.13 

Marx und mit ihm viele europäische Linke in der Mitte des 19. Jahrhun-
derts schlussfolgerten aus dieser Erfahrung zweierlei: Erstens müsse die Re-
volution über den Pegel des historisch Möglichen hinausgeführt, radikali-
siert werden, um auch nur dies historisch Mögliche zu erreichen. Notwendi-
gerweise wohnte damit der Revolution ein Moment des temporär ins Leben 
tretenden Utopischen inne – die Enttäuschung vieler Beteiligter war zu-
gleich unumgänglich, denn am Ende des revolutionären Ausnahmezustan-
des würde der Lauf der Geschichte in ein weniger aufgewühltes Flussbett 
zurückfinden müssen.14 Revolutionen waren für Marx deshalb Ausnahme-
situationen der Partizipation jener sonst aus den Gesellschaftsgeschäften 
herausgehaltenen Unterschichten, die sich im Moment der revolutionären 
Erschütterung Stimme und Geltung auf Zeit verschafften.15 

Soweit die durchaus desillusionierende Analyse der historischen Ver-
hältnisse. Darüber aber gelte es hinauszugehen und das beschriebene Dilem-
ma der Revolution zu überwinden, indem ein neuer Typ der Revolution ge-
funden werden sollte, der die vollständige Emanzipation der Massen von 
Herrschaft und Ausbeutung mit sich bringen würde. Dieser romantische 
Traum stieß sich allerdings immer wieder an der harten Realität weiterer 
Revolutionen, die ihren thermidorianischen Moment und damit das Um-
kippen vom Traum der Emanzipation für alle in die Herrschaft der (neuen, 
aber gleichwohl) Wenigen nicht vermeiden konnten.16 
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Dem stand und steht eine zweite Sicht auf die Revolution als Ausnahme-
zustand gegenüber, die es zwar unter gewissen Umständen für unvermeid-
lich hält, dass die Krise eines Ancien Régime nur durch eine revolutionäre 
Eruption gelöst werden kann, aber dies doch nur als ultima ratio für reform-
resistente politische Systeme anerkennen mag – zuweilen nicht ohne Scha-
denfreude über die zeitweise Reduzierung eines geopolitischen Konkurren-
ten auf einen inneren Krisenherd! – und zugleich vor Gewaltspirale, Vanda-
lismus und der Gefahr des Umkippens in eine revolutionäre Diktatur warnt.17 
Diese liberale Variante der (eingeschränkten) Revolutionsbefürwortung sorgt 
sich mehr darum, wie man die vielleicht unvermeidliche Revolution rasch 
wieder beenden könnte. Ob sich die damit verbundene Furcht vor der Ge-
fährdung von öffentlicher Ordnung und Eigentumstiteln allerdings in die 
Nähe altkonservativer Ablehnung jeglicher Einmischung der Untertanen in 
die existierenden Herrschaftsverhältnisse begibt, galt es immer wieder neu 
auszuhandeln. 

Diese Ausgangslage des 19. Jahrhunderts veränderte sich zu Beginn des 
20. Jahrhunderts in zweierlei Hinsicht. Einmal warf die russische Revolu-
tion von 1917 das Kontinuitätsproblem zwischen einem revolutionären An-
griff auf ein autokratisches Regime einerseits und dem radikalen Emanzipa-
tionsanspruch einer proletarischen Revolution andererseits insofern neu auf, 
als nicht nur Lenin beanspruchte, mit den Bolschewiki die „Jakobiner des 
20. Jahrhunderts“ zu führen18, sondern erstmals (nach dem Intermezzo der 
Commune von 1871) die Idee der „zweiten Revolution“ auf den Komman-
dohöhen der Staatsgewalt anerkannt wurde und sich nun in der Realität 
beweisen musste. 

Dabei erwiesen sich die Voraussagen anhand der Geschichte des 18. und 
19. Jahrhunderts als unzutreffend, wonach der Durchbruch zu einer neuen 
Gesellschaftsordnung im Zentrum stattfinde und sich von dort mehr oder 
minder rasch auf die Länder an den Rändern des Weltsystems ausdehnen 
würde. Es kam, wie bekannt, ganz anders. Gegen eine verbreitete Erwartung 
siegte die Revolution in Deutschland am Ende des Ersten Weltkrieges nicht, 
und andere Gesellschaften in Westeuropa sowie die USA, die vor Kurzem 
erst in den Kreis der Weltmächte aufgestiegen waren, erwiesen sich als weit 
entfernt von jeglicher substantiellen revolutionären Erschütterung. Die Re-
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volutionen am Beginn des 20. Jahrhunderts brachen an der Peripherie aus: 
Mexiko, Türkei, Russland usw.19 

Entgegen allen Voraussagen marxistischer Theoretiker beruhten sie nicht 
auf der ultimativen Zuspitzung der Widersprüche des Kapitalismus. Der bei 
Marx zuweilen anzutreffende Evolutionismus, wonach die Dynamik des 
Kapitalismus die Kräfte seiner Überwindung durch die Fähigkeit zur Frei-
setzung einer gewaltigen Arbeitsproduktivität durch technologischen Fort-
schritt faktisch von selbst hervorbringen würde, fand keine Bestätigung. 
Vielmehr vertiefte die vorwärts drängende Spirale technischer Innovation 
die Reichtumsunterschiede und die darauf beruhende Asymmetrie der Herr-
schaft. Lenin übersetzte diese neue Erfahrung bekanntlich, indem er die be-
reits von Hobson und anderen ausgearbeiteten Elemente einer Imperialis-
mustheorie verarbeitete und damit die globalen Ungleichheiten einer Welt 
von Metropolen und Kolonien in den Blick nahm.20 

Dies wiederum führte dem Revolutionsverständnis nicht zufällig neue 
Attraktivität zu, denn die Fragen einer Befreiung von kolonialer Unterdrü-
ckung und der Emanzipation aus imperialen Zusammenhängen trat immer 
drängender auf die Tagesordnung. Vertreter aus Ägypten, Korea, China und 
Indien fragten stellvertretend für viele andere, warum das 1918 von Woo-
drow Wilson und Lenin verkündete Selbstbestimmungsrecht der Völker 
nicht auch für ihre Völker gelten sollte.21 Diese Attraktivität nahm nach 
dem Zweiten Weltkrieg sogar noch zu, nachdem die Hoffnungen in der nun 
so genannten Dritten Welt auf eine einvernehmliche Dekolonisierung ent-
täuscht wurden und der Befreiungskampf als revolutionäre Mobilisierung 
auf internationale Unterstützung rechnen konnte. 

Nach dem berühmten „Jahr Afrikas“ 1960/61 schwächte sich diese Be-
geisterung jedoch ab: Der erhoffte Befreiungsimpuls von der Peripherie in 
das Zentrum blieb aus. Die im Widerstand gegen die faschistischen Achsen-
mächte errungene Autorität vieler kommunistischer Parteien litt massiv unter 
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den Enthüllungen stalinistischer Verbrechen und dem zunehmend imperia-
len Gebaren der Sowjetunion in einem globalen Kalten Krieg, der sich an-
gesichts des Patts im atomaren Wettrüsten immer mehr auf Schauplätzen in 
Asien, Latein Amerika und Afrika entfaltete.22 Die Perspektive einer „pro-
letarischen Revolution“ erschien weder für die mehrheitlich agrarisch ge-
prägte Dritte Welt plausibel (weshalb der Maoismus für einige Zeit zu einer 
neuen Projektionsfläche westlicher Linker wurde) noch der Industriearbei-
terschaft im globalen Norden hinreichend attraktiv, weil weder eine alles 
besser wissende Avantgarde-Partei noch der Lebensstandard in Osteuropa 
überzeugten. 

Im Ergebnis zerbrach auch die strategische Kommunikation zwischen 
östlichen und westlichen Marxisten, während die Dependencia-Theorie trotz 
ihres Potentials zur Kritik der Ungleichheit zwischen Zentrum und Periphe-
rie den Fatalismus gegenüber einer scheinbar seit Jahrhunderten verfestigten 
Chancenlosigkeit des globalen Südens stärkte.23 Was sich seit der europäi-
schen Expansion ab Ende des 15. Jahrhunderts etabliert hatte, war offen-
sichtlich nur durch eine gewaltige Eruption, nicht aber durch einzelne Re-
volutionen an der Peripherie wirksam zu verändern – so jedenfalls Imma-
nuel Wallerstein.24 

Die Revolutionsbegeisterung war eindeutig auf dem Rückzug. Zu den 
Paradoxien dieser Situation gehörte sicherlich auch, dass die sich immer 
konservativer gebärdenden Eliten in den staatssozialistischen Ländern an 
der rhetorischen Inszenierung ihrer revolutionären Herkunft festhielten. 

Die versprochene Befreiung von Ausbeutung und Unterdrückung war 
nicht eingetreten, ein revolutionärer Durchbruch war auch während der glo-
balen Ereigniskette von 1968 ausgeblieben.25 Die Enttäuschung verband 
sich mit einer immer tiefer greifenden Legitimationskrise des 1917 begon-
nenen staatssozialistischen Experiments, und die postmoderne Kritik an den 
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großen Erzählungen bezog sich vor allem auf die langfristige Bindung an 
einen (imaginierten) zentralen Akteur – wie das wahlweise nationale oder 
Welt-Proletariat oder auch die Bauernschaft in der Dritten Welt –, da es zu 
unrealistischen Strategien und falschen Bündnissen führe sowie die Mobili-
sierungsbereitschaft neuer sozialer Akteure behindere. 

Für beinahe zwei Jahrzehnte legte sich ein Mantel der Resignation über 
jeden Versuch, an die Begeisterung für revolutionäre Erhebungen anzu-
knüpfen, die zuvor so viele beflügelt und auch zu erheblichen Opfern ver-
führt hatte. Der Kalte Krieg schien eine fest zementierte Weltordnung zu 
sein, die weder durch die Ölkrise und das Wachstum der Arbeitslosigkeit in 
westlichen Industriegesellschaften noch durch den dramatischen Rückgang 
der Wettbewerbsfähigkeit des östlichen Blocks in Bezug auf den privaten 
Konsum zu erschüttern schien.26 Die Konferenz in Helsinki 1975 erweckte 
den Eindruck, einen dauerhaften Waffenstillstand besiegelt zu haben, auch 
wenn die eine Seite von „Wandel durch Annäherung“ und von der Mobili-
sierung revolutionärer Dissidenten durch die Betonung der Menschenrechte 
träumte, während andersherum die Politbüros im östlichen Block eine Atem-
pause durch friedliche Koexistenz gekommen sahen.27 Dies erwies sich, 
wie bekannt, als trügerische Hoffnung. 

Der 200. Jahrestag des 14. Juli 1789 kam gleichwohl einen kurzen Mo-
ment zu früh, um eine tiefe Reflexion über mögliche Revolutionen der Ge-
genwart auszulösen. So konnte François Furet noch auf dem Höhepunkt der 
Feierlichkeiten im Sommer 1989 seine einige Jahre zuvor formulierte Ver-
mutung wiederholen, die Revolution sei vorbei – diejenige, die Frankreich 
auf einen Sonderweg geleitet hatte, aber wohl auch die Revolution im All-
gemeinen.28 Dem folgte schon bald seine individuelle Abrechnung mit der 
Illusion einer kommunistischen revolutionären Perspektive.29 Tatsächlich 
war kurz vor dem französischen Nationalfeiertag der Aufstand auf dem Tia-
nanmen-Platz niedergeschlagen worden, Gorbatschow schien einen Weg 
der Reform des sowjetischen Riesenreiches zu beschreiten und durch die 
Abrüstungsverhandlungen auch wirtschaftlichen und außenpolitischen Spiel-
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44 Matthias Middell 

 

raum dafür zu gewinnen. Die Unruhen im Baltikum standen noch bevor, 
und wenige hielten das, was sich ab September 1989 über den Häuptern der 
Herrschenden zwischen Warschau, Ostberlin, Prag, Budapest und Bukarest 
zusammenbraute, für die Systemerschütterung, als die es sich später er-
weisen sollte.30 So empfing François Mitterand zum Jubiläum des Bastille-
sturms die Chefs der frankophonen Staaten Afrikas und hielt ihnen eine 
Vorlesung in Sachen Revolutionsvermeidung durch rechtzeitige Demokrati-
sierung. Davon, dass solche Versuche, eine Systemblockade aufzulösen, 
entgleisen könnten31, war kaum die Rede. 

Blicken wir heute, knapp 25 Jahre später, zurück auf die Ereignisse seit-
dem, erscheint diese Verabschiedung der Revolution beinahe absurd. Denn 
in kürzester Zeit haben immerhin drei Wellen einzelne Weltgegenden er-
schüttert, Regime gestürzt, neue Eliten hervor gebracht und die Diskussion 
um den revolutionären Charakter dieser Ereignisse wieder befeuert – nach 
den Ereignissen von 1989 die farbigen Revolutionen im östlichen Europa 
sowie schließlich der Arabische Frühling seit Dezember 2010.32 Dies hat 
auch das Interesse an der Französischen Revolution neu beflügelt. 

Nach einem kurzen Moment der Irritation hat die Forschung zur FR eine 
allerdings neue Geografie entwickelt, und dies in einem dreifachen Sinne: 
 
1. Sie beschäftigt sich zwar weiterhin mit den Ereignissen in Frankreich, 

aber das frühere knappe Addendum zu den Kolonien, das mehrhundert-
seitigen Gesamtdarstellungen angeklebt wurde, ist nun in den Mittel-
punkt gerückt.33 Frankreich ist nicht mehr primär als Nationalstaat son-
dern als Imperium interessant für die Revolutionshistoriografie – als Teil 
eines globalen Ringens mit dem britischen Konkurrenten. Dies hat auch 
zu einer Neujustierung der Debatte um die Ursachen der Revolution ge-
führt, die nicht mehr allein in der Zunahme innerer sozialer Spannungen 

                                                           
30  Matthias Middell, 1989, in: Stephen A. Smith (Hrsg.), The Oxford handbook of the history 

of communism, Oxford 2014, S. 171–186. 
31  Den Begriff des dérapage hatte François Furet in den 1970er Jahren in die Debatte einge-

führt und darunter eine ebenso gewaltförmige wie manichäisch-ideologisierte Radikalisie-
rung der Revolution in Frankreich ab 1792/93 gemeint. 

32  Matthias Middell, Cycle révolutionnaire et histoire globale, in: Socio 1 (2013), no 2,  
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sondern auch in der wachsenden Handlungsunfähigkeit auf internationa-
ler Bühne gesehen wird.34 

2. Damit hat sich auch der Platz der Französischen Revolution in der Perio-
disierung und in den grundlegenden Narrativen der Neuzeit geändert. 
Wurde sie früher mit großer Selbstverständlichkeit am Anfang eines  
19. Jahrhunderts platziert, in dem es um die fortschreitende Durchset-
zung des Nationalstaates ging, so ist sie nun mindestens gleichermaßen 
ein Puzzlestein in einem 18. Jahrhundert der Reformen von Imperien. 
Diese Reformen begannen keineswegs erst im letzten Viertel des Jahr-
hunderts, als in Madrid und Lissabon die Einsicht dämmerte, dass die 
Kolonien in Übersee nur bei grundsätzlicher Veränderungsbereitschaft 
zu halten waren, und als man sich in London schon mit dem Verlust der 
13 Kolonien in Nordamerika abfinden musste, sondern bereits kurz nach 
1700 im indischen Mogulreich.35 Und diese asiatischen Erschütterungen 
wurden in Europa durchaus aufmerksam verfolgt.36 

3. Gleichzeitig Voraussetzung und Folge dieser thematischen und narrativen 
Verschiebung in den besonders hervorhebenswerten Aspekten der Revo-
lutionsgeschichte am Ende des 18. Jahrhunderts ist eine geografische Ver-
lagerung der Debatte. Natürlich ist nach wie vor ein Platz in unmittelbarer 
Nähe der Archive von Vorteil. Aber die einflussreichsten Stimmen zur 
Französischen Revolution sind heute nicht mehr notwendigerweise aus 
Frankreich und dem östlichen Europa zu vernehmen, sondern lassen sich 
aus den USA, Australien und Großbritannien hören, wo ein früher als an-
derswo erwachtes Interesse an den Kolonialarchiven und der Überliefe-
rung zum Sklavenhandel einen Vorsprung verschafft hat. Erst langsam 
kommen ähnliche Studien in Nantes und Paris in Gang und profitiert die 
französische Geschichtswissenschaft von ihren Außenposten in den Über-
seedepartments. In Deutschland dagegen verschwand zunächst die Infra-
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struktur der vergleichenden Revolutionsforschung, so dass nur Einzelne 
wie Michael Zeuske in Köln die Fahne hochgehalten haben.37 

 
Diese Verschiebung blieb nicht ohne Folgen. Nach den intensiven Debatten 
um die regionale Differenzierung des Revolutionsbildes, die durch die Mo-
bilisierung der französischen Provinzuniversitäten bis 1989 angetrieben 
wurde, hat die Historiografie zur Revolution von 1789 nunmehr Anschluss 
an den umfassenderen Trend des Übergangs zur Globalgeschichte herge-
stellt und damit gleichzeitig nicht nur neue Interpretationen ausprobiert son-
dern auch neue Goldminen der empirischen Arbeit aufgetan. 

Der Übergang von einer nations- und eurozentrischen Historiografie zu 
einer neuen Globalgeschichte, die teilweise wieder mit dem Pathos der 
„weltbürgerlichen Absicht“ (Schiller) betrieben wird, teilweise weniger dra-
matisierend, dafür aber langfristig vielleicht wirkungsvoller auf empirische 
Fundierung aus ist, betrifft nicht nur die Revolutionsdekade sondern auch 
das Aufklärungszeitalter – auch wenn hier die Widerstände größer erschei-
nen, wie man an der Skepsis gegenüber auch nur der Möglichkeit einer isla-
mischen Aufklärung ablesen kann.38 

Dieser Perspektivwechsel ist derzeit in vollem Gange. Aber er stößt 
durchaus auf inhärente Schwierigkeiten und trifft auf eine Geschichtskultur, 
die noch immer primär nach den Bezügen zur jeweiligen Nationalgeschichte 
fragt. Ich will nur an einem Beispiel andeuten, worin diese Schwierigkeiten 
liegen. 
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1791 fegte ein Aufstand der Sklaven auf Saint Domingue bekanntlich 
die Herrschaft der aus Frankreich stammenden Pflanzerelite hinweg. Die 
Anerkennung der de facto bereits zu diesem Zeitpunkt erreichten Abschaf-
fung der Sklaverei dauerte allerdings in Frankreich selbst noch bis 1794 und 
war erst endgültig gewonnen, als die von Napoleon ausgesandte militärische 
Expedition an Gelbfieber, Widerstand der Insulaner und einer ungünstigen 
internationalen Situation in der Karibik scheiterte – übrigens nur zum Vor-
teil der kubanischen Zuckerproduktion auf Plantagen- und Sklavereibasis. 

Toussaint L’Ouverture erkannte diese Fragilität des Sieges von 1791 
früh und dachte über die ökonomische Zukunft der Insel nach: 

Die Optionen waren Kleinbauernwirtschaft und Aufgabe der Zucker-
monokultur oder Plantagenwirtschaft, nun nicht mehr auf Grundlage von 
Sklaverei sondern gesichert über militärische Zwangsrekrutierung für den 
Dienst auf den effizienten Plantagen bei Beibehaltung einer weltmarktfähi-
gen Großproduktion. 

Nur die Plantage war effizient genug, um Geld für Waffen im internatio-
nalen Handel zu erlösen, aber welcher Exsklave unterwarf sich ohne Mur-
ren erneut dem gut bekannten Produktionsjoch. Das strategische Dilemma 
ist offensichtlich. Es musste notwendigerweise in internen Zwist führen und 
neue Abhängigkeiten waren kaum vermeidbar, da die krisenhaft zugespitzte 
internationale Lage kaum Gelegenheit für die Suche nach einem Ausweg 
ließ. 

Der ökonomische Niedergang nach der ersten erfolgreichen Sklaven-
revolution der Weltgeschichte produziert bis heute Häme bei Konservativen 
und Rassisten, aber das Beispiel zeigt vor allem, dass die manchmal eifrig 
diskutierte Problematik der Wege zu einem mehr oder minder demokrati-
schen Kapitalismus während der Epoche der Französischen Revolution neu 
aufgerollt werden muss, wenn wir über den europäischen Tellerrand hinaus-
schauen. Es ging eben keineswegs nur um das Schicksal der Kleinbauern in 
der Pikardie und die Effizienz der Großfeldwirtschaft im Pariser Becken, 
sondern gleichermaßen um die sozioökonomische Umgestaltung einer völ-
lig auf Monokultur getrimmten Überseekolonie. 

Vernunft buchstabiert sich sehr verschieden, je nachdem, von wo aus 
man vernünftig sein will. 

Universalien wie der Abscheu gegenüber der Sklaverei im Namen der 
Menschenrechte waren gerade nicht universell anerkannt, wie die aus der 
Independencia hervorgehenden Gesellschaften in Lateinamerika und der 
Süden der USA bis zum Bürgerkrieg 1865 und zur Bürgerrechtsbewegung 
der 1960er Jahre und darüber hinaus belegen, aber sie brachten die Kom-
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plexität der global condition an die Oberfläche. Der Wiener Kongress, auf 
dem erstmals nach der britischen Entscheidung zum Verbot des Sklaven-
handels das Thema Gegenstand einer internationalen Vereinbarung wurde, 
nahm das Verbot zwar in seine Schlussakte auf, aber schon bald folgten die 
von Spanien und Portugal verlangten Einschränkungen, und der Hunger der 
Plantagenwirtschaften nach Arbeitskräftenachschub39 ließ die Zahlen trans-
portierter Sklaven in der ersten Hälfte des 19. Jahrhundert ansteigen statt 
sinken. 

Die neue Deutung der Revolution von 1789 bewegt sich heute zwischen 
mehreren miteinander in konstruktivem Dialog befindlichen Polen global-
geschichtlicher Ausrichtung.40 

Die traditionellste Form der Beziehungsgeschichte zwischen den Ereig-
nissen in Frankreich und anderen Teilen der Welt folgt den ausgetretenen 
Pfaden der vermuteten Einflüsse des revolutionären Frankreichs auf andere 
Regionen bzw. der Konstruktion eines Ursachenbündels atlantischen Ur-
sprungs für den Aufstieg des Westens und seines Modells demokratischen 
Regierens.41 

David Armitage hebt in diesem Zusammenhang die Bedeutung der Un-
abhängigkeitserklärung der USA hervor und sieht sie als das wirkungs-
mächtigere Modell gegenüber der Menschenrechtserklärung von 1789. Die 
globale Dynamik, die von den Revolutionen am Ende des 18. Jahrhunderts 
in Gang gesetzt wurde, ist in dieser Perspektive eine des fortschreitenden 
Rechts auf Selbstbestimmung und Souveränität in tendenziell immer kleine-
ren Einheiten bei immer stärkerer Interaktion in transregionalen und globa-
len Zusammenhängen.42 
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Pierre Serna sieht dagegen die Französische Revolution als zentrales Ele-
ment in der Etablierung eines neuen Republikanismus, der auf der Freiheit 
des Individuums aufbaut und bis heute weit davon entfernt ist, restlos durch-
gesetzt zu sein.43 Er ist verbunden mit dem politischen Projekt einer voll-
ständigen Durchsetzung der staatsbürgerlichen Gleichheit aller Bewohner 
der Republik gegen jegliche Reste imperialer Herrschaftsformen. Er stützt 
sich auf die Partizipation aller an den demokratischen Institutionen und in 
den Organen der Zivilgesellschaft, er beinhaltet Mitsprache aller bei der Ge-
staltung der ökonomischen Verhältnisse und eine Art Grundsicherung gegen 
die schlimmsten Formen der sozialen und politischen Exklusion durch (ver-
fassungs-)rechtliche Garantien, intermediäre Organisationen (Gewerkschaf-
ten usw.) und Sozialleistungen bis zum 1793 erstmals in der Verfassung er-
wähnten Recht auf Arbeit, Preisobergrenzen für Grundbedürfnisse (heute 
vielleicht auch als Mindestlohn oder bedingungsloses Grundeinkommen zu 
denken). 

Schließlich kann man die Französische Revolution auch als Teil eines glo-
balen Revolutionszyklus verstehen, der die sozialen Konflikte bündelt, die 
sich aus der Ausweitung globaler Verflechtungen und der Einbeziehungen 
neuer Territorien, Gruppen und gesellschaftlichen Dimensionen in die global 
condition ergaben.44 Solche Zyklen lassen sich nach heutigem Kenntnisstand 
für die Zeiträume 1776–1830, 1840–80, 1905–20, 1945–68 und 1989–? aus-
machen. Die Idee des Revolutionszyklus, das heißt einer Serie von Revolu-
tionen, die in einem begrenzten Zeitraum ablaufen und auf eine ähnliche glo-
bale Herausforderung reagieren, hilft uns einerseits zu verstehen, warum wir 
es immer wieder mit Wellen revolutionärer Erschütterungen zu tun haben, 
und es hilft uns andererseits die synchrone Bezugnahme revolutionärer Bewe-
gungen aufeinander in den Blick zu nehmen: Die Anhänger der „coloured 
revolutions“ wählten Farben, um symbolisch über ihren Zusammenhang zu 
kommunizieren und bezogen sich dabei auf eine gemeinsame Agenda der 
Infragestellung autoritativer Herrschaft über ein Land im Transformationszu-
stand durch das Insistieren auf fairen, freien Wahlen. 

Demgegenüber war die Agenda des Jahres 1989 viel stärker vom Legi-
timationsverlust der herrschenden kommunistischen Parteien, vom Verweis 
auf eine nicht konkurrenzfähige Wirtschaft und von der Erregung über die 
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Blindheit der Regimes gegenüber Umweltkatastrophen bestimmt. Und die 
Kette der Revolutionen, die wir als Arabischen Frühling zusammenfassen, 
entwickelt wiederum eine gewisse Kohärenz durch den Bezug auf frühere 
Versuche der Demokratisierung im arabischen Raum und auf den Aufstieg 
einer neuen Mittelklasse, die sich nicht mehr mit einem teilweise säkularen 
arabischen Nationalismus identifiziert, sondern das Bündnis der Rentenoli-
garchie mit dem Westen anprangert und dafür verschiedene Spielarten des 
Islam mobilisiert. 

Revolutionszyklen reagieren jeweils auf spezifische Konstellationen. In-
sofern macht der aus früheren eurozentrischen Versionen der Modernisie-
rungstheorie abgeleitete Begriff der „nachholenden Revolution“, den etwa 
Jürgen Habermas für die Ereignisse von 1989 vorgeschlagen hat45, wenig 
Sinn. Es geht um die Selbstmobilisierung von Gesellschaften angesichts glo-
baler Herausforderungen, nicht um das verspätete Einschwenken zurück ge-
bliebener Peripherien auf einen „Königsweg“ der historischen Entwicklung. 

Ob der Begriff des Revolutionszyklus sinnvoll ist oder wir es vielleicht 
sogar mit einer einzigen Revolution mit verschiedenen Schauplätzen zu tun 
haben, bleibt weiter zu untersuchen. Der Begriff des Revolutionszyklus 
wurde von Walter Markov und Manfred Kossok zu einer Zeit vorgeschla-
gen46, als der methodologische Nationalismus noch weitgehend unbestritten 
regierte und eine Position, die verschiedene zeitgleiche oder aufeinander 
folgende (national gedachte) Revolutionen konzeptionell zusammenzufas-
sen versuchte, nur vergleichsweise geringes Gehör fand. Jüngere Entwick-
lungen in der Historiografie47 laden dagegen ein, diesen Begriff wieder auf-
zugreifen und auf sein Potenzial für die Analyse von globalen Momenten48 
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und Bruchzonen globalen Ausmaßes49 zu überprüfen. Beziehen wir Revolu-
tionen nicht allein auf einzelne Gesellschaften sondern auf die globalen 
Verflechtungen insgesamt, dann verändert sich die Fragestellung, die wir an 
ihren Erfolg oder Misserfolg richten. Es geht dann darum, ob die Revolu-
tion eine Weichenstellung bedeutete, die ein neues Projekt der Globalisie-
rung, d.h. der globalen Neupositionierung des jeweiligen Landes initiieren 
konnte. 

Revolutionszyklen führen zweifellos zu Veränderungen in den betroffe-
nen Gesellschaften und sie haben gleichzeitig erhebliche geopolitische Wir-
kungen. Daraus leitet sich ein weiterer Gesichtspunkt ab: Revolutionszyklen 
betreffen häufig nahe beieinander liegende Länder, so dass der Eindruck 
entsteht, sie seien wesentlich regionale Phänomene. So wird von vielen an-
genommen, „1989“ sei allein auf das östliche Europa beschränkt, die 
„coloured revolutions“ der 1990er und 2000er Jahre hätten vor allem am 
südlichen Bauch der ehemaligen Sowjetunion stattgefunden und der Arabi-
sche Frühling beträfe vorrangig Nordafrika und den Nahen Osten. 

Ein Blick in die Geschichte zeigt bereits, dass dies nicht zwingend so 
sein muss. Der Zyklus zwischen 1776 und 1826 war zweifellos ein beson-
ders ausgeprägt transatlantischer. 1848 hatte nicht nur eine europäische Di-
mension, sondern war Teil eines breiteren Zyklus, der die Reformbewegung 
1861 in Russland ebenso wie den amerikanischen Bürgerkrieg und die op-
ferreichen Auseinandersetzungen im China der 1850er Jahre einschloss.50 
In ähnlicher Weise lassen sich die globalen Dimensionen des Revolutions-
zyklus von 1989 ziehen. Sie schließen neben dem Epizentrum in Ost- und 
Zentraleuropa sowie den Ereignissen in China das Ende der Apartheid im 
südlichen Afrika ebenso ein wie das Ende der Militärdiktaturen in Latein-
amerika. Und die Folgen reichen bis zum Bruch der indischen Regierung 
mit dem wirtschaftspolitischen Erbe der Nehru-Periode und dem Verzicht 
auf den Übergang zu einem Ein-Parteien-System im Benin im unmittelba-
ren zeitlichen Kontext der Nachricht vom Tod des rumänischen Diktators 
Ceaucescu.51 
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Diese Verknüpfung der vielen Schauplätze zu einem politischen Zusam-
menhang wird von vielen Anhängern des methodischen Nationalismus in 
der Revolutionsforschung abgelehnt, aber das Ausklammern der global con-
dition aus der Erklärung der Revolutionsverursachung und ihres Verlaufes 
ergibt deshalb noch keine sinnvolle Alternative. 

Eine Revolution wäre allerdings nur eine Palastrevolte oder ein Streit 
unter Elitenfraktionen, wenn sie nicht mit einer massiven Mobilisierung von 
zumindest Teilen der Bevölkerung einherginge. Während für die Eliten die 
Frage nach der Position des eigenen Landes im globalen Wettlauf (um Res-
sourcen, Marktanteile, Macht und Einfluss oder Anerkennung) wichtig ist 
und gegebenenfalls zu einer systemsprengenden Unzufriedenheit mit den 
Herrschenden führt, erscheinen die Motive der Massen, die auf Plätzen und 
vor den Parlamenten zusammenströmen, weniger strategisch. Sie drücken 
ihren Unmut über die schlechte Versorgungslage oder auch nur eine be-
fürchtete Vernachlässigung ihrer Interessen aus und radikalisieren ihren Pro-
test häufig erst, wenn das Regime nicht flexibel auf ihre Wünsche reagiert 
(bzw. reagieren kann). 

Die spannende Frage, die sich hieran für alle Analytiker von Revolutio-
nen anschließt, ist die nach den Ursachen für das zeitweise Zusammengehen 
beider Strömungen in einem gegen das alte Regime gerichteten Widerstand 
und für die Gestaltung neuer Normen und Institutionen. Es handelt sich um 
eine Allianz auf Zeit, wie alle Revolutionen in der bisherigen Geschichte 
gezeigt haben. Die Frage ist deshalb nicht, ob dieses Bündnis am Ende zu 
Frustration bei den erneut Marginalisierten führt (dies ist offensichtlich 
weitgehend unvermeidlich), sondern warum es im Falle einer erfolgreichen 
Revolution lange genug hält, um die Verhältnisse umzuwälzen. 

Um diese ungewöhnliche Konstellation zu erklären, lässt sich auf die 
Marxsche Formulierung der „heroischen Illusion“ zurückgreifen.52 Ohne 
ein Moment des überbordenden (utopischen) Enthusiasmus und der Selbst-
täuschung über das Erreichbare und ohne die Präsentation partikularer In-
teressen als allgemeine Interessen ist die ungewöhnliche Koalition aus Eli-
ten und Unterschichten, die die Revolution überhaupt erst möglich macht, 
nicht zu verstehen. Hierfür bedarf es der Umformulierung zunächst lokal 

                                                           
al moment, Leipzig 2013. In ähnlicher Weise: Nina Bandelj/Dorothy Solinger (Hrsg.), 
1989: Twenty Years After. Papers from the Conference at UC Irvine 2009, online at http:// 
www.democ.uci.edu/research/conferences/1989conf.php. Siehe auch das Plädoyer für eine 
globale Geschichte des Jahres 1989 bei Timothy Garton Ash, 1989! – The unwritten his-
tory, in: The New York Review of Books 2009 (5 November), Bd. 56, No. 17. 

52  Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Berlin 1962, Bd. 1, S. 188.  
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beschränkter Forderungen in allgemeine ideologische Muster und in trans-
national akzeptierte Symbole des Protestes.53 

Wir sind weit davon entfernt, eben diesen Umschlag vom Lokalen in 
allgemeine Formulierungen zu verstehen. Der Blick in die Geschichte der 
Revolutionen hilft allerdings zu verstehen, dass es einen engen Zusammen-
hang zwischen dem Entstehen und der Verbreitung globaler Ideologien und 
dem Erfolg der Revolutionen gibt, und zwar in jenem doppelten Sinne, dass 
globale Ideologien den Protestierenden die Stichworte und Narrative zur 
Verfügung stellen, um erfolgreich ein breites Bündnis gegen das jeweilige 
Ancien Régime zu schmieden. Und gleichzeitig treiben erfolgreiche Revo-
lutionen, indem sie sich selbst als eine Art Stunde Null in der Geschichte 
präsentieren, neue globale Ideologien hervor.54 

 
Die Französische Revolution stand, so könnte man die neueren Diskussio-
nen zusammenfassen, am Beginn einer historischen Epoche globaler Revo-
lutionen oder Revolutionszyklen. Jede einzelne dieser globalen Revolutio-
nen hatte gravierende geopolitische Verschiebungen der Machtverhältnisse 
zur Folge, brachte neue global wirksame Ideologien hervor und veränderte 
die globale Wettbewerbssituation der beteiligten Gesellschaften. Aber ganz 
offenkundig haben diese globalen Revolutionen nicht ein gemeinsames uni-
verselles Ziel, wie dies etwa Hegel und in seiner Folge viele Universalhisto-
riker imaginierten oder auch nur herbeisehnten. 

 
 

                                                           
53  Für den Arabischen Frühling wird von vielen Beobachtern die Rolle neuer Medien und 

Technologien hervorgehoben. Dies mag den Prozess der überlokalen Verständigung nicht 
nur im technischen Sinne beschleunigt haben. Vielmehr hat es auch den Zwang zu Formu-
lierungen, die für verschiedene Gruppen des spontanen Protests Bedeutung gewinnen, be-
schleunigt. Aber wir sollten darüber nicht vergessen, dass nicht die portablen Telefone die 
Revolution hervor getrieben haben, sondern die Synchronisierung verschiedener Interessen 
unter einer gemeinsamen Idee, wie wir dies bereits für die Revolutionen der letzten zwei 
Jahrhunderte beobachten können. 

54  Manfred B. Steger, The rise of the global imaginary. Political ideologies from the French 
Revolution to the global war on terror, Oxford, New York 2009. 



Sitzungsberichte der Leibniz-Sozietät 128 (2016), 55–59 
der Wissenschaften zu Berlin 

Helga Schultz (MLS) † 

Über Geschichte und Tradition in postmodernen Zeiten 

Unser Jubilar hat vor diesem Forum vor einigen Jahren Ockhams Rasier-
messer empfohlen, um die Begriffe Geschichte als Wissenschaft und Ge-
schichte als Prozess säuberlich voneinander zu trennen. Er tat dies zu Recht 
und in Polemik gegen Reinhart Koselleck, den Großmeister der Begriffsge-
schichte, den Eichhorn im selben Atemzug rühmt, ebenfalls hoch berechtigt. 
In der Tat hat der Historiker ja das Erkenntnisproblem, dass der historische 
Prozess als Objekt ihm nicht verfügbar ist, dass er nicht hinabsteigen kann 
in den Brunnen der Vergangenheit, wie der Erzähler Thomas Mann, als er 
zur Legende von Joseph und seinen Brüdern anhebt. Nur die überlieferten 
Reste, Quellentexte vor allem, bezeugen Vergangenes. Man scheut sich, mit 
Ranke zu sagen: Was eigentlich gewesen. Koselleck hat nachdrücklich dar-
auf beharrt, dass der Historiker anders als alle anderen Geisteswissenschaft-
ler nicht bloß Textexegese betreiben könne, sondern „dass er sich der Texte 
nur als Zeugnisse bediene, um aus ihnen eine Wirklichkeit zu eruieren, die 
hinter den Texten liegt.“1 Damit stemmte er sich gegen den postmodernen 
Geist, der die Unhintergehbarkeit der Quellentexte und also die Unmöglich-
keit historischer Wahrheitsfindung behauptet, dem alle Deutungen gleich 
wahr sind. Die historische Erkenntnis liege im Auge des Betrachters, jede 
Darstellung sei Konstruktion und müsse dekonstruiert werden. Nun, im 
Grundsatz ist das dem Historiker nicht einmal fremd. Quellenkritik, und 
nicht nur philologische, ist gute Praxis seit Niebuhrs Zeiten, seit die Ge-
schichte von der Herrschaftslegitimation zur Wissenschaft werden wollte. – 
Die Historie als kulturelles Gedächtnis der Völker hat allerdings die legiti-
mierende, kollektive Identitäten stiftende Funktion behalten und übt sie im 
politischen Raum unverdrossen. 

Der postmoderne Paradigmenwechsel geht jedoch weiter, er legt die Axt 
an die Wurzel der Geschichtswissenschaft. Nicht mehr die fortschreitende 
Entwicklung des Menschengeschlechts zu größerer Schöpferkraft und Na-
turbeherrschung darf Gegenstand historischer Analyse sein. So hatte es un- 
                                                           
1 Koselleck 2000a, S. 116. 
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ser Jubilar noch 2009 in seinen Überlegungen zur Verschlingung von For-
mationsprozessen mit Berufung auf Eric Hobsbawm postuliert.1 Das post-
moderne Paradigma verwirft dies. Aufgestanden als linke Gegenbewegung 
gegen den Marxismus, dessen Heilslehre die Welt unerlöst gelassen hatte, 
verwarfen die postmodernen Propheten von Lyotard bis Derrida und Fou-
cault alles, was aus der Aufklärung kam, die Idee des Fortschritts überhaupt. 
Wir mögen um die Geschichtswissenschaft trauern, wie wir sie vertreten 
haben, und die wir marxistisch oder gar marxistisch-leninistisch nannten. 
Solche Nabelschau verbaut die Sicht auf die weitere Szenerie. Der Flurscha-
den geht weit über dieses politische Kampffeld hinaus. Die Postmoderne 
verwarf die Aufklärung insgesamt, die klassische Philosophie und Dichtung, 
den Idealismus von Kant bis Hegel und die bürgerliche Kulturentwicklung 
des 19. Jahrhunderts, die im Zeichen dieser Denkrevolution des 18. Jahrhun-
derts stand. Das hat tiefgreifende Wirkungen: Der Kanon humanistischer 
Bildung kann als abgetan gelten. Die Popkultur hat dafür in Feuilleton und 
Schullehrplan Raum gegriffen. Mehrere Schüler- und Studentengeneratio-
nen sind schon ohne diesen Kanon aufgewachsen, der deshalb als verloren 
gelten darf. 

Auf unserem engeren historiographischen Feld wurde die Sozialge-
schichte der Bielefelder Schule mit der marxistischen Klassengeschichte ins 
selbe Massengrab gelegt. Hans-Ulrich Wehler war schon auf den westdeut-
schen Historikertagen der achtziger Jahre der Lieblingsgegner der jungen 
Wilden gewesen. Treffend wurde dieser Fortschritt beschrieben: Von der 
Gesellschaftsgeschichte zur Gedächtnisgeschichte. Nicht was eigentlich ge-
schehen, interessiert, sondern das darüber Gesagte, die Pluralität von Erzäh-
lungen, Mythen und Bildern. Das Interesse verlagert sich von Prozessen und 
sozialen Gruppen hin zum Subjektiven, Biographischen, Repräsentativen. 
Auch die Geschichte im öffentlichen Raum, in Museen und Ausstellungen, 
setzt an die Stelle von determinierten Entwicklungen Subjektivität, assozia-
tive Repräsentation. Nun sehen wir, wie auch der Geschichtsunterricht Bun-
desland für Bundesland aufgelöst wird. In der Zusammenlegung mit ande-
ren gesellschaftskundlichen Fächern sollen thematische Felder erarbeitet 
werden: Wanderungen, Randgruppen, Geschlechterbeziehungen etc. Einen 
Zusammenhang der Epochen gibt es nicht mehr. Wieviel historisches Be-
wusstsein kann ein solcher Unterricht einpflanzen? 

Die Geschichte, und hier meine ich mit Ockhams Rasiermesser das Ge-
schichtsbild als Menschheitsgedächtnis, prägt die Zukunft. Erfahrung und 

                                                           
1 Eichhorn 2009, S. 112. 
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Erwartung sind im historischen Bewusstsein unserer Gegenwart verkettet.2 
In den siebziger Jahren verkehrten sich Weltbild und Zeitgeist. Bis dahin 
hatte in Ost und West nach allen schrecklichen Erfahrungen der Kriege und 
trotz der Atomkriegsgefahr das Fortschrittsvertrauen den Grundton abgege-
ben. Hoffnung auf den Sieg der Vernunft und Humanität über Machtstreben 
und Aggressivität, Erwartung an die Problemlösungskompetenz von Wis-
senschaft und Technik, Glauben an die Fähigkeit der Menschheit, sich von 
den Nöten und Mühen der Lebensbewältigung zunehmend zu emanzipieren 
waren lebendig. Die großen Abrüstungskonferenzen, die Befreiung der ehe-
maligen Kolonialvölker, selbst der Wettlauf der Supermächte zum Mond 
waren Signaturen dieser Zeit. Als die intellektuelle Postmoderne zu Beginn 
der siebziger Jahre auf den Plan trat, war dies Zeichen einer Epochenzäsur, 
eines Bruchs, der mit Sicherheit tiefer greift als die Zäsur von 1989. Den 
Zusammenbruch der sozialistischen Staatenwelt werden die Historiker einst 
als eine Stufe in diesem größeren Prozess sehen. Dass die Postmoderne den 
Zeitgeist nachhaltig prägen konnte, hat natürlich mit anderen, wirtschaftli-
chen, sozialen, politischen Wandlungen zu tun, die hier außer Betracht blei-
ben müssen. Ein neuer Sammelband zu den siebziger Jahren trägt den tref-
fenden Titel „Das Ende der Zuversicht“.3 

Katastrophen prägten nun das Zeitgefühl, es wurde apokalyptisch. Die 
Denkschrift des Club of Rome zu den „Grenzen des Wachstums“ bildete 
1972 den Auftakt. Bevölkerungsexplosion, Waldsterben, Artensterben führ-
ten die Reihe der globalen Hysterien fort bis hin zur aktuellen Klimakatas-
trophe. Benjamins Engel der Geschichte, vom Sturmwind aus dem Paradies 
fortgetrieben, mit dem Rücken zur Zukunft, vor sich das Trümmerfeld der 
Geschichte, ist unter den Gebildeten ein beliebtes Bild geworden. Im popu-
lären Bewusstsein wird Geschichte zur Fantasy, unterfüttert von dickleibi-
gen Romanen und mehrteiligen Filmepen. Nichts nährt diesen Zeitgeist ein-
drucksvoller als die Apokalypse-Spektakel aus Hollywood. Ernst Bloch hatte 
die vielfältigen Utopien als konkrete Äußerungen des Prinzips Hoffnung 
dargestellt, das dem Menschen unauslöschlich eingepflanzt sei. Vom Schla-
raffen-Märchen bis zur Verheißung von Marxens Gesellschaftstheorie lässt 
er die Legenden und Utopien Revue passieren. Bloch schrieb diese Enzy-
klopädie der Hoffnung in den düstersten Zeiten von Krieg und Exil – uns 
verkehrt sich hingegen die Zukunft zur Dystopie. 

Postmoderner Individualismus und Pluralismus haben die Tradition we-
sentlich verändert, die Alltag und Feste regelt und über das individuelle Le-
                                                           
2 Koselleck 2000b, S. 332. 
3 Jarausch 2008. 
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ben hinaus die Weitergabe der Kultur sichert. Natürlich sind auch hier an-
dere Modernisierungsprozesse im Spiel, die wir als Globalisierung, Digitali-
sierung fassen. Der postmoderne Wertewandel war aber ein wesentlicher 
Faktor. Zunächst und vor allem betraf er die Institution Familie. Reinhart 
Koselleck hat den Bruch der 68er Generation mit der aus Nationalsozialis-
mus und Krieg gekommenen Vätergeneration als außerordentlich scharf ge-
kennzeichnet. Selten in der Geschichte sei ein Generationenbruch so hart 
gewesen.4 Nachhaltig wurde die Krise der bürgerlichen Familie aber erst 
durch den Individualismus, das postmoderne Ideal des autonomen Subjekts, 
das sich nicht mehr als Glied einer Generationenkette sieht, sondern die 
Selbstoptimierung zum Lebenssinn erhebt. Die neuen sozialen Bewegungen, 
Feminismus und neo-malthusianische Ökologiebewegung, trugen das Ihre 
zur Prägung eines Generationenbewusstseins, das wie jedes Emanzipations-
streben seine dunkle Kehrseite hat – eine Selbstgerechtigkeit, die nicht nur 
die Tradition ablehnt, sondern auch die Zukunft verleugnet. 

Der postmoderne Wertewandel war wesentlich verantwortlich für einen 
Geburtenrückgang, der die Generationenfolge infrage stellt. Das social 
freezing, in etwa so sozial wie die sozialen Netzwerke, ist die neueste Ent-
äußerung dieses Zeitgeistes. Die Abkehr von der Tradition traf sämtliche 
sozialen Milieus, auch die der traditionellen Arbeiterbewegung und jene im 
Umkreis der sogenannten Volksparteien. Sie traf auch die Kirchen, die seit 
jeher eingewurzelte Traditionshüter waren. Sie verloren ihre Gläubigen in 
den siebziger Jahren auch im Westen beschleunigt an Patchwork-Religiosi-
tät, exotische Kulte, Evangelikale und Esoterik. Der Wertewandel stellt die 
Generationenkette ebenso am anderen Ende infrage, in den veränderten Be-
stattungsriten. Nicht nur in den Großstädten leeren sich die Friedhöfe. Sie 
werden geräumt für Wohnbauten, Parks, Gewerbeflächen. Friedrich Voß-
kühler merkt an: 
 

„Ohne die Toten bricht der ‚Sinn’. Ohne die, die noch geboren werden, endet er. 
Deshalb muss den Toten ihr Teil gegeben werden [...], weil ohne diesen hinwie-
derum den Zukünftigen nicht ihr Teil eingeräumt würde, das Recht auf ihre Ge-
nealogie, die Anteilnahme an der Welt, die sie erst dann weiterführen können.“5  

Gegen diese dunkle Sicht auf den Zeitgeist ist mancherlei einzuwenden, 
was hoffen lässt. Dagegen steht gegen die begründete Erwartung, dass das 
Pendel zurückschlagen wird. Neuerdings schafft die soziale Frage sich wie-
der mit Macht Geltung, sie setzt gegen mögliche Katastrophen aktuelle 
                                                           
4 Koselleck 2000a, S. 106–108. 
5 Vosskühler 2010, S. 316. 
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Nöte. Die Realität bricht in das monadenhafte Konsumentenleben des selbst-
bestimmten Individuums ein und stellt selbstbezogene Individualität als Le-
benssinn infrage. Familie wird wieder wichtiger, die Statistiker vermerken 
sogar sacht ansteigende Geburtenziffern. Die neue Euphorie des Teilens be-
günstigt nicht nur originelle Geschäftsideen, sondern auch solidarisches 
Handeln, das gegen schrankenloses Gewinnstreben und Individualismus ge-
setzt wird. Ernst Blochs Prinzip Hoffnung ist offenbar unausrottbar und 
könnte Geschichte und Zukunft, Erfahrung und Erwartung wieder in gegen-
wärtigem Handeln zusammenführen. 
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Worte des Dankes 

Es ist gewiss nichts einzuwenden, wenn der Jubilar am Schluss der ihm ge-
widmeten Plenarsitzung allen, die an dieser aktiv beteiligt waren und sie mit 
getragen haben, den wohlverdienten Dank ausspricht. Mein besonderer Dank 
gilt dem Präsidenten, dem Sekretar des Plenums, der Klasse Sozial- und Geis-
teswissenschaften und ihrem Sekretar für die Mühen, die sie mit der Organi-
sierung der Veranstaltung übernommen haben. 

Wir können auch feststellen, dass sich unser allgemeines Anliegen be-
währt hat, persönliche Hommagen als Teil der disziplinübergreifenden wis-
senschaftlichen Kommunikation und Zusammenarbeit, als Debatte über theo-
retische und methodische Neuansätze zu gestalten. Das ist gerade in den 
Beiträgen von Wolfgang Küttler, Helga Schultz und Matthias Middell vor-
züglich gelungen. Sie behandeln eine Vielzahl theoretischer und methodi-
scher Aspekte gegenwärtiger, künftig möglicher oder wahrscheinlicher ge-
schichtlicher Transformationsprozesse. Dabei bringen sie ein allgemeines, 
übergreifendes und schwergewichtiges erkenntnistheoretisches Fazit in die 
Debatte: Sie machen deutlich, dass ein wissenschaftlich begründetes und der 
Aufklärung verpflichtetes Geschichtskonzept der ständigen kritischen Über-
prüfung am Geschichtsprozess selbst und ebenso der ständigen Präzisierung 
des humanen und emanzipatorischen Impetus bedarf. Und auf diese Pro-
blemsicht führen auch die Arbeitsergebnisse und die oft erfreulich kontro-
versen Debatten im Arbeitskreis „Gesellschaftsanalyse und Klassen“. Es ist 
aber leider eine Tatsache, dass gerade in den letzten Jahrzehnten prognosti-
sche und strategisch-konzeptionelle Vorstellungen über geschichtliche 
Transformationen einerseits und die sich wandelnde geschichtliche Wirk-
lichkeit andererseits in entscheidenden Fragen mehr und mehr divergierten 
und konfligierten. Und das hat schwerwiegende Negativfolgen. Sowohl für 
den Zustand der etablierten Sozial- und Geisteswissenschaften als auch für 
die Orientierung der geschichtlichen Akteure. 

Diese Problematik dürfte künftig noch größere Bedeutung erlangen. 
Wenn man beispielsweise geschichtliche Tendenzen in den Blick nimmt, 
die heute bereits in den Globalisierungsprozessen, in der Digitalisierung, in 
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der Ungleichmäßigkeit der sozialen Entwicklung, im Aufstieg des ostasiati-
schen Wirtschafts- und Kulturraums hervortreten, dann zeichnen sich hin-
reichend Gründe für die Annahme ab, dass uns Wandlungen des Geschichts-
prozesses ins Haus stehen, die unsere Auffassungen über die Triebkräfte, 
die Gesetzlichkeiten, die Gestaltungsmöglichkeiten und die möglichen künf-
tigen Richtungen der gesellschaftlichen Entwicklung wesentlich verändern 
werden. So kann heute – um ein besonders sinnfälliges Beispiel anzuführen – 
kaum mehr übersehen werden, dass sich die Hauptachse des Weltgeschehens 
im Gegenlauf zu zurückliegenden Jahrhunderten offenbar mehr und mehr 
von Europa und Nordamerika nach Ostasien, vor allem China, und möglicher-
weise nach Südamerika verschiebt. Es ist damit zu rechnen, dass geschicht-
liche Veränderungen dieser Art unsere Vorstellungen vom Geschichtsprozess 
mehr oder weniger wandeln werden. Eine notwendige Schlussfolgerung 
daraus ist, dass die kritische Prüfung von geschichtlichen Entwicklungs- 
und Transformationskonzepten bis in die philosophisch-methodologischen 
Denkgrundlagen reichen muss. 

Besonderes Interesse verdienen aus meiner Sicht die Ausführungen Her-
bert Wöltges. Nicht nur deshalb, weil in ihnen die persönlichen Verdienste 
der aktiven Leibnizianer, darunter des Jubilars, überzeugend gewürdigt wer-
den. Vor allem aber, weil Wöltge seine Ansichten über die Entwicklung un-
serer akademischen Institution aus langjährigen Erfahrungen und aus einer 
Fülle wissenschaftspolitischer und wissenschaftsorganisatorischer Materia-
lien und Informationen gewinnt. Das ermöglicht ihm eine erkenntnisreiche 
und sehr lebendige Erörterung der Entwicklungsprobleme des akademischen 
Lebens. Erstaunlich ist, dass die Leibnizianer allen Liquidierungsabsichten 
und allen rechtswidrigen Aktivitäten der anfangs der 90er Jahre installierten 
Obrigkeit zum Trotz den wissenschaftsstrategisch adäquaten Weg einer Wis-
senschaftsakademie gefunden und beschritten haben. Es wäre gut, wenn diese 
Aufarbeitung ihre Fortsetzung fände. 
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Cesare Beccarias Beitrag zur Zivilisierung des europäischen 
Rechtswesens 

Im Jahre 1765 veröffentlichte der Jurist und Ökonom Cesare Bonesa Graf 
von Beccaria (1738–96), Professor der Rechte an der Universität Milano, 
sein aufsehenerregendes Traktat „Dei delitti e delle pene“, (Von den Verge-
hen und den Strafen), das die erste moderne Justizordnung fixiert und ein 
bedeutender Fortschritt im abendländischen Rechtsdenken ist. Seine Schrift 
steht im engen Zusammenhang sowohl mit der italienischen Nationalge-
schichte als auch der europäischen Geistesgeschichte. Sie erschien zu Be-
ginn des risorgimento, der demokratischen Erneuerungsbewegung Italiens, 
die auf die naturwissenschaftliche und geographische Renaissance des 16. 
Jahrhunderts folgte. Sie erstrebte die politische Erneuerung und staatliche 
Einigung des in viele Stadtrepubliken und ausländische, vor allem habsbur-
gische und bourbonische Besitzungen zerklüfteten Apennin. 

Diese Einigung vollzog sich im 19. Jahrhundert fast gleichzeitig mit der 
Deutschlands, wobei allerdings im Unterschied zu den Deutschen eine star-
ke Volksbeteiligung – man denke an Garibaldi und Verdi – unter Wieder-
belebung demokratischer und republikanischer Renaissancetraditionen eine 
große Rolle spielte. 

Beccaria ging es um eine Übernahme der kommunalen Rechtsordnun-
gen der oberitalienischen Stadtrepubliken Venetien, Florenz und Mailand in 
ein kommendes geeintes Italien, das unter Cavour und König Vittorio Em-
manuele von Piemont-Savoy gegen 1870/71 entstand. Dabei wirkte er für 
die Ausschaltung der caudillistischen und condottieri-Traditionen eines Ce-
sare Borgia und der Herzöge von Este und Ferrara sowie für die Reduktion 
des Einflusses des Vatikans und von Alleinherrschern vom Typ des principe 
(Fürsten), wie ihn Machiavelli beschrieben und gelobt hatte. Nur durch die-
sen politischen Kontext und in Ansehung der demokratischen Traditionen 
der Stadtrepubliken wird erklärlich, warum unter allen Nationen Europas aus-
gerechnet das zerstückelte, vom Vatikan beeinflusste und überwiegend von 
ausländischen Mächten besetzte Italien diejenige Region war, die als erste 
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mit einem klar definierten Rechtsnormensystem in die moderne Geschichte 
eintrat: weder Frankreich noch England, von Deutschland oder Russland 
ganz zu schweigen, waren dazu in der Lage. Beccarias Einfluss ist es zu dan-
ken, dass neben dem Latein das volgare ganz im Sinne von Dante Alighieri 
als eine Art lingua aulica et cardinale zur Gerichtssprache erhoben wurde. 
Für ihn musste eine Modernisierung der Justiz mit der Sprache, genauer mit 
der Rechtssprache beginnen. Das hängt sicher mit den Projekten zur Eini-
gung Italiens zusammen, wofür sich wie in England, Spanien und Frank-
reich eine gemeinsame Nationalsprache – auf der Grundlage des Toskani-
schen – herausbildete. Doch der demokratische Impetus des Mailänder Ju-
risten war wohl das letztlich ausschlaggebende Argument. Er wandte sich 
entschieden gegen den seit der Antike, den Pandekten Kaiser Justinians herr-
schenden Gebrauch des Lateins als ausschließlicher Gerichts- und Rechts-
sprache, während die Bevölkerung, in deren Namen Beccaria sprach, ledig-
lich die italienischen Regionalsprachen bzw. Dialekte beherrschte. Das weit-
gehend analphabetische Volk begriff seiner Meinung nach weder die Prin-
zipien, nach denen die Richter urteilten, noch die Gründe ihrer Urteile. 

Doch diese praktisch-politische Frage der überregionalen italienischen 
National- und Rechtssprache war nicht das Hauptproblem, das sich ihm auf 
dem Gebiet der Justiz stellte. 

Er sah die Inadäquatheit zwischen der geltenden, von Justinian, der christ-
lichen Kirche und den herrschenden Fürsten etablierten Rechtsprechung 
einerseits und den neuen rechtlichen Notwendigkeiten in einer, wie er sehr 
wohl erkannte, sich verbürgerlichenden, durch Arbeits- und Klassenteilung 
charakterisierten Gesellschaft mit je neuen Rechtsinteressen der Individuen. 
Für ihn existierte eine tiefragende Kluft zwischen den tradierten Rechts-
usancen und den Rechtsbedürfnissen seiner modernen Zeit – er spricht em-
phatisch von „unserem 18. Jahrhundert“ und meint damit das „Jahrhundert 
der Aufklärung“. Er nannte alle früheren Zeitepochen seit Sündenfall und 
Antike „barbarisch“. Diese Pauschalierung des Geschichtsverlaufs führte 
bekanntlich die Aufklärung ein, da die Vernunft erst mit ihr, mit den Wis-
senschaften, den Handwerken und der Industrie, in das menschliche Denken 
einkehrte und man alles, aber auch alles frühere Denken, wie dies Horkhei-
mer und Adorno in ihrer „Dialektik der Aufklärung“ dartaten, als Mytholo-
gie, als Aberglauben, als Phantasterei ohne jeden Erkenntniswert betrach-
tete, auch weil rationale Kenntnisse fehlten. (1) Demgegenüber widmeten 
sich die Aufklärer, die philosophes, sozusagen hauptamtlich der Demythi-
sierung. Beccaria beklagte, dass das zeitgenössische in Mailand geltende 
Recht noch so barbarisch und obsolet sei wie vor tausend Jahren, man lebe 
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juristisch noch immer im frühen Mittelalter, zur Zeit der „Langobarden“. 
Mit dem altgermanischen, bereits lange außer Kurs gekommenen Ausdruck 
„Langobardei“ anstelle des modernen „Lombardei“ macht er sozusagen 
sprachlich auf die Überlebtheit des praktizierten Rechts aufmerksam. 

Beccaria vertrat auf juristischem Gebiet die Aufklärungsphilosophie. 
Das erkannten die französischen und preußischen Aufklärer sehr bald und 
begannen seine Vorstellungen in ihre Gedankengebäude als juristischen Teil 
ihres aufgeklärten Denkens einzuarbeiten. Alle bedeutenden Aufklärer in 
Frankreich wie Preußen stimmten einhellig sein Loblied an, sein Werk er-
schien in vielen Auflagen und Übersetzungen, Voltaire und Friedrich II. 
gehörten zu seinen prominentesten Anhängern. 

Fragt man, was von seinen Schriften den meisten Staub aufwirbelte und 
welche geltenden Rechtsnormen er am stärksten angriff, so war dies in aller-
erster Linie der Strafvollzug. Darin lag allerdings ein wenn auch wegen der 
konkreten Rechtsverhältnisse auf diesem Gebiet erklärliches Missverständ-
nis bzw. ein Reduktionismus seitens der damaligen und auch heutigen Rezi-
pienten vor, denn sein Hauptwerk heißt ja nicht „delle pene“, sondern „dei 
delitti e delle pene“, geht also über den bloßen Strafvollzug hinaus und 
schließt in sein Reformwerk auch den Verbrechensbegriff ein, sieht das 
Rechtswesen also als ein Gesamt, das sowohl die Delikte wie die Strafen zu 
einer Ganzheit bindet, eine damals sehr moderne Sicht der Dinge, auf wel-
che besonders Friedrich II. verwies. 

An erster Stelle in seiner Kritik des Strafvollzugs standen Todesstrafe 
und Folter. Dies waren die am schärfsten von den Aufklärern kritisierten 
„pene“, u.a. weil diese Strafen auch gegen sie, die Aufklärer, Anwendung 
fanden. Die Todesstrafe lehnte er schon deshalb ab, weil sie infolge physi-
scher Beseitigung des Delinquenten nicht zu dessen Besserung führen 
konnte, also zur von ihm geforderten erzieherischen Wirkung der Strafe 
nicht beitrug. Denn unter dem Einfluss Rousseaus vertrat er den Stand-
punkt, dass die Justiz einen rechtlichen wie moralischen Erziehungsauftrag 
habe und die Menschen bessern müsse, die von Natur aus böse und egois-
tisch seien. 

Diese beiden Strafarten, Exekution und Folter, waren sicher die spekta-
kulärsten und schwerwiegendsten und wurden deshalb von ihm am meisten 
kritisiert. Doch spielte bei der Diskussion bzw. der Ablehnung dieser Stra-
fen keineswegs ihre „Grausamkeit“ eine Rolle, die vielmehr erst als Ergeb-
nis romantischer bzw. moderner Sensibilität mit in Betracht gezogen wurde. 
Was man beanstandete war die Unangemessenheit der Strafe im Verhältnis 
zu den inkriminierten Übeltaten und die Endgültigkeit und Nichtrevidier-
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barkeit der Vollstreckung. Der Fall des Enzyklopädiemitherausgebers Dide-
rot ist dafür ein Beispiel. Diderot war ein dezidierter Vorkämpfer der Auf-
klärung und der Menschenrechte, aber zugleich Anhänger von Folter und 
Todesstrafe und polemisierte scharf gegen Beccaria. Er meinte, die Schmer-
zen könnten als Strafen für Schwerverbrecher gar nicht groß und quälend 
genug sein, auch war er für die Folterung geständnisunwilliger Verbrecher, 
denn deren rechtzeitige Offenbarungen könnten das Leben vieler von Ver-
brechern bedrohter unschuldiger Menschen retten. Auch war Diderot für die 
Sklaverei, was mit unserer Vorstellung von Aufklärung nicht zusammenge-
hen will, wobei er allerdings nicht die Sklaverei als ein gesellschaftliches 
Verhältnis meinte, sondern als eine für überführte Schwerverbrecher gezie-
mende, ihrem Vergehen angemessene „Strafe“. 

Für Beccaria war das Vergehen, das Verbrechen die Voraussetzung und 
das Maß der Strafe, letztere dagegen nur eine abgeleitete, sozusagen sekun-
däre Größe. Eine alleinige Reduktion der Rechtsfrage auf die Strafe war für 
ihn ohne Berücksichtigung des jeweiligen Verbrechens geradezu sinnlos. 
Allen Gemütern sollte der Nexus zwischen Verbrechen und Strafe u.a. durch 
die Verkürzung der Zeitspanne zwischen Urteilsspruch und Strafantritt ein-
sichtig gemacht werden. 

Dabei erhob er wie übrigens auch sein Kontrahent Diderot die Forde-
rung, dass die Strafe weniger dem Delikt als vielmehr dem Schaden ange-
messen sein müsse, der der Gesellschaft bzw. ihrem Mitglied entstanden 
sei, eine gewiss sehr moderne Denkweise, die vom in der Aufklärung ent-
wickelten Gesellschaftsbegriff ausging. 

Von ganz außerordentlicher, ja prinzipieller Bedeutung für die weitere 
Entwicklung des Rechtswesens in Europa war seine Unterscheidung ekkle-
siastisches (kanonisches) vs. weltliches Recht. Er forderte dezidiert die Tren-
nung von Religion bzw. Moral auf der einen und der Justiz bzw. dem 
Rechtswesen auf der anderen Seite. Erstere hätten im Gerichtssaal weder als 
Vergehen noch als Strafe etwas zu suchen. Dabei ist zu bedenken, dass die 
meisten Todesstrafen bis weit ins 18. Jahrhundert auf Veranlassung des 
katholischen Klerus gegen protestantische Dissidenten verhängt wurden, die 
zumeist zum Feuertod auf dem Scheiterhaufen verurteilt wurden, wie es 
Hus und Savonarola erging, ein Schicksal, das auch Galileo Galilei drohte. 
Auch auf protestantischen Proselytismus stand die Höchststrafe. Doch auch 
Calvin selber ließ in Genf einen aus Portugal vor der Inquisition geflohenen 
Mediziner als Dissidenten wegen einer ihm missliebigen theologischen 
Schrift lebendig verbrennen. Der aufsehenerregendste Fall, den natürlich 
auch Beccaria kannte, war der des französischen Tuchhändlers Callas, der 
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unter der nicht einmal bewiesenen Beschuldigung, seinen Sohn umgebracht 
zu haben, um ihn am Übergang zum rechtgläubigen Katholizismus zu hin-
dern, gerädert wurde. Auch Voltaire, der wegen seines Kampfes um das 
Leben des Tuchhändlers von der Öffentlichkeit den volkstümlichen Ehren-
namen „l`homme à Callas“ verliehen bekam, konnte diesen nicht vor der 
Hinrichtung retten. Eine zeitgenössische, im Märkischen Museum ausge-
stellte Berliner Zeichnung von Daniel Chodowiecki zeigt Callas auf dem 
Weg zur Hinrichtung, was beweist, wie stark die Anteilnahme der europäi-
schen Öffentlichkeit an seinem Schicksal war. Unter solchen Umständen 
trat selbstverständlich Beccaria bedingungslos für die Trennung von Staat 
und Kirche auch und zuallererst im Rechtswesen ein. Laut Michel Foucault 
wurden bis zur Reformation massenweise kirchlich-religiöse Verrechtli-
chungen mit bindenden Folgen für den Strafprozess und die Urteilsspre-
chung der Gerichte durchgeführt. Dazu gehörte auch das Vorgehen der 
staatlichen Zensur gegen subversive Schriften in katholischen Ländern wie 
Frankreich, vor allem solche aufklärerischen Inhalts. 

Werner Krauss (2) bezeugt an der Hand von Archivmaterial, wie in Pa-
ris die Justiz sogenannte Kolporteure, also Straßenhändler, die beim Ver-
kauf von Werken der Aufklärer bzw. Enzyklopädisten ertappt wurden, zu 
mehreren Jahren Galeere bzw. zu Einzelhaft in der Bastille verurteilte. Be-
troffene verfielen laut Krauss halbverhungert sogar dem Wahnsinn. Im über-
wiegend protestantischen Deutschland existierte dagegen praktisch keine 
Zensur, weshalb die meisten aufklärerischen Bücher diesseits des Rheins, in 
Kehl und Köln, gedruckt wurden. 

Beccaria hat sich im übrigen wohl als erster Rechtsgelehrter für die pro-
fessionelle Qualifizierung der Richter und die Normierung der Verfahren 
eingesetzt – bis dahin gab es kaum bindende Regeln für die Prozessführung 
und die Festlegung des Urteils, das weitgehend vom willkürlichen Ermessen 
der Richter abhing. 

Seine das moderne Rechtswesen Europas ganz wesentlich beeinflussen-
den juristischen Vorstellungen entwickelte er keineswegs in erster Linie aus 
moralischen oder logischen Erwägungen oder aus dem Studium der reich-
lich vorhandenen juristischen Fachliteratur aller Zeiten, die er natürlich zu-
meist kannte (und zitierte), sondern leitete sie aus den avanciertesten ge-
sellschaftspolitischen Vorstellungen seiner Zeit ab, den Ideen der französi-
schen und britischen Aufklärer. Beccaria berief sich auf ihre Hauptwerke 
und wollte deren Staatsideal der Freiheit und Gleichheit aller Bürger durch 
seine gesetzgeberischen Initiativen befördern. Vor allen anderen lobte er den 
„großen Montesquieu“ mit seinem „Geist der Gesetze“, ferner Rousseaus 
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„Del contratto sociale“ und Hobbes „Leviathan“ und bezog sich auf sie zur 
Begründung seiner Rechtsauffassung. Er sah die Möglichkeit einer aktiven 
Rückbeziehung der Strafe auf das Verhalten der Menschen, der betroffenen 
wie der beteiligten. Doch dürfe diese nicht aus Gründen der „Abschreckung“ 
verhängt werden, weil dies mit den Straftaten des Täters weder im Guten 
noch im Bösen zu tun habe. Ganz im Sinne Rousseaus forderte er vom 
Rechtswesen erzieherischen Einfluss zur Verhinderung von Straftaten und 
trat für eine rechtlich-moralische Erziehung der jungen Generation durch 
die Schule ein. Das höchste Glück für ein Volk liege in der ungehinderten 
Entwicklung der Persönlichkeit aller Sprösslinge, die folglich das Rechts-
wesen fördern müsse. 

Beccarias Begriff der Rechtsstaatlichkeit schloss die Verdammung aller 
unangemessenen und willkürlichen Strafen ein. Sein Buch ist eine nahezu 
vollständige Enzyklopädie von seiner Ansicht nach straffähigen Delikten. 
Dagegen findet sich in seinem Werk über die Delikte und Strafen wie auch 
in allen zeitgenössischen Rechtskommentaren – die der „Aufklärer“ einge-
schlossen – keine einzige Kritik an den Grausamkeiten des Strafvollzugs. 
Erst moderne Sensibilität verurteilt Grausamkeit in jeglicher Form! 

Die Einbindung des Rechts in die Gesellschaft durch Beccaria entspricht 
seinem aufgeklärten Menschenbild. Bei den französischen Denkern ging es 
um den aufgeklärten Bürger der neuen Gesellschaft, den citoyen éclairé. 
Dieses Menschen- und Bürgerideal der buoni cittadini sollte auch das Rechts-
wesen anstreben. Durch Beccarias Einfluss kam es im Europa des 18. Jahr-
hunderts sowohl zu Fortschritten im Rechtswesen wie auch zu solchen in 
der politischen Verfassung der Staatswesen, im bourbonischen Spanien un-
ter Carlos II., in Portugal unter dem Premierminister Marquis Pombal, in 
Preußen unter Friedrich II. und in Russland unter der Zarin Katharina.(3) 
Das Zweigespann Friedrich II. und Voltaire waren im übrigen die einzigen, 
die Verfolgten praktische Hilfe leisteten, indem sie in gemeinsamer Aktion 
Bedrohte aus Frankreich in das rettende Preußen brachten. Aber stets, wenn 
ihr monarchisches Regime bedroht war, haben auch die aufgeklärten Fürs-
ten schließlich der Aufklärung den Rücken gekehrt. Es gab im 18. Jahrhun-
dert wohl aufgeklärte Fürsten, aber keine wirklich aufgeklärten Länder. 

Diesen Zusammenhang muss man wissen, um zu verstehen, warum Bec-
caria den aufgeklärten Monarchen – vergessen wir nicht, dass die meisten 
europäischen Staatswesen damals Monarchien waren – eine Hauptrolle bei 
der Durchsetzung des aufklärerischen Rechts beimaß. Er sah deren Part 
nicht nur in der Förderung aufklärerischer Rechtsschriften, sondern auch im 
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Schutz der Aufklärer gegen Angriffe vonseiten klerikaler Gegner, die ja wie 
schon bemerkt so weit gingen, ihnen auch nach dem Leben zu trachten. 

Gott sei Dank würden jetzt wohlwollende Souveräne gewissermaßen als 
Pendants aufgeklärter Staatsbürger an die Regierung kommen. Diese seien 
Freunde und Förderer der „friedlichen Tugenden der Wissenschaften und 
der Künste“. Er nennt als exemplarisch die in Mailand (wie auch auf dem 
Balkan) regierenden Habsburger Maria Theresia bzw. Joseph II. In seine 
Lobpreisung aufgeklärter Monarchen schließt er auch die Regierungshäup-
ter von Preußen, Schweden und Russland ein. Man kann aus seinen Schrif-
ten folgern, dass er der Ansicht war, ohne aufgeklärte Fürsten würde es auch 
keine Aufklärung geben. Frühere Gesetze, so schreibt er, „che pur sono o 
dovrebbero esser patti di uomini liberi, non son state per lo piú che ìnstru-
mento delle passioni di alcuni pochi“ (4): die Gesetze, die doch Pakte zwi-
schen freien Menschen sein sollten, dienten leider meist nur den Leiden-
schaften einiger Weniger. Doch eigentlich sollten sie die „massima felicitá 
divisa nel maggior numero“, also das höchste Glück für die größtmögliche 
Zahl von Menschen anstreben. Seine Schlussvision ist ein Bekenntnis zur 
Aufklärung als Verbrechensprävention: 
 

„Wollt Ihr die Verbrechen verhüten, wohlan. MACHT DASS DIE LICHTER 
(DER AUFKLÄRUNG) DIE FREIHEIT BEGLEITEN.“(Volete prevenir i de-
litti: FATE CHE I LUMI ACCOMPAGNINO LA LIBERTÀ). 
 

PS: Die von Beccaria scharf abgelehnte Folter scheint mit dem 18. Jahrhundert aus 
den Gerichtssälen der zivilisierten Welt verschwunden zu sein. Doch gibt es – wie 
noch in einigen asiatischen Ländern – im 21. Jahrhundert auch in den USA die Fol-
ter als regierungsamtlich in allen Details vorgeschriebenes Mittel zur Erpressung 
von Aussagen geständnisunwilliger Verdächtiger. Rechtsvorschriften regeln mit bü-
rokratischer Exaktheit die genaue Zeitdauer von Prügel, die Zahl der Schläge mit 
harten Gegenständen in das Gesicht, die Dauer und Temperatur der Heiß- und Kalt-
wasserbehandlungen und von überlangem zwangsweisem Schlafentzug sowie das 
probeweise Ertränken Verdächtiger. Dieses Register hochnotpeinlicher Misshand-
lungen von Häftlingen hat der französische Schriftsteller Tzvetan Todorov in einem 
auch ins Deutsche übersetzten Buch aufgelistet. (5) 
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Biografisches über jüdische Akteure in der schlesischen 
Demokratie von 1848/49* 

Das Thema des Vortrags: „Juden in der Breslauer Demokratiebewegung von 
1848/49“ erwuchs aus meinen schlesischen Forschungen der letzten Jahre. 
Es soll hier meinem Kollegen Hermann Klenner anlässlich der Vollendung 
des neunten Lebensjahrzehnts gewidmet sein, der, wie zu erfahren war, – wie 
ich selbst – in Breslau die Schulbank gedrückt hat. Er ist Schlesier und 
wuchs unter der Obhut seiner Großeltern, rechtschaffener einfacher Leute, 
eines Zimmermanns und einer Landarbeiterin, in dem kleinen, aber keines-
wegs unbedeutenden Bauern- und Bergarbeiterdorf Adelsbach1 (heute: 
Struga, powiat Wałbrzyski) unweit von Bad Salzbrunn (Szczawno-Zdrój) 
im Norden des Waldenburger Berglands auf.2 Vom Lehrer seiner Dorf-
schule für die höhere Schule empfohlen, verließ er 1936 die dörfliche Le-
benswelt und kam in die schlesische Metropole, um ein Gymnasium zu 
besuchen. Dem Zehnjährigen, dessen Fleiß sich mit einem erstaunlich guten 
Gedächtnis verband, ist – nach eigenen Aussagen – der Wechsel von der 
Ungebundenheit und Lockerheit im Dorf in die Strenge und Disziplin eines 
städtischen Gymnasiums keineswegs leicht gefallen, zumal da es nun u.a. 
galt, Vokabeln einer toten Sprache, des Lateinischen, sich einzupauken, die 
er für seine juristischen Ausbildung später dringend brauchte und heute na-
türlich glänzend beherrscht. Er lebte sich in der Großstadt ein und besuchte 
von 1936 bis 1944, von der Sexta bis zur Prima, das weithin bekannte und 
renommierte Zwinger-Gymnasium der schlesischen Hauptstadt, an dem er 
1944 auch das Abitur ablegte, bevor er zum Kriegsdienst eingezogen wurde. 

 
 

                                                           
* Überarbeiteter Beitrag auf der gemeinsamen Sitzung der Klasse Sozial und Geisteswissen-

schaften und der Klasse Naturwissenschaften und Technikwissenschaften der Leibniz-So-
zietät der Wissenschaften zu Berlin zu Ehren von Hermann Klenner anlässlich seines 90. 
Geburtstags am 10. März 2016 in Berlin-Buch. 

1 https://de.wikipedia.org/wiki/Struga_(Stare_Bogaczowice). 
2 Informationen Hermann Klenners an Walter Schmidt, 11.3. und 22.4.2016. 
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Die älteste Bildungsstätte der Stadt war das Gymnasium, dessen Schüler 
Hermann Klenner geworden war, zwar nicht. Andere der acht höheren Schu-
len, über die Breslau verfügte, wie das Elisabeth- (1562), das Maria-Magda-
lenen- (1266/1643) oder das Matthias-Gymnasium (1659), waren schon 
Jahrhunderte vor dem Zwingergymnasium gegründet worden. Die Lehr-
anstalt am Zwinger entstand erst im 19. Jahrhundert, sie eröffnete als Real-
schule 1836 den Unterricht und wurde 1882 in den Rang eines Realgymna-
siums erhoben.31 Es war aber das erste und wurde das wohl bedeutendste 
Breslauer Gymnasium dieses Typs. In Realgymnasien wurde die klassisch-
humanistische Ausbildung mit den Schwerpunkten Griechisch und Latein 
verändert; das Griechisch wurde weggelassen; dafür wurden die naturwis-
senschaftlich-mathematischen Fächer verstärkt unterrichtet und zugleich die 
modernen Sprachen Französisch und später auch Englisch eingeführt. Wie 
anderswo in Deutschland sollten die Schüler auch in Breslau durch entspre-
chende Ausbildung für die „Realien“ der technischen und ökonomischen 
Entwicklungen besser vorbereitet sein; man wollte so den Bedürfnissen der 
modernen industriellen Entwicklung gerecht werden. Die herkömmliche 
intensive Latein-Ausbildung blieb jedoch, wie Hermann Klenner bestätigte, 
unangetastet. Dafür hatte sich schon 1845 der Lehrer Julius Stein, 1848 ein 
Demokrat und namhafter Berliner Abgeordneter, energisch eingesetzt.42 

Als Hermann Klenner in der Mitte der dreißiger Jahre des letzten Jahr-
hunderts in das Realgymnasium am Zwinger eintrat, war es zu einer soge-
nannten Doppelanstalt geworden. Sie hieß seit deren feierlicher Eröffnung 
am 30. April 1934 „Gymnasium und Realgymnasium am Zwinger“. Das 
Zwinger-Realgymnasium wurde zu diesem Zeitpunkt mit dem humanisti-
schen Johannes-Gymnasium vereinigt; und es zog in dessen – in den For-
men der Neorenaissance erbauten – Gebäude in der damaligen Paradies-
straße 3, der heutigen ulica Stanisława Worcella 3, um. Der Zusammen-
schluss hatte folgende Vorgeschichte. 

Das Johannes-Gymnasium hatte die Breslauer Stadtverwaltung, die, ge-
stützt auf die liberale Mehrheit der Stadtverordneten, eine pluralistische 
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Realschule am Zwinger 1862, Breslau 1862; Chronik des Realgymnasiums am Zwinger zu 
Breslau vom Jahre 1816 bis 1886. Festschrift zur 50-jährigen Jubiläumsfeier des Real-
gymnasiums am Zwinger zu Breslau am 15. Oktober 1886, Breslau 1886; Günther Ditt-
rich: Die Geschichte des Realgymnasiums am Zwinger zu Breslau, in: Maria Zwierz: 
Breslauer Schulen, Wrocław 2005, S. 116–122. 

4 Julius Stein: Über die Stellung der lateinischen Sprache in dem Unterrichts-Organismus 
der Realschule. Programm der Breslauer Realschule am Zwinger, Breslau 1845. 
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Schulpolitik verfocht, erst 1872 und zwar nach längeren Kämpfen gegen 
den Willen des strikt konservativen Berliner Kultusministeriums als neues 
humanistisches Gymnasium geschaffen.53 Die Stadt wollte über eine konfes-
sionell tolerante Schule verfügen, in der auch die in großer Zahl sich mel-
denden jüdischen Schüler ohne Vorbehalte eine gleichberechtigte Aufnahme 
finden konnten. Im Johanneum gab es eine Besonderheit. Da fand obligato-
risch auch jüdischer Religionsunterricht statt und die Lehrerschaft bestand 
hier zu je einem Drittel aus Katholiken, Protestanten und Juden. Unter letz-
teren war in der Weimarer Republik auch Willy Cohn, ein jüdischer Histori-
ker, der die Lebensbilder bedeutender deutscher Sozialisten und als sein 
Hauptwerk eine Geschichte des Zeitalters der Staufer in Sizilien verfasst hat. 
Er wurde 1941 deportiert und in Kaunas ermordet.64 Von den 437 Schülern 
des Johanneums waren zu Beginn des Sommerhalbjahrs 1933 sechzig Pro-
zent jüdischer Herkunft.75 Auch im Zwinger-Gymnasium hatte der Anteil 
der jüdischen Schüler zumindest im letzen Drittel des 19. Jahrhundert mit 
14–25% relativ hoch gelegen.86 

Die Faschisten bereiteten dem Johannesgymnasium und der dort vor-
herrschenden Toleranz 1933/34 ein Ende. Die meisten jüdischen Schüler 
hatten das Gymnasium 1933 erzwungenermaßen verlassen. Ein Teil wech-
selte zum Jüdischen Reformrealgymnasium, die Mehrzahl ging in die Not-
gemeinschaft der Synagoge. Wieder andere hätten, so hieß es im Bericht 
über das Schuljahr 1933/34, um auswandern zu können, mit der Ausbildung 
in praktischen Berufen begonnen.97 Nur wenige wurden vom Johannes- in 
das Zwinger-Gymnasium übernommen. 1939 oder 1940 zog das Zwinger-
gymnasium nochmals um, und zwar in die Sonnenstraße (ul. Pawlowa); es 
tauschte mit dem König-Wilhelm-Gymnasium die Schulgebäude, und soll 
in den letzten Jahren von den Nazis, wie mir der Jubilar sagte, sogar noch in 
Herzog-Heinrich-Gymnasium umbenannt worden sein. 
                                                           
5 Eine ausführliche Darstellung der Auseinandersetzungen um die Gründung des Johanne-

ums als paritätisches Gymnasium bietet Till van Rahden: Juden und andere Breslauer. Die 
Beziehungen zwischen Juden, Protestanten und Katholiken in einer deutschen Großstadt 
von 1860 bis 1925, Göttingen 2000, S. 194–224; siehe auch: https://de.wikipedia.org/ 
wiki/Johannesgymnasium_Breslau. 

6 Willy Cohn: Kein Recht nirgends: Tagebuch vom Untergang des Breslauer Judentums, 2 
Bde., hg. von Norbert Conrads, Köln u.a.O. 2007. 

7 Festschrift zur Feier des 100jährigen Bestehens des Gymnasiums und Realgymnasiums am 
Zwinger zu Breslau, [Breslau] 1936, S. 58–61. Auch Bericht des kommissarischen Leiters 
Dr. Alfred Grosse über das Schuljahr 1933/34 des Städtischen Johannes-Gymnasiums, in: 
Bibliothek für Bildungsgeschichtliche Forschung in Berlin (BBF), 2 ASP 278 (unpagi-
niert). 

8 Margrit Szöllösi-Janze: Fritz Haber 1868–1934. Eine Biographie, München 1988, S. 31. 
9 Bericht Dr. Alfred Grosse, in: BBF, 2 ASP 278. 
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An später bekannt gewordenen Schülern des Zwinger-Gymnasiums wa-
ren die Folgenden ausfindig zu machen. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
durchlief Fritz Haber (1868–1934), Nobelpreisträger und Mitglied unserer 
Akademie, der aber auch führend beteiligt war am verbrecherischen Gas-
krieg des deutschen Militärs im Ersten Weltkrieg, einige Klassen des Zwin-
gergymnasiums.10

8 Bis 1903 besuchte auch der Chemiker, Unternehmer und 
ebenfalls Nobelpreisträger (1931 für Chemie mit Carl Bosch) Friedrich 
Carl Rudolf Bergius (1884–1949), das Zwingergymnasium.11

9 Zwingerschü-
ler war im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts der Musikschriftsteller und 
-kritiker Hermann Matzke (1890–1976), der am Zwinger das erste Schüler-
orchester gründete.12

10 1934 kam der spätere Germanist und Kritiker Walter 
Boehlich (1921–2006), der den Faschisten als sogenannter Halbjude galt, 
vom Johannesgymnasium in das am Zwinger und machte hier wohl noch 
das Abitur.13

11 Ebenfalls als sogenannter Halbjude hat bis 1943 auch der welt-
bekannte Fotograf und Bildjournalist Stefan Moses das Zwingergymnasium 
besucht. Er musste die Schule verlassen und kam 1944 in ein Zwangsarbeits-
lager in Grünberg, aus dem ihm die Flucht gelang. Von 1947 bis 1950 arbei-
tete er als Theaterfotograf am deutschen Nationaltheater Weimar und ging 
dann nach München.14

12 1921 legte der israelische Historiker Arye Maimon, 
der ursprünglich Herbert Fischer hieß, am Zwinger die Abiturprüfung ab.15

13 
Nach einem Studium der Geschichte, Germanistik und semitischen Theolo-
gie in Breslau und am von Franz Rosenzweig und Martin Buber geleiteten 
„Freien jüdischen Lehrhaus“ legte er 1929 in Frankfurt/Main das Staatsexa-
men ab und promovierte 1931 in Breslau. Nach seiner Flucht aus Deutsch-
land 1933 und seiner Ansiedlung in Israel machte er sich, zuletzt Leiter der 
Germania Judica, um die Erforschung der Geschichte der Juden in Deutsch-
land seit dem Mittelalter einen Namen und verkörpert so eine Tradition jü-
disch-deutscher Geschichtswissenschaft. In diese Liste der Breslauer Zwin-
gerschüler gehört selbstverständlich der Jubilar, das langjährige Mitglied 
der Akademie der Wissenschaften der DDR und der Leibniz Sozietät der 
Wissenschaften zu Berlin: der Jurist, Rechtshistoriker und Rechtsphilosoph 
Hermann Klenner. 
                                                           
10 Ebenda. 
11 https://de.wikipedia.org/wiki/Friedrich_Bergius. 
12 www.hermannmatzke.de/html.  
13 Helmut Peitsch/Helen Thein (Hg.): Walter Boehlich: Kritiker, Berlin 2011, S. 21. 
14 https://de.wikipedia.org/wiki/Stefan_Moses; Tageszeitung (Berlin), 13.3.2013; Stefan Mo-

ses: Deutsche. Porträts der sechziger Jahre, München 1980 und Deutschlands Emigranten, 
Wädenswil am Zürichsee 2013. 

15 https://de.wikipedia.org/wiki/arye_Maimon; https://www.uni-trier.de/index.pjp?id=15172.  
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*** 
 
Es gab noch einen zweiten Grund für die Wahl meines heutigen Themas. 
Hermann Klenner hat sich in mehreren seiner zahlreichen rechtsphilosophi-
schen und rechtshistorischen Untersuchungen mit Problemen aus der Ge-
schichte des Judentums in Deutschland und mit seinen herausragenden geis-
tigen Vertretern, namentlich mit Moses Mendelssohn, befasst. Ich verweise 
auf seine Arbeiten über den um der Berufung willen konvertierten berühm-
ten jüdischen Hegel-Schüler Eduard Gans16

14 und auf seine Studie über den 
jüdischen Rechtsphilosophen und späteren liberalen Politiker Heinrich Bern-
hard Oppenheim, dem, weil nicht konvertiert, eine Professur versperrt blieb.17

15 
Und nenne sodann und vor allem seinen Festvortrag zum 90. Geburtstag der 
Herausgeberin der Mendelssohn-Jubiläumsausgabe Eva Engel-Holland. Es 
ist eine Auseinandersetzung mit Mendelssohns Schrift über die beste Staats-
verfassung.18

16 Die Jubilarin hatte sich Hermann Klenner, den sie aus seiner 
Mitarbeit in der Moses-Mendelssohn-Gesellschaft kannte und schätzte, aus-
drücklich als Festredner gewünscht. 

 
*** 

 
Schon das zum Lebenshintergrund des Breslauer Schülers Hermann Klen-
ner Gesagte lässt keinen Zweifel daran aufkommen, dass Juden im Breslau 
des 19. Jahrhunderts, aber nicht minder auch im ersten Drittel des folgenden 
Säkulums eine wichtige Rolle gespielt haben. 1849 lebten in Breslau 7.384 
                                                           
16 Hegel, Georg Wilhelm Friedrich: Grundlinien des Rechts oder Naturrecht und Staatswis-

senschaft im Grundrisse. Nach der Ausgabe von Eduard Gans hg. und mit einem Anhang 
versehen von Hermann Klenner, Berlin 1981; Naturrecht und Universalrechtsgeschichte bei 
Eduard Gans (Hermann Klenner), in: Archiv für Rechts- und Sozialphilosophie, Bd. 68 
(1982), Nr. 1, S. 118–120; Hermann Klenner: Rechtsphilosophisches zur Herr-Knecht-Re-
lation, in: Neue Justiz, 47, 1993; ders.: Miniaturen zum rechtsphilosophischen Links/ 
Rechts-Gegensatz im Berliner Vor- und Nachmärz, in: Walter Schmidt (Hg.): Bürgerliche 
Revolution und revolutionäre Linke. Beiträge eines wissenschaftlichen Kolloquiums an-
lässlich des 70. Geburtstags von Helmut Bock, Berlin 2000, S. 47–52. 

17 Hermann Klenner. Heinrich Bernhard Oppenheim als Rechtsphilosoph, in: Zeitschrift für 
Religions- und Geistesgeschichte, Bd. 48 (1996), Nr. 4, S. 303–312; Heinrich Bernhard 
Oppenheim: Philosophie des Rechts und der Gesellschaft (1847), hg. und mit einem An-
hang versehen von Hermann Klenner, Freiburg 2007. 

18 Hermann Klenner: Mendelssohns beste Staatsverfassung. Für Eva Engel-Holland, in: Wol-
fenbütteler Bibliotheks-Informationen, Bd. 34 (2009), H. 1–4, S. 13–21; auch ders.: Rechts-
philosophisches zur Kant/Mendelssohn-Kontroverse über das Völkerrecht, in: Michael 
Albrecht und Eva J. Engel (Hg.): Moses Mendelssohn im Spannungsfeld der Aufklärung, 
Stuttgart 2000, S. 101–118; ders.: Preußisches zur Judengesetzgebung, in: Eva J. Engel/ 
Bernd G. Ulbrich (Hg.): Judentum. Wege zur geistigen Befreiung (Veröffentlichungen der 
Moses-Mendelssohn-Gesellschaft, Nr. 12), Dessau 2002. 
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jüdische Bürger.19
17 Deren Zahl hatte sich seit 1810, kurz bevor 1812 die 

staatsrechtliche Gleichberechtigung der Juden in Preußen verkündet wurde, 
von 3.255 mehr als verdoppelt. 1925 lebten in Breslau 23.240 Juden. Da bil-
dete Breslau die drittgrößte jüdische Gemeinde in Deutschland, nach Berlin 
und Frankfurt am Main, und war eines der größten Zentren der deutschen 
Juden.20

18 Deren Zahl verringerte sich bis 1939 auf 10.309.21
19 Es steht außer 

Frage, dass die schlesische Hauptstadt im 19. Jahrhundert ein bedeutendes 
Zentrum des Judentums in Deutschland war und dabei in hohem Grade auch 
dessen liberalen, weltoffenen Reformflügel repräsentierte. Dafür spricht ins-
besondere das Wirken des bedeutenden Vordenkers des Reformjudentums 
Abraham Geiger (1810–1974) als zunächst Stellvertretender Rabbiner und 
von 1843 bis 1863 als Oberrabbiner in Breslau.22

20 Im 19. Jahrhundert hatten 
sich im Rahmen der Haskalah, der Emanzipationsbewegung der jüdischen 
Aufklärung auch in Breslau zwei weitgehend gleichstarke Flügel des Juden-
tums herausgebildet: Orthodoxe und liberale Reformer. Sie verfügten über 
eigene Rabbiner, besaßen schließlich auch eigene Synagogen, und zwischen 
deren Vertretern bestanden starke Spannungen. Doch hatte das Breslauer 
Reformjudentum in vielen Fragen, auch und gerade hinsichtlich der Teil-
nahme am öffentlichen, zumal politischen Leben in der Stadt das Sagen. 
Die im Folgenden vorgestellten jüdischen Breslauer aus der Revolutionszeit 
von 1848/49 gehörten in der Mehrheit der reformjüdischen Richtung an. Sie 
betrachteten das Land, in das sie hineingeboren waren, als das ihre, an des-
sen Gestaltung mitzuwirken sie als ihre Pflicht betrachteten. 

Bereits 1842 hatte Abraham Geiger in dem berühmten, von Hamburger 
Reformjuden ausgehenden sogenannten Tempelstreit den Grundsatz einer 
positiven Haltung zum „Vaterland“ formuliert, dem die jüdischen Akteure 
von 1848 folgten: 
 

„Aber wir haben Gottlob ein Vaterland. Wir haben es, weil wir darin geboren, 
weil wir darin und daran unsere leibliche und geistige Kraft entfalten, weil wir 
dessen Pflichten freudig und willig erfüllen. Wohl ist die Klage gerecht, daß uns 

                                                           
19 Dazu: Michael Rüdiger Gerber: Zur Geschichte der Juden in Breslau und Schlesien, in: 

Katalog zur Ausstellung Breslauer Juden 1850–1945. Im Auftrage der Historischen Kom-
mission für Schlesien und des Ludwig Petry-Instituts für ostdeutsche Landes- und Volks-
forschung Mainz Hg. von Joachim Menzel, Konrad-Adenauer-Stiftung, St. Augustin 1990. 
Es handelt sich um die deutsche Fassung einer polnischen Ausstellung: Wrocławscy Żydzi 
1850–1945 des Muzeum Architektury we Wrocławiu unter der Autorschaft von Maciej 
Łagiewski, S. 14. 

20 Ebenda, und Maciej Łagiewski, Einführung in die Ausstellung, in: Ebenda, S. 22.  
21 https://de.wikipedia.org/wiki/Juden_in_Breslau. 
22 Jakob Auerbach: Geiger, Abraham, in: ADB, Bd. 8, 1878, S. 786–793. 



Biografisches über jüdische Akteure in der schlesischen Demokratie 77 

 

unser Recht in demselben vorenthalten wird, aber das Vorenthalten des Rechts 
führt noch nicht den Verlust des Vaterlands mit sich. ... Wir beweisen unsere 
Landeskindschaft durch sittlich-freie Pflichterfüllung, wie wir unsere Gottes-
kindschaft damit beweisen, daß wir die Gottesgebote treu erfüllen. Das Recht im 
Vaterland haben wir erworben, das Recht bleibt es uns schuldig. Das Vaterland, 
das uns ohne unser Verschulden gleich Verbrechern bestraft, unser durch die 
Landesgeburt wohl erworbenes Recht uns entzieht, hat es vor Gott zu verant-
worten; das darf uns aber nicht irre machen, es darum minder als unser eingebo-
renes Heimatsland zu lieben und ein anderes zu wünschen. Mit dem verlorenen 
Recht ist uns das Vaterland noch immer nicht entzogen, das kann uns niemand 
entziehen, der uns das Leben und Wirken darin läßt. Darum wollen wir immer 
nur unser Vaterland lieben, und nach keinem anderen uns sehnen ... Wir wollen 
kein anderes Vaterland als das, welches uns Gott gegeben.“23

21 
 
Die Stadt mit ihren mannigfaltigen Bildungseinrichtungen, den acht Gymna-
sien und der 1811 neu gegründeten preußischen Universität, zog bildungs-
beflissene jüdische Jünglinge nicht nur aus Schlesien, sondern auch aus der 
preußischen Provinz Posen und selbst aus dem unter Zarenherrschaft ste-
henden Königreich Polen an. Breslau wurde vielleicht mehr noch als das 
auch liberale ostpreußische Königsberg mit seiner Universität zu einem in-
tellektuellen Hort fortschrittlichen deutschen Judentums. Es war sicher kein 
reiner Zufall, dass in Breslau auf Initiative des privaten Stifters Jonas Fraen-
kel 1854 ein Jüdisch-Theologisches Seminar gegründet wurde,24

22 das sich 
unter der Leitung des vorherigen Dresdner Oberrabbiners Zacharias Frankel 
der wissenschaftlichen Ausbildung von Rabbinern widmete. Mit seinem 
Lehrprogramm hat es spätere jüdische Lehranstalten wie die Berliner Hoch-
schule für die Wissenschaft des Judentums „in der philologisch-historischen 
Formulierung der Lehrstoffe“ stark beeinflusst.25

23 
Der hohe Anteil jüdischer Schüler in den städtischen wie staatlichen 

Gymnasien ist nachgewiesen; auch dass dies weitgehend ohne strukturelle 
Diskriminierung erfolgte.26

24 Für die Universität stehen Untersuchungen noch 
aus. Doch lässt aufmerken, dass die Breslauer Burschenschaft bereits zu Be-

                                                           
23 Abraham Geiger: Der Hamburger Tempelstreit, Breslau 1842, S. 150f. 
24 Carsten Wilke: Interkulturelle Anbahnungen. Das Rabbinat und die Gründung des Jüdisch-

Theologischen Seminars in Breslau 1854, in: Kalonymos. Beiträge zur deutsch-jüdischen 
Geschichte aus dem Salomon Ludwig Steinheim-Institut, 7. Jg., 2004, Heft 2, S. 1–3. 

25 Ebenda, S. 2; Andreas Brämer: Rabbiner Zacharias Frankel. Wissenschaft des Judentums 
und konservative Reform im 19. Jahrhundert, Hildesheim, Zürich, New York 2000, S. 318– 
414; Carsten Wilke: Den Talmud und den Kant. Rabbinerausbildung an der Schwelle der 
Moderne, Hildesheim, Zürich, New York 2003, S. 585–600.  

26 Till van Rahden: Juden und andere Breslauer, S. 175–244. 
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ginn der 1830er Jahre entschied, Juden als Mitglieder aufzunehmen;27
25 und 

die Raczeks – so nannten sich die Breslauer Burschenschafter nach dem 
Wirt des Wirtshauses, in dem sie tagten – hatten seitdem keine Probleme 
selbst damit, Juden auch in Führungspositionen zu wählen. 

Jüdische Akteure waren sowohl in die bürgerlich-liberale als auch und 
weit mehr in die demokratische und sozialistische Strömung der schlesischen 
Vormärzopposition vollkommen integriert.28

26 Im Ringen um eine Neugestal-
tung der gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse herrschte totale 
Gleichberechtigung, es galten nur die gemeinsamen politischen und sozia-
len Ziele. Gegenseitige Berührungsängste waren unbekannt. Die jeweilige 
Herkunft spielte in den demokratischen Kreisen der Stadt keine Rolle. Eine 
spezifisch jüdische Frage tauchte – nach meinen Recherchen – in Schlesien 
erst in der Revolution und in Debatten der Demokraten auf, und auch da nur 
ganz vereinzelt. Darunter verstanden wurde die Herstellung völliger politi-
scher, staatsbürgerlicher Gleichberechtigung der Juden. 

Mitte Mai 1848 befasste sich als einzige Breslauer Demokratenorganisa-
tion der Demokratisch-Konstitutionelle Verein mit dem Schicksal der jüdi-
schen Mitbürger und veröffentlichte dazu eine „Mitbürger!“ überschriebene 
Adresse.29

27 Die Verfasser gehen davon aus, dass die Revolution die Schmach, 
wonach die Juden „von dem Vollgenusse des Staatsbürgerrechts“ aus-
geschlossen sind, ein für allemal ausgelöscht habe. Damit sei auch die 
 

„Judenfrage ... für immer erledigt, der gordische Knoten ... zerhauen durch das 
Freiheitsbewußtsein Aller. Denn wer für sich die ganze Freiheit will, der kann 
keines anderen Unfreiheit wollen. Jetzt noch von einer Juden-Emancipation 
sprechen“, hieß es weit übertrieben, „ist widersinnig; unser ganzes Volk ist 
emancipirt; und Keiner wird fragen, von wannen seine Väter gekommen.“ 

 
Die Reaktion hingegen habe begriffen, dass die Juden eifrig für die Freiheit 
der Völker kämpfen, „weil ihnen nur freie Völker das volle Menschen- und 
Bürgerrecht gewähren.“ Sie fache daher immer noch den Streit über die 
jüdischen Mitbürger an; sie möchte den „Zwiespalt der Racen hervorrufen“ 
und sieht darin eine Möglichkeit, das Volk vom Kampf um die Freiheit ab-

                                                           
27 Dazu: Theodor Bach: Gründung und Entwicklung der Breslauer Burschenschaft, Breslau 

1867, S. 234; Walter Schmidt: Wilhelm Wolff. Sein Weg zum Kommunisten 1809–1846, 
Berlin 1963, S. 81. 

28 Die folgende Darstellung stützt sich auf meine Forschungen in: Die schlesische Demokra-
tie von 1848/49. Geschichte und Akteure. I. Halbband: Geschichte des schlesischen Demo-
kratiebewegung; II. Halbband: Protagonisten der schlesische Demokratiebewegung, trafo 
Verlag Berlin 2012. 

29 Allgemeine Oder-Zeitung (AOZ), 19.5.1848, 2. Beilage, S. 3. 
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zuleiten. Das verpflichte gerade die Demokraten, diese Machenschaften der 
Reaktion energisch zu bekämpfen. „Darum Mitbürger jeglichen Stammes 
und Glaubens! rüstet Euch gegen jene arglistigen Feinde mit den Waffen 
der wahren Freiheit und Humanität“. Im Sommer 1848 setzte sich auch der 
Demokratische Verein in der Stadt Frankenstein für die Gleichberechtigung 
der Juden ein. Er verlangte von der Stadtverordnetenversammlung „behufs 
Herbeiführung einer thatsächlichen Rechtsgleichheit zwischen Christen und 
Juden durch Heranziehung jüdischer Mitbürger zu städtischen Kommissio-
nen“ Sorge zu tragen.30

28 
 

*** 
 
Schon im Vormärz waren jüdische Intellektuelle in der sich seit 1840 in 
Breslau entfaltenden bürgerlich-liberalen und demokratischen Opposition 
gegen das halbfeudal-bürokratische System deutlich vertreten. Der Arzt Dr. 
Louis Borchardt (1816–1883), Sohn eines jüdischen Kaufmanns aus Warthe 
in der Neumark und nach Medizinstudium in Königsberg und Berlin seit 
1844 in Breslau praktizierend, wurde, selbst Anhänger der religiös-dissi-
dentischen Lichtfreunde, zu einem der energischsten Organisatoren der libe-
ralen und sich zunehmend demokratisch radikalisierenden Ressourcenbewe-
gung, die seit Anfang 1845 das öffentliche politische Leben in Breslau 
prägte. 

Ferdinand Behrend (1822–?), jüdischer Lithograf und Buchhändler aus 
der preußischen Provinz Sachsen, gab seit Januar 1846 zusammen mit zwei 
Liberalen den Breslauer „Volksspiegel“ für politisches und soziales Leben 
heraus. Nach Übernahme der alleinigen Verantwortung gestaltete er ihn An-
fang 1847 zu einem eindeutig sozialistischen Organ um. Unter Behrends 
Regie erschienen nun in Breslau neben Arbeiten von Robert Owen und 
Charles Fourier auch Passagen aus Artikeln von Friedrich Engels und Karl 
Marx und die Rede Georg Weerths vor dem Freihandelskongress. Die so-
zialistische Orientierung der Zeitschrift prägte sich noch weiter aus, nach-
dem der in Namslau geborene jüdische Arzt Dr. Isidor Pinoff (1815–1880) 
sich in Breslau niedergelassen hatte. Er hatte sich schon zuvor durch Kor-
respondenzen in schlesischen und westdeutschen Zeitungen und Periodika 
mit Darstellungen über das Elend des Proletariats in den schlesischen We-
bergebieten als Sozialist einen Namen gemacht. Alle drei Protagonisten 
standen nach März 1848 in der sich nun entfaltenden Demokratiebewegung 
an vorderer Front. Behrend gab in Fortsetzung des „Volksspiegels“ die von 
                                                           
30 Frankensteiner Wochenblatt, Nr. 31, 2.8.1848, S. 148. 
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Nees von Esenbeck (1776–1858) gegründeten, allerdings nur wenige Wo-
chen erscheinenden „Fliegenden Blätter“ des Breslauer Arbeitervereins her-
aus und forcierte darin die antikapitalistisch-sozialistische Kritik am schlesi-
schen Bourgeois-Liberalismus. Danach zog er sich allerdings ganz aus der 
Politik zurück. 

 
*** 

 
Als die Märzerhebungen in Preußen, in denen Breslau eine wichtige Rolle 
spielte, den politischen Freiraum für öffentliche politische Bestrebungen er-
kämpft hatten, engagierten sich Juden vor allem in der schlesischen Haupt-
stadt, die zum politischen Zentrum der Provinz wurde, aber auch in anderen 
Teilen der Provinz in allen Bereichen der demokratischen Öffentlichkeit. 

In der Breslauer Studentenbewegung, die sich jetzt offen für politische 
Veränderungen in Gesellschaft und Bildungswesen einsetzte, zählte Dr. Mo-
ritz Jarosinski (1825–1909) zu den führenden Kräften. Der aus Sandberg in 
der Provinz Posen stammende Sohn einer jüdischen Familie war während 
des Studiums 1847 den Raczeks beigetreten und gehörte wie auch Dr. Max 
Friedländer (1829–1872),31

29 der Sohn eines wohlhabenden jüdischen Fabri-
kanten aus Pleß, Oberschlesien und ebenfalls ein Raczek, der achtköpfigen 
Delegation an, die die Breslauer Studenten zum deutschen Studententreffen 
zu Pfingsten 1848 auf die Wartburg schickten. Friedländer verfasste mit 
dem Burschenschafter Robert Giseke (1827–1890) danach den Bericht über 
dieses Wartburgtreffen.32

30 Auf der Eisenacher Tagung des Gesamtausschus-
ses der deutschen Studentenschaft im September 1848 schloss Jarosinski 
sich der entschieden demokratischen Gruppe an. Er unterzeichnete deren 
Manifest an das deutsche Volk, das vor einem Abbau der demokratischen 
Errungenschaften warnte und das Frankfurter Parlament, da es versagt habe, 
aufforderte, das Mandat an die Wähler zurückzugeben. 

Jarosinski wurde Lehrer und nach langen Auseinandersetzungen mit der 
Regierung 1868 als erster Jude in einer öffentlichen Schule Preußens ange-
stellt. 1872 übernahm er die Leitung des Waisenhauses der Berliner jüdi-
schen Gemeinde und erwarb sich als erfolgreicher Pädagoge auch durch Pu-
blikationen einen Namen. Friedländer, ein Cousin Ferdinand Lassalles, den 
die Breslauer Regierung denen zuzählte, „welche der Umsturzpartei zugetan 
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oder verdächtig sind“,33
31 war seit 1852 Redaktionsmitglied der „Neuen Oder- 

Zeitung“, die er auch finanziell unterstützte. Er ging 1856 von Breslau nach 
Wien, wo er 1864 die „Neue Freie Presse“ gründete und mitredigierte. 

 
*** 

 
Der Führungsmannschaft in den beiden, das öffentliche Leben seit März 
1848 prägenden demokratischen Organisationen Breslaus, im Demokrati-
schen Hauptverein und im Demokratisch-Konstitutionellen Verein bzw. 
dessen Nachfolger, dem Deutschen Volksverein, gehörte eine Phalanx jüdi-
scher Intellektueller an: der Medizinstudent Dr. Sigismund Asch (1825–
1901); Berthold Auerbach (1812–1882),34

32 der schon als Schriftsteller aus 
dem deutschen Südwesten einen Namen hatte und den es 1847 durch Heirat 
nach Breslau verschlagen hatte; der einer Breslauer jüdischen Arztfamilie 
entstammende Gerichtsassessor Albert Breinersdorf (1810–1851); der schon 
genannte Arzt Louis Borchardt; der Redakteur und spätere Rabbiner Dr. 
Bernhard Friedmann 1823–1896); der Journalist, Redakteur und Lehrer Dr. 
David Honigmann (1821–1885); der Journalist und Dramaturg Dr. Ignaz Ju-
lius Lasker (1811–1876);35

33 der von Königsberg gekommene Mathematik-
Dozent Dr. Johann Georg Rosenhain (1826–1887).36

34 Die Mehrheit von 
ihnen waren gemäßigte Demokraten; sie schieden, soweit sie anfangs im 
politisch entschiedeneren Demokratischen Hauptverein wirkten, im Septem-
ber 1848 aus und übernahmen die Führung im neu gegründeten Deutschen 
Volksverein. Das tat aber der Zusammenarbeit mit dem radikalen Flügel in 
den Vereinen wie zwischen den Vereinen keinen Abbruch. Vor allem im 
Abwehrkampf gegen die auftrumpfende Konterrevolution im Herbst 1848, 
namentlich während des monarchistischen Staatsstreichs im November und 
während der preußischen Kammerwahlen im Januar/Februar 1849, hielten 
die unterschiedlichen Flügel der schlesischen Demokratie zusammen. 

Auerbach setzte sich – bei scharfer Zurückweisung jedweder preußi-
schen Hegemonie – für die Schaffung eines demokratischen deutschen Ein-
heitsstaates ein und prangerte nach einem längeren Besuch in Wien im 
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Herbst 1848 in einem „Tagebuch aus Wien. Von Latour bis Windischgrätz. 
September bis November 1848“37

35 die Schandtaten der habsburgischen Kon-
terrevolution an. Borchardt forderte im September 1848 als erster vom Ber-
liner Parlament, sich für permanent zu erklären und die Regierungsgeschäfte 
zu übernehmen, also einen Konvent nach französischer Manier von 1792 zu 
bilden. Deshalb des Hochverrats angeklagt, musste er drei Jahre Festungs-
haft in Glatz durchstehen. Er emigrierte, da die preußische Regierung ihm 
die weitere Zulassung als Arzt verweigerte, nach England, wo er, seiner 
politischen Überzeugung die Treue haltend, zu einem anerkannten Kinder-
arzt wurde und sowohl Wilhelm Wolff als auch Karl Marx als Hausarzt 
betreute. 

Breinersdorf setzte mit einem Grundsatzreferat auf dem ersten Provin-
zialkongress der schlesischen Demokraten Mitte Juli 1848 gegen republika-
nische Forderungen das Prinzip der Volkssouveränität als politisches Pro-
grammziel durch, während Friedmann zusammen mit anderen beantragte, 
die „Garantie der Arbeit“ in die Verfassung aufzunehmen. Rosenhain und 
Pinoff wurden in den Zentralausschuss der Demokraten gewählt, der sich 
zum regionalen Leitungsorgan der schlesischen Demokratie entwickelte. 

Zur herausragenden Führungsfigur der Breslauer und schlesischen De-
mokratie von 1848 wurde der erst 23 Jahre alte Sigismund Asch.38

36 Sohn 
eines Schweidnitzer Antiquitätenhändlers und wie Jarosinski und Friedlän-
der Breslauer Burschenschafter, hatte er bereits promoviert und stand ge-
rade im medizinischen Staatsexamen. Ein begnadeter Redner, der die Mas-
sen auf den zahlreichen Versammlungen des Revolutionsjahres zu begeis-
tern und zu überzeugen verstand, wählte man ihn an die Spitze des Bres-
lauer Arbeitervereins, des einzigen übrigens in der ganzen Provinz, den er 
bis Jahresende 1848 erfolgreich führte. Er hatte, im Vorstand unterstützt 
besonders von Rosenhain, das Verdienst, die Mehrheit der politisch erwach-
ten Breslauer Arbeiter bei den Wahlen zu den Parlamenten im Mai 1848 
und auch in den folgenden Monaten für die Ziele der Demokratie zu gewin-
nen und zugleich deren soziale Anliegen zur Geltung zu bringen. Beide de-
mokratischen Provinzialkongresse standen unter Aschs Leitung; auch der 
zweite gesamtdeutsche Demokratenkongress Ende Oktober 1848 machte 
ihn zum Vizepräsidenten. Er verließ diesen zwar vorzeitig, weil er die ra-
dikal-demokratisch-soziale Parteiströmung ablehnte, und trat, im Breslauer 
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Hauptverein deshalb scharf kritisiert, aus diesem aus. Im Kampf gegen den 
Staatstreich im November 1848 stand er aber seinen Mann als entschieden 
demokratischer Redakteur des „Breslauer Kreisboten“, der recht früh sogar 
Steuerverweigerung verlangte. Nach der Revolution wurde er zum belieb-
testen und hoch verehrten Breslauer Hausarzt, der sich als Stadtverordneter 
um das Gesundheitswesen der Stadt verdient machte. An seinen alten poli-
tischen Idealen hielt er bis zuletzt unerschütterlich fest. 

Auf das weitere Schicksal der Breslauer Arbeiterbewegung nahm der 
Sohn eines Breslauer jüdischen Lehrers und erfahrene kommunistische Jour-
nalist Louis Heilberg (1818–1852)39

37 entscheidenden Einfluss. Dessen jün-
gerer Bruder Moritz Heilberg, seit 1840 als Elementarlehrer in der jüdi-
schen Gemeinde von Namslau tätig, war von dieser wegen seiner demokra-
tischen Aktivitäten in der Stadt als Lehrer entlassen worden. Er engagierte 
sich jedoch weiter politisch und wurde wegen Organisierung einer Protest-
volksversammlung gegen die Auflösung der zweiten preußischen Kammer 
vor Gericht gestellt, aber freigesprochen. Er flüchtete wegen weiterer Ver-
folgungen aus Schlesien und ging nach Hamburg. 

In Breslau war am Jahresende 1848 ein Sozialdemokratischer Arbeiter-
verein entstanden, der nach der Niederlage des Maiaufstands 1849 zwar 
aufgelöst wurde, aber als eine Sektion der Arbeiterverbrüderung im Januar 
1850 eine Fortsetzung fand. Louis Heilberg hatte schon im Vormärz dem 
Bund der Kommunisten angehört; er war mit Marx bekannt und mit seiner 
Theorie vertraut. Wegen revolutionärer Pressearbeit in Berlin zu einem Jahr 
Gefängnis verurteilt, war er im Frühjahr 1849 ausgewiesen worden. In seine 
Heimatstadt zurückgekehrt, schaltete sich Heilberg in die Arbeit der Arbei-
terverbrüderung ein, übernahm die Redaktion der sozialistisch orientierten 
„Schlesischen Volkszeitung“ und propagierte hier und in der demokratischen 
„Neuen Oder-Zeitung“ als „einer der exaltirtesten Tagesschriftsteller sozia-
listisch republikanischer Färbung“, wie ihn der Breslauer Polizeipräsident 
qualifizierte,40

38 marxistische Erkenntnisse über Klassenkampf und notwen-
dige Vergesellschaftung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse. Nach 
dem Verbot der Arbeitervereine Mitte 1850 und seiner Ausweisung auch 
aus Breslau emigrierte er nach England, wo Marx ihn wieder in die Arbeit 
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des Bundes der Kommunisten einbezog und zuletzt für die Aufnahme des 
Todkranken in ein Hospital sorgte. 

 
*** 

 
Die Revolution von 1848 war die Geburtsstunde des Parlamentarismus in 
Deutschland. Sie schuf die Voraussetzungen für die Konstituierung von Par-
lamenten aus im Mai 1848 in allgemeinen Männerwahlen frei, aber indirekt 
gewählten Abgeordneten, deren wichtigste die Nationalversammlung in 
Frankfurt am Main und die „Versammlung zur Vereinbarung der Preußi-
schen Staatsverfassung“ waren. Schlesische Juden hatten einen Anteil an 
der Begründung des parlamentarischen Systems und an dessen Wirksamkeit 
im Revolutionsjahr. 

Der in einer konvertierten jüdischen Familie in Breslau geborene Jurist 
und Gerichtsrat Heinrich August Simon (1805–1860)41

39 hatte sich im Vor-
märz durch die Verteidigung der Unabhängigkeit des Richterstandes und 
eine scharfe Polemik gegen die Einberufung eines Vereinigten Landtags 
durch die Krone bereits einen Namen als unbeugsamer Gegner des alten 
adlig-monarchischen Herrschaftssystems gemacht. Im März 1848 stand er an 
der Spitze einer Breslauer Deputation, die beim preußischen König gegen 
den reaktionären Plan, nur eine preußische scheinparlamentarische Reprä-
sentation aus Vertretern der Provinziallandtage zuzulassen, erst die hoch-
wichtigen sogenannten Urwahlen in Preußen durchsetzte. Er hat dann dem 
Vorparlament und dem Fünfzigerausschuss angehört und war in Magdeburg 
ins Frankfurter Nationalparlament gewählt worden. Im Nationalparlament 
arbeitete er im Verfassungsausschuss mit, beteiligte sich im Rumpfparla-
ment als einer der Reichsregenten an der Reichsverfassungskampagne. 
Nach seiner Flucht in die Schweiz wurde er in absentia zu lebenslanger 
Zuchthaushaft verurteilt. 

In die Frankfurter Versammlung gewählt hat der Wahlkreis Grünberg-
Freistadt als zweiten jüdischen Abgeordneten aus Schlesien den Buch-, 
Kunst- und Musikalienhändler Friedrich Wilhelm Levysohn (1815–1871)42

40 
aus Grünberg, einen kunstsinnigen Mann, der schon als Student zum „Tun-
nel über der Spree“ gehört und mit Max Ring und Heinrich Bernhard Op-
penheim befreundet war. Später brachte er in seinem Verlag Abraham Gei-
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gers „Wissenschaftliche Zeitschrift für jüdische Literatur“ und Schriften von 
Bettine von Arnim und Oppenheim heraus. Bevor er im September nach 
Frankfurt gewählt wurde, hatte er in Grünberg den demokratischen Verein 
der Freisinnigen gegründet und geleitet und war wegen der Veröffentlichung 
einer Schmähschrift, eines Gedichts auf Friedrich Wilhelm IV., wegen Ma-
jestätsbeleidigung zu Festungsarrest verurteilt worden, die er 1849/50 in 
Kosel absitzen musste. Den preußischen König hat er Ende März 1849 zwar 
noch zum Kaiser mit gewählt, ist aber dann mit dem Rumpfparlament nach 
Stuttgart gegangen, was ihm wieder einen Prozess wegen Hochverrat ein-
brachte, in dem er allerdings freigesprochen wurde. 

In die preußische Nationalversammlung nach Berlin, wo rund 75 Depu-
tierte aus Schlesien, mehr als die Hälfte waschechte Demokraten, Platz nah-
men, schickten schlesische Wähler drei jüdische Abgeordnete. In Breslau 
wurde der Buchdruckergeselle Julius Brill (1816–1882)43

41 gewählt, der auf 
der Wanderschaft Kontakt zum Bund der Gerechtigkeit und der Kommu-
nisten aufgenommen hatte und als erster Arbeiter in einem deutschen Par-
lament gilt. Verdient hatte er sich diesen Parlamentssitz durch einen enga-
gierten Wahlkampf, in dem er die Arbeiter aufforderte, nur Demokraten und 
Arbeiter zu wählen. In der Vereinbarerversammlung sorgte er – wie selbst 
die „Neue Rheinische Zeitung“ lobend zu erwähnen wusste – durch kluge 
Agitation unter den zahlreichen bäuerlichen Abgeordneten dafür, dass deren 
Mehrheit mit der äußersten Linken stimmte, der er sich selbst natürlich an-
geschlossen hatte. Furore machte er Anfang Oktober 1848, als er die kon-
terrevolutionären Machenschaften des Militärs in Schlesien im weiten Vor-
feld des Anfang November schließlich ausgelösten Staatsstreichs enthüllte, 
und ihn im Grunde voraussagte. Man wolle „à la Windischgrätz, à la Ra-
detzky, à la Jellachich die militärische Herrschaft herstellen. Wahrschein-
lich beabsichtigte man einen Staatsstreich.“44

42 Nach der Niederlage der De-
mokratie im November und der Verkündung der oktroyierten Verfassung in 
Preußen emigrierte er offenbar schon Anfang 1849 in die USA, wo er sich 
in Brooklyn als Fotograf seinen Lebensunterhalt verdiente. Hier blieb er 
politisch aktiv in der „German Movement“ der sechziger Jahre und enga-
gierte sich als Sekretär im sogenannten Sigel Executive Committee.45

43 
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Die Wahlkreise Wohlau und Bolkenhain schickten zunächst als Stellver-
treter, zuletzt als ordentlichen Abgeordneten den in Breslau geborenen und 
aufgewachsenen, nun in Dyhernfurth praktizierenden jüdischen Arzt Her-
mann Wollheim (1817–1855)46

44 ins Berliner Parlament. Er hatte sich in der 
Wahlbewegung und im Wohlauer Politischen (demokratischen) Verein enga-
giert, schloss sich in Berlin der linken Fraktion an und setzte sich vor allem 
für die völlige Beseitigung der Feudallasten ein. Als Steuerverweigerer vor 
Gericht gestellt, wurde er im Februar 1850 freigesprochen und kandidierte 
erfolgreich für die zweite preußische Kammer. Zuvor hatte er ihn diffamie-
rende antijüdische Angriffe abwehren müssen. Wie tief der christliche Anti-
judaismus verwurzelt war, zeigte sich in der Stellungnahme des ihm wohl-
gesinnten demokratischen Gesinnungsgefährten, des Pastors Müller aus 
Riemberg. Dieser meinte, es wäre sicher besser, wenn Wollheim nicht nur 
christliche Gesinnung hätte, sondern auch der christlichen Gemeinde ange-
hörte. Doch sei sein jüdischer Glaube dennoch kein Mangel; denn in Frank-
furt wäre ja ein Jude sogar Präsident. Wollheims selbstbewusste Antwort 
auf die Verunglimpfungen lautete: 
 

„Man habe seinen Glauben als Anschuldigung gegen ihn erhoben; er werde aber 
bleiben, was er ist, nämlich ein Jude, und wem das nicht gefällt, der brauche ihn 
nicht zu wählen.“47

45 
 
Er wurde gewählt. Bis zu den preußischen Vereinsverboten blieb Wollheim 
aktiv in den demokratischen Vereinen in der Kreisstadt Wohlau und in sei-
nem Wohnort Dyhernfurth. 1852 verlegte er seine Praxis wieder nach Bres-
lau. Von Anfang an auch wissenschaftlich engagiert, stammt aus seiner Fe-
der der „Versuch einer medizinischen Topographie und Statistik von Ber-
lin“ mit einer heute noch zutreffenden Charakterisierung der Mentalität der 
Berliner und auch das erste „Lehrbuch für Heildiener bei der Ausübung er-
forderlicher Hilfsverrichtungen und für Krankenpflege“. Weithin bekannt 
wurde Wollheim zudem als Dichter von Studentenliedern und einer Parodie 
auf die Tannhäuserlegende: „Tannhäuser oder die Keilerei auf der Wart-
burg“, die bis ans Ende des 19. Jahrhunderts, namentlich in Wien, häufig 
gespielt wurde. Als Arzt des von der Arbeiterverbrüderung gegründeten Ge-
sundheitspflegevereins wurde er 1856 ein Opfer der grassierenden Cholera. 
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Anfang September 1848 bestimmte der Wahlkreis Schweidnitz in einer 
Nachwahl den Breslauer Arzt Isidor Pinoff, der bis 1845 in Schweidnitz 
praktiziert hatte, zum Abgeordneten für die preußische Vereinbarungsver-
sammlung. Die Wähler kannten ihn als einen leidenschaftlichen sozialen 
Demokraten, der aus seiner sozialistischen Überzeugung nie einen Hehl 
machte. Auf dem ersten demokratischen Provinzialkongress im Juli 1848 
hatte er nach einer kontroversen Diskussion den – dann einstimmig verab-
schiedeten – Antrag gestellt, die Lösung der sozialen Frage zur Hauptauf-
gabe der Demokratie zu erklären, denn: „Der Demokrat hört auf, Demokrat 
zu sein, wenn er nicht Sozialist ist.“48

46 Wenige Tage nach der Pariser Juni-
Insurrektion stellte er sich auf die Seite der Aufständischen und würdigte 
die Junischlacht als Ereignis, das den „Cyklus der socialen Revolution er-
öffnete.“49

47 
In Breslau hielten ihn die Studenten in ihren Bemühungen um die Ein-

richtung eines Lehrstuhls für Sozialismus im Sommer 1848 für dessen geeig-
neten Vertreter. In einem Vortrag vor den Studenten hat er den „Sozialis-
mus in seiner wissenschaftlichen Berechtigung“ verteidigt. Er verstand ihn 
als 
 

„Lehre von der Gesellschaft, welche die Entwicklung der freien Persönlichkeit 
zu einem organischen Ganzen bezweckt ... Jeder Mensch hat ein Recht auf die 
Existenz, jeder Mensch muss arbeiten können.“50

48 
 
Bisher hätten weder die absolute noch die konstitutionelle Monarchie noch 
die Republik, aber auch Familie, Gemeinde und Kirche dem Menschen 
nicht die genügende Garantie für seine Existenz geboten. Als Elemente des 
wissenschaftlichen Sozialismus definierte er Anthropologie, soziale Ökono-
mie, die sich von der Nationalökonomie deutlich abheben müsse, die Ge-
schichte der sozialistischen Ideen und die des Proletariats. 

Im Parlament stand Pinoff auf Seiten der äußersten Linken, setzte sich 
für das Recht auf Arbeit ein, stimmte für die entschädigungslose Beseiti-
gung des Jagdgesetzes, für die Streichung der Gottes-Gnaden-Formel aus 
der Verfassung, die Abschaffung des Adels und zuletzt für die Steuerver-
weigerung. Den Weg eines Johann Jacoby in die Sozialdemokratie ging er 
später nicht. Doch blieb er seinen demokratischen Idealen treu. Er war 1871 
einer der wenigen deutschen Alt-Achtundvierziger, der die Reichseinigung 
im Spiegelsaal von Versailles scharf kritisierte, weil sie nicht vom Volke 
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ausgegangen und nicht von einem demokratisch gewählten Parlament be-
schlossen worden sei. 

 
*** 

 
Jüdische Breslauer Bürger beteiligten sich schließlich auch am Breslauer 
Maiaufstand von 1849, der die Anerkennung der von der Nationalversamm-
lung Ende März 1849 verabschiedeten Reichsverfassung in Preußen zum 
Ziel hatte. Unter den etwa 80 Angeklagten des Mammutprozesses von Mai 
1850 waren zwei Breslauer mosaischen Glaubens. Der 44-jährige jüdische 
Schumacher Jakob Schindler, ein Witwer, hatte sich dem Zug von Demons-
tranten am 6. Mai 1849 angeschlossen, der nach einer Volksversammlung 
unter der roten Fahne ins Stadtzentrum zog.51

49 Besonders zur Last gelegt 
wurde ihm sein Ruf: „wir haben rothe Kreuze, wir fechten für das Volk, 
nicht für den König, wir brauchen keinen.“52

50 Hinzu kam, dass er am fol-
genden Tag sich auch am Barrikadenbau beteiligt hatte. Doch fand er bei 
der Geschworenenmehrheit das ungewöhnliche Glück, dass sie die fünf von 
der Staatsanwaltschaft formulierten Anklagepunkte sämtlich verneinte. Er 
wurde freigesprochen. 

Schlechter erging es dem 44-jährigen Goldarbeiter Joseph Cassirer, einem 
Bruder des Juweliers Samuel Cassirer. Er hatte sich in der Wahlkampagne von 
Mai 1848 hervorgetan und war wahrscheinlich Mitglied des Demokratischen 
Hauptvereins. Cassirer wurde beschuldigt, den Barrikadenbau an der Ecke 
Ring/Schweidnitzer Straße geleitet zu haben. Trotz zweifelhafter Belastungs- 
und mehrerer Entlastungszeugen hielt die Staatsanwaltschaft an ihrer Anklage 
fest, und die Geschworenen sprachen ihn mit 7:5 Stimmen schuldig, womit er 
nach der Regel als schuldig galt. Das Gericht verurteilte ihn daraufhin wegen 
„Theilnahme am Aufruhr“ zum Verlust der Nationalkokarde und drei Jahren 
Festungsarrest.53

51 Er saß die Strafe auf der Festung Silberberg ab und wurde 
1853 entlassen.54

52 Sein späterer Lebensweg ist unbekannt. 
 

*** 
 
Schlesische Juden waren in allen gegen das alte Herrschaftssystem gerich-
teten Parteiströmungen des Vormärz und der Revolution von 1848/49 ver-

                                                           
51 Berichte über den Breslauer Maiprozess, in: Schlesische Zeitung, 14. und 27.5.1850,  

S. 1046, 1158. 
52 Ebenda, 30.5.1850, S. 1185. 
53 Ebenda, 25., 30. 31.5. und 2.6. 1850, S. 1117, 1186, 1195, 1213. 
54 GStA PK, I. HA Rep. 77 Tit. 6 Lit. K. Nr. 248, Bl. 176.  
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treten. Deren Mehrheit konzentrierte sich indes im Lager der Demokratie, 
von deren gemäßigter Fraktion bis zur äußersten, der kommunistischen Lin-
ken. In der organisierten Demokratiebewegung des Revolutionsjahres, im 
Breslauer Demokratischen Hauptverein wie im Deutschen Volksverein und 
als Redner auf den zahlreichen Volksversammlungen des Revolutionsjahrs 
standen jüdische Intellektuelle mit an vorderster Front. Den Breslauer Ar-
beiterverein leitete der jüdische Medizinstudent Sigismund Asch, der auch 
die demokratischen Provinzialkongresse im Juli und Oktober 1848 domi-
nierte und im Provinzialausschuss der schlesischen Demokraten vertreten 
war. Mit dem Buchdruckergesellen Julius Brill und dem Journalisten Louis 
Lazarus Heilberg waren Kräfte aus der frühen organisierten deutschen Ar-
beiterbewegung, dem Bund der Gerechtigkeit und dem Bund der Kommu-
nisten, mit Isidor Pinoff und dem Buchhändler Ferdinand Behrend über-
zeugte Sozialisten vertreten. Sie traten für die soziale oder rote Republik 
ein. Die Orientierung jüdischer Akteure im schlesischen Revolutionsjahr 
auf entschieden demokratische Ziele der Gesellschaftsveränderung ist nicht 
zu verkennen. Selbst bereits in die sich entfaltende bürgerliche Gesellschaft 
integriert und den Glaubensunterschieden keine größere Bedeutung mehr 
beimessend, sahen Juden 1848 im Sieg der Demokratie auch die größten 
Chancen für die Verwirklichung völliger staatsbürgerlicher Gleichberechti-
gung der Juden in Deutschland, ihrer vollen Integration in das „Vaterland“, 
in das sie hineingeboren wurden und in dem sie lebten und arbeiteten.55

53 
Nicht vergessen werden sollte aber auch, dass jüdische Frauen in Bres-

lau sich in der Revolution 1848 erstmals sozial engagierten und auf dem 
Felde der Wohltätigkeit hervortraten. Lina Bauer, später verh. Morgenstern, 
gründete in diesem Jahr den „Pfennigverein zur Unterstützung armer Schul-
kinder“. Sie setzte diesen Einsatz als Frauenrechtlerin mit der Einrichtung 
von Volksküchen in den folgenden Jahrzehnten in Berlin fort und erwarb 
sich den ehrenvollen Namen der Suppenlina.56

54 Der wohl bekannteste Feuil-
letonist aus DDR-Zeiten Heinz Knobloch hat ihr 1997 in einem Büchlein 
ein Denkmal gesetzt.57

55 

                                                           
55 Generell dazu siehe Reinhard Rürup: Der Fortschritt und seine Grenzen. Die Revolution 

von 1848 und die europäischen Juden, in: Dieter Dowe, Heinz-Gerhard Haupt, Dieter Lan-
gewiesche (Hg.): Europa 1848. Revolution und Reform, Bonn 1998, S. 985–1006. Für 
Berlin: Rüdiger Hachtmann: Berlin 1848. Eine Politik- und Gesellschaftsgeschichte der 
Revolution, Bonn 1998, S. 524–554.  

56 Clara Roth: Lina Morgenstern, in: Schlesische Lebensbilder, Bd. 1, Breslau 1922, S. 81–
84; NDB, Bd. 18, S. 109f. (Hans Henning Zabel). 

57 Heinz Knobloch: Die Suppenlina. Wiederbelebung einer Menschenfreundin. Mit über achtzig 
Rezepten aus ihrem berühmten Kochbuch, Berlin 1997, hier S. 50–52. 
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Anhang 

Mitbürger! 
 
Zu den traurigen Vermächtnissen einer für immer begrabenen Ständeverfas-
sung gehört auch die Schmach, daß ein cvilisirter Staat – Preußen – noch in 
jüngster Zeit einen mit ihm verwachsenen Volksstamm – die Juden – von 
dem Vollgenusse des Staatsbürgerrechts ausschloß. 

Durch die Revolution, durch das Blut der Freiheitskämpfer ist auch diese 
Schmach ausgelöscht. Auch die Judenfrage ist mit den übrigen, durch die 
Herrschaft der Selbstsucht erzeugten politischen Fragen, für immer erledigt, 
der gordische Knoten, zu welchem sie jene Selbstsucht geschürzt hatte, mit 
einem Streiche zerhauen, zerhauen durch das Freiheitsbewußtsein Aller. 
Denn wer für sich die ganze Freiheit will, der kann keines Anderen Unfrei-
heit wollen. Jetzt noch von einer Judenemancipation sprechen, ist widersin-
nig; unser ganzes Volk ist emancipirt; und Keiner wird gefragt, von wannen 
seine Väter gekommen. 

Wenn aber dennoch in dieser Zeit der wiedergeborenen Freiheit Stim-
men sich vernehmen lassen, welche den alten Streit über unsere jüdischen 
Mitbürger wieder anfachen, den Zwiespalt der Racen hervorrufen möchten, 
so thut es Noth zu fragen: Wer sind diese Stimmen, und was wollen sie? 

Nun, es sind die Feinde der jungen Freiheit, des Volkes – es ist die Re-
aktion! Es sind jene alten Feinde, welche früher die Gewalt übten nach dem 
Wahlspruche: „theile und herrsche.“ Dem ganzen, einigen, in Freiheit und 
Gleichheit verbundenen Volke wissen sie nicht beizukommen; darum wol-
len sie Zwiespalt säen, den Kampf der Racen, der Glaubensbekenntnisse 
und Interessen erregen. Es sind die Feinde der wahren Religion, welche eines 
Jeden Glauben ehrt, die Feinde der Humanität, die nicht länger verschmer-
zen können, daß ihnen keine Kirchen- und Priesterherrschaft die Hand mehr 
bieten soll, die Völker zu fesseln. Die Reaktion hat es wohl begriffen, daß 
die Juden so eifrig gekämpft und noch kämpfen für die Freiheit der Völker, 
weil ihnen nur freie Völker das volle Menschen- und Bürgerrecht gewähren, 
was ihnen die alten Regierungen und Stände so hartnäckig verweigerten. 
Darum haßt die Reaktion die Juden, darum möchte sie ihnen ihr Theil an 
der allgemeinen Errungenschaft kürzen. Aber sie will auch, daß der Eifer 
des Volkes, seine Errungenschaft zu sichern, einen Ableiter finde auf einem 
andern unrühmlichen Kampfgebiete; sie will, dass die junge Freiheit durch 
eine Racenverfolgung sich selbst schände, und dadurch die Reihen ihrer 
Gegner verstärke. Sie wird, gelänge ihr solche Hinterlist, diese Freiheit öf-
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fentlich anklagen. Krieg und Noth, Bauernaufstände und Straßenunfug – 
Alles benutzt sie, um uns die Freiheit zu verleiden; aber wohlweislich ver-
schweigt sie, dass wir jetzt alle diese Calamitäten nicht zu erdulden hätten, 
wenn wir der Freiheit nicht zu lange beraubt gewesen wären. Darum Mit-
bürger jeglichen Stammes und Glaubens! rüstet Euch gegen jene arglistigen 
Feinde mit den Waffen der wahren Freiheit und Humanität. Leset ihre Pla-
kate – wenn anders die freie selbständige Presse sich dazu hergiebt, sie zu 
verbreiten – ; aber leset sie nur, damit Ihr wachsam bleibet gegen die Feinde 
unserer Freiheit! 

 
Breslau, den 16. Mai 1848.  
Der demokratisch-constitutionelle Club.  
Pflücker, Vorsitzender Grubert, Sekretair58

56 
 
 

                                                           
58 AOZ, 19.5.1848, 2. Beilage, S. 3. 
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Ukraine Krise im Lichte der Europäischen Friedensordnung 
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Einführung 

Die Europäische Sicherheitspolitik befindet sich an einer Wegscheide. Ein 
neuer West-Ost-Konflikt zeichnet sich ab, die rapide Verschlechterung des 
Verhältnisses zwischen Russland und seinen westlichen Nachbarn in den 
zurückliegenden Jahren wurde zu dessen unübersehbarem Vorboten. Die 
Frage nach den Ankern der europäischen Friedensordnung ist heute offener 
als je seit dem Ende des Kalten Krieges vor einem Vierteljahrhundert. Die 
Vision eines gemeinschaftlichen Europas von Vancouver bis Wladiwostok, 
wie damals in der OSZE-Charta von Paris im Herbst 1990 vorgezeichnet, 
löst sich vor dem Hintergrund einer drohenden Rückkehr zu wechselseitiger 
waffenstarrender Abschreckung auf. Kann die europäische Ordnung unter 
diesen Bedingungen als Rechtsgemeinschaft fortbestehen oder steht Europa 
vor dem Rückfall in ein neuerliches Zeitalter von Geopolitik? Der blutige 
Konflikt in der Ukraine erscheint als ein Menetekel. Sind die Annexion der 
Krim durch Russland und die gewaltförmigen Auseinandersetzungen in der 
östlichen Ukraine der Beginn des Zerfalls Europas als Rechtsgemeinschaft? 
Fällt der Kontinent in das Zeitalter geopolitischer Rivalität von Groß- und 
Mittelmächten zurück? 

Der offene Ausbruch des bewaffneten Konflikts in der Ukraine und die 
hierauf folgende Vereisung des Verhältnisses zwischen den Staaten der euro-
atlantischen Allianz und Russland wirkt sich in fataler Weise auch auf eine 
der wichtigsten Brücken zwischen Ost und West seit der deutschen Vereini-
gung aus: die deutsch-russischen Beziehungen. Von diesen einst „besonderen 
Beziehungen“, so der Chef des Moskauer Büros der Carnegie-Stiftung, Di-
mitri Trenin, sei mittlerweile kaum mehr als eine gute Erinnerung geblieben. 
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Sicherheit in Europa – mit oder vor Russland? 

Sicherheit in Europa sei nicht ohne – und schon gar nicht gegen – Russland zu 
erreichen. Diese Position wurde von westlicher Seite gegenüber der Mos-
kauer Führung in den zurückliegenden Jahren immer wieder betont. Das Ar-
gument diente freilich auch der Beschwichtigung, vor allem wenn es darum 
ging, Zugeständnisse Russlands, so in Bezug auf die Erweiterung des 
NATO-Raumes, abzuringen oder drohenden russischen Gegenmaßnahmen 
in Bezug auf bestimmte Rüstungsprojekte, so in Bezug auf die Stationierung 
eines NATO-Raketenabwehrschirms im östlichen Europa, vorzubeugen. 
Moskau hatte schon in den 1990er Jahren, angefangen von der Regentschaft 
Boris Jelzins bis hin zur ersten Präsidentschaft Wladimir Putins, wiederholt 
rote territoriale Linien der Zumutbarkeit postuliert und diese dann dennoch 
mehrfach zu eigenen Lasten korrigiert, auch weil Widerstand gegen die 
NATO-Erweiterung offenkundig keine Aussicht auf Erfolg hatte und wohl 
auch, um durch Demonstration guten Willens so weit wie möglich eigenen 
Einfluss auf die Gestaltung europäischer Politik zu behalten bzw. zu sichern. 
Man kann rückblickend nicht behaupten, dass der Westen diese Gesten zum 
Anlass genommen hätte, eine engere Abstimmung mit Moskau zu suchen. 
Im Gegenteil. In keine der wesentlichen sicherheitspolitischen Entscheidun-
gen der NATO für Europa in den 1990er Jahren wurde Moskau einbezogen, 
bestenfalls wurde Russland im Nachgang solcher Entscheidungen (z.B. 
Bosnien, Kosovo) an der Befriedung der Konflikte mitbeteiligt. In anderen 
Fällen (z.B. Irak, Libyen) wurde Moskau weder gefragt, noch wurde auf 
russische Einwände gegen Entscheidungen der USA oder der NATO Rück-
sicht genommen. 

Allerdings: Russland hat seinerseits den eigenen Anspruch auf Zubilli-
gung eines Sonderstatus in Europa – vor allem im Vergleich zu seinen frü-
heren westlichen und südlichen Nachbarn – zu keinem Zeitpunkt wirklich 
aufgegeben. Die russische Führung versuchte vielmehr, seit dem beginnen-
den Zerfall der Sowjetunion, zum einen mit verschiedenen politischen und 
diplomatischen Manövern – letztlich sogar auch mit militärischen Mitteln – 
die Vorherrschaft in den benachbarten Ländern – „dem nahen Ausland“, 
wie es der frühere Außenminister Kosyrew einst bezeichnete – zu behaup-
ten, zum anderen hoffte Russland auf die Anerkennung einer Art bilateralen 
sicherheitspolitischen Kondominiums mit den USA. Die russische Führung 
lehnte jedenfalls eine gleichberechtigte Einbindung inter pares in die west-
lichen Strukturen ab, selbst das letztmalige Angebot einer russischen Mit-
gliedschaft in der NATO wurde noch 2007 ausgeschlagen, danach allerdings 
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wurde auch weder im Westen noch in Russland diese Option jemals wieder 
ernsthaft verfolgt. 

Dabei ist der Anspruch Russlands auf eine besondere Wertschätzung 
seiner Interessen nicht unbegründet: Russland ist das größte Land der Erde, 
es ist ein Ständiges Mitglied des Sicherheitsrates der Weltgemeinschaft mit 
Vetorecht, es verfügt gemeinsam mit den USA über 90 Prozent der weltwei-
ten Bestände an Atomwaffen, und es besitzt knapp ein Viertel der globalen 
Gasvorkommen und immerhin fünf Prozent der Ölreserven. Gewiss, es gibt 
kein nationales Erbrecht auf politische Privilegien, schon gar nicht im Ver-
hältnis gegenüber anderen souveränen Mitgliedern der Völkergemeinschaft, 
aber Respektlosigkeit gegenüber russischen Interessen und Ängsten ist ebenso 
keine Lösung. Eben Letzteres ist aber seit Mitte der 1990er Jahre die zuneh-
mend bestimmende Wahrnehmung der Politik des Westens in weiten Teilen 
der russischen Gesellschaft. Und es ist die Folie, welche zur Rechtfertigung 
nationalistischer Restauration im politischen Raum Russlands herangezogen 
wird. Die Bestrebungen von früheren Gliedrepubliken der Sowjetunion und 
der ehemaligen Mitgliedstaaten des Warschauer Vertrages zur Aufnahme in 
die NATO, wurde und wird nicht als Ausdruck freien Willens, sondern als Er-
gebnis westlicher Umarmungspolitik gedeutet, welche – so die Vermutung – 
im Wesenskern antirussisch motiviert, also gegen Russland gerichtet ist. 

Dimitri Medwedew, russischer Ministerpräsident, malte auf der Mün-
chener Sicherheitskonferenz im Frühjahr 2016 bereits das Gespenst eines 
neuen Kalten Krieges an die Wand. Ein ideologischer Graben, der das Bild 
rechtfertigen würde, existiert zwar nicht. Zu beobachten sind aber in der Tat 
einige andere Triebkräfte für zunehmende Konfrontation: Ethnopolitisie-
rung, Renationalisierung, Verlust von Verlässlichkeit in der Partnerschaft 
(Truppenstationierungen, Lieferunterbrechungen für Rohstoffe, Handels-
erschwernisse usw.), die Mobilisierung von Verdächtigungen und Unterstel-
lungen. 

Kurzum, das Klima der Ost-West-Beziehungen ist grundlegend vergiftet. 
Nicht genug der Verschlechterung der politischen Beziehungen sind 

weitere Anzeichen der Eskalation unverkennbar. Auf beiden Seiten rückt 
das Militärische wieder in den Blickpunkt. Die Gefahr einer aus Misstrauen 
erwachsenden unbeabsichtigten Konfrontation hat deutlich zugenommen. 
Was niemand noch vor wenigen Jahren für möglich gehalten hätte, ist heute 
eingetreten: die Bedrohung durch einen Atomkrieg ist zurückgekehrt. Das 
renommierte naturwissenschaftliche Magazin „Bulletin of the Atomic Sci-
entists“ hat seine weltberühmte „Doomsday-Clock“ Anfang des Jahres auf 
drei Minuten vor Zwölf vorgestellt. Diesen Wert gab es erst zwei Mal in der 
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Geschichte der Uhr, 1949 und 1984. Die taktischen Atomwaffen, welche 
auf dem deutschen US-Stützpunkt Büchel in Rheinland-Pfalz lagern, wer-
den nicht abgezogen, sondern modernisiert. Russland droht seinerseits mit 
der Stationierung atomwaffenfähiger Kurzsstreckenraketen vom Typ „Iskan-
der“ an den Grenzen zur NATO. 

Der Zeitpunkt für die Trendumkehr in den russisch-westlichen Bezie-
hungen lässt sich relativ genau verorten. Die Öffnung der Tür für eine 
NATO-Mitgliedschaft Georgiens und der Ukraine im Jahre 2008, ohne 
Rücksichtnahme auf russische Einwände, bedeutete aus Moskauer Sicht 
einen grundlegenden Vertrauensbruch. Bei genauerer Betrachtung waren 
die Vorboten der Krise aber schon im Jahr zuvor erkennbar, als Wladimir 
Putin, ebenfalls anlässlich einer Münchener Sicherheitskonferenz auf die 
Entwicklung einer neuen, nationalistisch gefärbten, russischen Militärdok-
trin verwies und zu gleicher Zeit sich die Anzeichen der Unterdrückung der 
politischen Opposition, der Gängelung unabhängiger Medien und Nicht-
regierungsorganisationen in der Russländischen Föderation verstärkten. 

Der Krieg um die Ukraine – Mythen und Dilemmata 

Russlands Hinwendung zur Geopolitik ist ein Ergebnis auch dieser Entwick-
lungen. Die von Moskau gegenüber der Ukraine praktizierte „hybride Krieg-
führung“ – deren Ausdruck unter anderem die auf der Krim auftauchenden 
sogenannten „grünen Männchen“ waren, d.h. bewaffnete Kämpfer ohne Ho-
heitsabzeichen – wurde in den Jahren zuvor in Abchasien und Südossetien 
noch mehr oder minder verdeckt durchgeführt, im Falle der Krim und in der 
Ostukraine vollzog sie sich praktisch unverhüllt. Solcherart Kriegführung 
stellt einen eklatanten Bruch internationalen Rechts dar, der auch nicht da-
durch politische Absolution erheischen kann, dass auch andere Staaten in 
der Vergangenheit internationales Recht gebrochen haben. Dass auch andere 
Staaten zur Durchsetzung ihrer Interessen internationales Recht sowie Min-
derheiten- und Menschenrechte gebeugt haben, kann keine Referenz für 
Staaten sein, die ihrerseits auf die Einhaltung des Rechts zur Wahrung ihrer 
eigenen legitimen Interessen pochen. Dies gilt für Russland ebenso wie für 
jedes andere Mitglied der Vereinten Nationen. Es gilt dabei im Besonderen 
für die Einhaltung vertraglicher Verpflichtungen, welche Staaten anderen 
Ländern im Interesse eigener Sicherheit abgerungen haben. Die sogenann-
ten „negativen Sicherheitsgarantien“ gegenüber dritten Staaten bedürfen als 
Eckpfeiler solcher Vereinbarungen eines besonderen Vertrauensschutzes. 
Auf diesen Punkt wird an anderer Stelle noch ausführlicher einzugehen sein. 
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Unübersehbar ist jedenfalls die wachsende Sorge vor der Herausbildung 
eines bestimmten Interventionstypus auch in anderen Russland benachbar-
ten Ländern mit einer vergleichsweise starken russischen Diaspora: Lett-
land, Estland, Moldau, Georgien, in den autonomen Republiken im nördli-
chen Kaukasus, und natürlich auch in der Ukraine. 

Der neue Ost-West-Konflikt ist nicht die Folge von Missverständnissen. 
Im Westen wabert noch immer als Mythos, Russland habe die Europäische 
Integration als demokratisch verfasste Wertegemeinschaft nie verstanden. 
Renationalisierung und Hinwendung zur Autokratie seien Abwehrreflexe 
gegen die Attraktivität der westlichen Integration und eben dies habe die 
russische Entwicklung von der EU abgekoppelt. In ähnlicher Weise grassie-
ren in Russland Mythen über den Westen: legitime Interessen Russlands 
würden verleugnet, das russische Volk sei bewusst gedemütigt worden und 
die Mitwirkungsmöglichkeiten Russlands in der internationalen Politik wür-
den bewusst geschwächt. Die Erweiterungspolitik der NATO und EU habe 
die russischen Nachbarn bewusst „infiziert“ und von Russland entfremdet. 

Grundlegend gestörte Beziehungen können durch einen neuen, weiteren 
Vertrag zwischen dem Westen und Russland nicht beseitigt werden. Neue 
Vereinbarungen können zwar hilfreich sein, weil sie nachprüfbare Regeln 
wechselseitigen Verhaltens bestimmen können. Diese Regeln taugen aller-
dings nur, wenn sie sich im Leben beweisen können. Die Minsker Abkom-
men über eine Friedensregelung für die Ukraine zeigen, wie schwierig das 
sein kann. Wenn die tieferliegenden Ursachen grundlegend gestörter Bezie-
hungen nicht beseitigt werden, können neue Vereinbarungen kaum nachhal-
tig sein. Die scheinbar unversöhnlichen Gegensätze zwischen Russland und 
der Ukraine in Bezug auf das Recht der Sezession sind Ausdruck eines tie-
ferliegenden Interessenkonflikts, dessen Wesenskern in der Frage zusam-
mengefasst ist, ob Europa eine gemeinschaftliche Perspektive mit multieth-
nisch verfassten Staaten als eine verlässliche Rechtsgemeinschaft besitzt oder 
nicht. Nationalisierung von Interessen und Aufspaltung von Nationen entlang 
ethnisch dominierter Siedlungsgebiete bietet keine Lösung, für Niemanden. 
Die Lage in Bosnien liefert hierfür ein beredtes und mehr als 20 Jahre nach 
Beendigung des Krieges noch immer lebendiges Beispiel. 

Allerdings, was bisher auf der Ebene zwischenstaatlicher Zusammenar-
beit weithin als allgemeingültig aufgefasst wurde, zerbröselt inzwischen 
nicht mehr nur im östlichen Europa. 

Die Entscheidung für eine wie auch immer geartete Abschottung zwi-
schen Russland und der Ukraine brächte unvermeidlich für beide Seiten 
lediglich Nachteile mit sich. Gleiches gilt für das Verhältnis zwischen Russ-
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land und der Europäischen Union. In beiden Ländern gibt es starke Inter-
essen an einer engeren Partnerschaft in der Europäischen Union. Für beide 
Länder ist die Europäische Union mittlerweile wichtigster Handelspartner. 
Für die Ukraine ist Russland zugleich wichtiger Energielieferant und Markt. 
Die Wirtschaften der Ukraine und Russland sind in Teilbereichen stark ver-
flochten. Russland sieht die engere Anbindung der Ukraine an die EU als 
Schritt in die eigene wirtschaftliche Abkoppelung, die ukrainische Führung 
scheint willens, eben diese Abkoppelung zu riskieren und hierfür die Euro-
päische Union in die Pflicht zu nehmen. Russland seinerseits scheint bereit, 
in einem solchen Falle eine Spaltung der Ukraine hinzunehmen und die Se-
parationsbestrebungen in der östlichen Ukraine für die eigenen geopoliti-
schen Zwecke zu nutzen. 

Würde Kiew mehr gewinnen, wenn es versuchte, Russland entgegenzu-
kommen? Die Aussichten hierfür sind vor dem Hintergrund des in den letz-
ten zwei Jahren Geschehenen mehr als fraglich. Russland allerdings steht 
ebenfalls vor einem Dilemma. Es will und braucht konstruktive Beziehun-
gen mit der Europäischen Union. Das Instrument der „hybriden Kriegfüh-
rung“ ist verbraucht, seit Putin selbst eingestanden hat, eigene Kämpfer auf 
die Krim entsandt zu haben. Die nachbarschaftlichen Beziehungen haben 
sich in alle Richtungen verschlechtert, selbst der traditionelle Verbündete 
Belarus ist sichtlich auf Distanz gegangen, sucht seinerseits eine Wieder-
annäherung an das westliche Europa. 

Würde Russland mehr erreichen, käme es der Ukraine jetzt entgegen? 
Oder wäre dann die NATO noch schneller an den eigenen Grenzen präsent? 
Würden andere Nachbarn dann dem prowestlichen Kurs Kiews nicht noch 
bereitwilliger folgen? Beide Länder – Russland und die Ukraine – befinden 
sich in einer Art Gefangenendilemma. Keine Seite profitiert durch die ent-
standene Lage, beide Seiten befürchten jedoch Nachteile, wenn sie größere 
Kompromissbereitschaft an den Tag legten. 

Bruchstellen der europäischen Rechtsgemeinschaft und ihre Folgen 

Auch wenn in den Argumentationen um die Annexion der Krim in Russland 
gelegentlich auf historisch verbriefte Rechte verwiesen wird, so bleibt doch 
festzuhalten, dass Russland in der Rechtsnachfolge der Sowjetunion nach 
1990 eine Reihe vertraglicher Verpflichtungen eingegangen ist, welche frü-
here Regelungen ersetzten und weiterhin rechtlich Bestand haben, auch 
wenn sie von Moskau in mehreren Fällen mutmaßlich, im Falle der Krim-
Annexion vorsätzlich gebrochen wurden. Hierzu gehört insbesondere der 
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1990 geschlossene Staatsvertrag zur Bildung der Gemeinschaft Unabhängi-
ger Staaten, dessen Artikel 1 statuierte: 
 

„Die Hohen Vertragsschließenden Seiten anerkennen sich gegenseitig als souve-
räne Staaten und verpflichten sich, keine Handlungen zu unternehmen, welche 
die staatliche Souveränität der anderen Partei gefährden.“ 

 
Artikel 3 desselben Vertrages sicherte den Mitgliedern gleiche Rechte und 
gleiche Sicherheit gemäß der geltenden Prinzipien internationalen Rechts 
zu. Expressis verbis heißt es dann in Artikel 5: 
 

„Die Hohen Vertragsschließenden Seiten anerkennen und respektieren die terri-
toriale Integrität der Ukrainischen Sozialistischen Sowjetrepublik und der Russi-
schen Föderativen Sozialistischen Republik in den gegenwärtig existierenden 
Grenzen innerhalb der UdSSR.“ 

 
Abschließend sei noch auf Artikel 15 der Vereinbarung verwiesen, nach der 
alle Fragen der Umsetzung des Vertrages ausschließlich auf dem Wege von 
Verhandlungen geregelt werden sollten. 

1991 erklärten die Russische Föderation, Großbritannien, und die Ver-
einigten Staaten von Amerika gegenüber der Ukraine feierlich ihre Ver-
pflichtung, in Übereinstimmung mit der Schlussakte der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit, die „Unabhängigkeit und Souveränität der 
bestehenden Grenzen der Ukraine zu achten.“ Die drei Staaten verpflichte-
ten sich des Weiteren in Artikel 2 des Memorandum, 
 

„sich einer Androhung von Gewalt gegen die territoriale Integrität oder politi-
sche Unabhängigkeit zu enthalten, und dass keine ihrer Waffen jemals gegen die 
Ukraine eingesetzt wird, es sei denn in Selbstverteidigung oder andernfalls in 
Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten Nationen.“ 

 
Weitere Zusagen betrafen den Verzicht auf wirtschaftlichen Zwang und die 
Übernahme von Sicherheitsgarantien für den Fall, dass die Ukraine Opfer 
einer nuklearen Aggression werden sollte. 

1997 unterzeichneten Russland und die Ukraine ein neues Abkommen 
für den Marinestützpunkt Sewastopol auf der Krim, dessen Dauer durch 
eine zusätzliche Vereinbarung aus dem Jahre 2010 bis zum Jahre 2042 ver-
längert wurde. In Artikel 6 dieses Abkommens hieß es, dass militärische 
Einheiten in den Stationierungsräumen „die Unabhängigkeit der Ukraine re-
spektieren, deren Gesetze beachten und keine Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der Ukraine“ erlaubt seien. Bemerkenswert im Kontext 
dieser Übereinkunft sind die Artikel 12 und 13, die ausdrücklich die Sicht-
barkeit von Symbolen und Truppenzeichen von russischen Fahrzeugen und 
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Truppen vorschrieben. Die Verlängerung der Laufzeit des Abkommens 
wurde mit der Verpflichtung zur Lieferung von Öl und Gas zu Vorzugsprei-
sen verknüpft, auch dies ein völkerrechtlich bindendes Abkommen, das 
Russland gegenüber der Ukraine eingegangen war. 

Schlussendlich ist noch der letzte Freundschafts- und Partnerschaftsver-
trag zwischen beiden Staaten aus dem gleichen Jahr anzuführen, in dem die 
wechselseitige Achtung der territorialen Integrität festgeschrieben wurde 
(Art. 2). Zum Charakter der Beziehungen hieß es in Artikel 3: 
 

„Die Hohen Vertragsschließenden Seiten errichten ihre Beziehungen auf der 
Grundlage der Prinzipien gegenseitiger Achtung für die souveräne Gleichheit, 
die territoriale Integrität, die Unverletzlichkeit der Grenzen, die friedliche Beile-
gung von Streitigkeiten, die Nichtanwendung von Gewalt und den Verzicht auf 
Gewaltandrohung, einschließlich wirtschaftlicher und anderer Druckmittel, das 
Recht der Völker, über ihr eigenes Schicksal frei zu entscheiden, die Nichtein-
mischung in die inneren Angelegenheiten, die Beachtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, die Zusammenarbeit der Staaten, und die bewusste An-
wendung internationaler Verpflichtungen sowie anderer Normen internationalen 
Rechts.“ 

 
Ergänzend hieß es noch weiterführend in Artikel 4 in Verbindung mit Arti-
kel 7: 
 

„Die Parteien bemühen sich, die Beilegung aller strittigen Probleme ausschließ-
lich mit friedlichen Mitteln zu erreichen und bei der Prävention und Lösung von 
Konflikten bzw. Situationen, welche ihre Interessen berühren, zusammenzuar-
beiten.“ 

 
Artikel 10 schließlich sagt: dass beide Parteien die Rechte ihrer Staatsbür-
ger, die auf dem Territorium der jeweils anderen Partei ansässig sind, schüt-
zen, im Sinne der getroffenen vertraglichen Vereinbarung und in Überein-
stimmung mit den Verpflichtungen aus den Dokumenten der OSZE, bzw. 
anderen allgemein anerkannten Prinzipien und Normen des Völkerrechts 
und der Regelungen der GUS. Zu guter Letzt ist noch Artikel 11 zu nennen, 
in dem es hieß, dass die Parteien alle notwendigen Mittel ergreifen würden, 
um auf ihren jeweiligen Territorien Handlungen zu unterbinden oder zu be-
enden, welche Gewaltanwendung aus Gründen nationaler, rassischer, ethni-
scher oder religiöser Intoleranz einschließen oder begünstigen könnten. 

Keiner der genannten Verträge ist missverständlich oder gar fehl zu in-
terpretieren. Es kann angesichts dessen keinen Zweifel daran geben, dass 
die russische Seite, ungeachtet ihrer politischen Motive keinen schlüssigen 
Rechtsgrund geltend machen kann, der die Verletzung der genannten Ver-
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träge hätte rechtfertigen können. Jeder Anlass zu Zweifeln an bestehender 
Vertragstreue hätte mit gewaltfreien Mitteln politischer Konsultation und 
Zusammenarbeit bearbeitet werden müssen. Die Moskauer Führung hatte 
sich, aus geopolitischen Erwägungen heraus, zu einem anderen Vorgehen 
entschlossen. 

Der Ablauf der Annexion der Ukraine macht dies zusätzlich deutlich: 
Am 11. März 2014 erklärte das Regionalparlament der Krim die Unabhän-
gigkeit und den Willen zum Beitritt zur Russischen Föderation, wenn das 
Referendum am 16. März, d.h. nur fünf Tage später, ein entsprechendes Er-
gebnis erbringen sollte. Bereits am 6. März 2014 hatte aber die Regional-
regierung bereits ohne entsprechendes Mandat den Beitritt zur Russländi-
schen Föderation erklärt. Noch vier Tage früher, am 2. März 2014, hatten 
russische Truppen bereits die Kontrolle über die Krim übernommen, auf der 
Basis einer Ermächtigung der Russischen Duma vom 1. März 2014! Das 
Referendum am 16. März 2014 als frei zu bezeichnen, wäre angesichts die-
ser Abfolge kaum plausibel, es war auch nicht geheim, da in den meisten 
Wahllokalen eine geheime Abstimmung gar nicht möglich war. Insofern 
sind weder 83% Wahlbeteiligung noch 96,7% Zustimmung repräsentativ für 
eine Zustimmung zur Sezession – auch wenn unter der russischen Bevölke-
rung infolge der langjährigen Diskriminierung eine starke Zustimmung für 
die Unabhängigkeit von der Ukraine existierte. 

Der UNO-Sicherheitsrat verurteilte die Sezession nicht, weil freilich 
Russland das eigene Veto in den Raum gestellt hatte, aber das klare Votum 
der Generalvollversammlung am 27. März 2014 von 100 Stimmen gegen  
58 Stimmen bei 11 Enthaltungen zur Ablehnung eines Rechts auf Sezession 
bzw. Annexion bedeutete zumindest eine politische Ohrfeige für das von 
Russland gewählte Vorgehen. 

Abgesehen von der Verletzung der völkerrechtlich verbindlichen Abma-
chungen durch Russland, war und ist auch die Strategie der sezessionsbe-
reiten Akteure in der Ukraine rechtlich unbegründet, und Russlands Unter-
stützung für deren Rebellion leistete offenem Verfassungsbruch in der 
Ukraine Vorschub. In der ukrainischen Verfassung existieren weder ein 
Recht auf Unabhängigkeit einzelner Landesteile noch das Instrument eines 
Referendums zur Durchsetzung dieses Zieles. Die Verfassung bewegt sich 
damit im Rahmen gängiger internationaler Rechtsauffassung, nach der über 
eine Sezession nicht nur der sezessionswillige Teil eines Landes, sondern 
das gesamte Volk abstimmen müsse (einen ähnlich gelagerten Konflikt er-
lebt gerade Katalonien/Spanien; ein Beispiel rechtskonformer Teilung bietet 
die Auflösung der Tschechoslowakischen Föderativen Republik im Jahre 
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1993 und die Bildung der beiden souveränen Staaten der Tschechen und 
Slowaken). Interessant in diesem Zusammenhang ist, dass sich Russland in 
einem anderen Fall – Kosovo – einem Rechtsspruch des IGH offen wider-
setzte und genau diesen Fall aber nun 2014 zur Begründung seiner eigenen 
Rechtsposition angeführt hat. Wie auch immer die Positionen im Einzelnen 
zu bewerten sind, unstrittig wurde die Krim durch die gewaltsame Einglie-
derung in die Russländische Föderation zu einem internationalen Streitfall. 
Souveränität und territoriale Integrität der Ukraine wurden durch Russland 
für den Zweck verletzt, einen Teil der Ukraine herauszubrechen und eige-
nem Territorium hinzuzufügen. 

Der Minsker Verhandlungsprozess war ein Versuch, das Recht wieder in 
Kraft zu setzen und die Macht der Geopolitik zu hegen. Unklar ob das ge-
lingt, solange eine der beteiligen Parteien davon überzeugt ist, dass mit 
Gewalt etwas geht. Die Ergebnisse der beiden Abkommen von 2014 und 
2015 sind nicht belastbar. Nur einer von 13 Punkten des Paketes von Maß-
nahmen gemäß „Minsk 2“ wurde umgesetzt: die Waffenruhe blieb brüchig, 
der Austausch von Gefangenen gelang nur teilweise, gleiches gilt für den 
Abzug von schweren Waffen, ein Sonderstatus für das Donbass wurde nicht 
vereinbart, freie Wahlen haben nicht stattgefunden, und auch die Rückgabe 
der Kontrolle ihrer staatlichen Außengrenzen zu Russland erfolgte an die 
Ukraine nicht. 

Die Frage bleibt, wohin dies führt. Ohne Konflikttransformation droht 
dauerhafte Spaltung, wie wir es im noch besten Falle von Zypern her ken-
nen, im schlimmsten Falle die Abspaltung der östlichen Ukraine nach dem 
Muster der russischen Krim-Annexion. 

Können westliche Sanktionen helfen, dieser Entwicklung entgegenzu-
wirken? Kaum, denn zum einen bröckelt die Sanktionsfront zusehends, weil 
die Sanktionen auf deren Urheber zurückfallen und sich der Westen durch 
selbstauferlegtes Kooperationsverbot mit Russland in wichtigen Fragen 
selbst schadet. Russland wurde und wird als Sicherheitspartner benötigt – 
angefangen von der Nichtverbreitung von Atomwaffen bis hin zum akuten 
Krisenmanagement im Nahen Osten. Hinzu kommt die Ernüchterung über 
den mangelnden politischen Reformwillen in der Ukraine. Die Sorge wächst, 
dass der Westen in einen nationalistischen Großkonflikt hineingezogen 
wird, in dem die Parteinahme für ein oligarchisch beherrschtes Regime ge-
gen ein anderes der Wahl zwischen Scylla und Charybdis gliche. 
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Zeit und Ansätze zur Umkehr 

Trotz der schwierigen Situation ist nicht Alles verloren. Europa hat viele 
Krisen erlebt und Schlussfolgerungen ziehen können. Besinnung auf Be-
währtes und Berücksichtigung von Erfahrungen können helfen, der akuten 
Verschlechterung der europäischen Friedensordnung als Rechtsgemein-
schaft entgegenzuwirken. Folgende Ansätze könnten ohne weiteres umge-
setzt werden: 
 
– Schadensbegrenzung: Die noch bestehenden und funktionierenden Ab-

kommen zur Rüstungskontrolle und vertrauensbildenden Zusammenar-
beit sollten vor Erosion geschützt und in engmaschigerer Zusammenar-
beit gestärkt werden (Vertrag über den Offenen Himmel, Wiener Doku-
ment der OSZE, NATO-Russland Grundakte, Vertrag über das Verbot 
atomarer Mittelstreckenraketen). Vor allem letztgenanntes Abkommen 
ist akut gefährdet; 

– Kommunikation: Der NATO-Russland-Rat ist in Krisenzeiten mehr ge-
fragt als in Friedenszeiten. Er darf nicht nur formelles Forum sein, son-
dern muss sich mit der kooperativen Besprechung und Lösung offener 
Streitfragen befassen. Auch sollte das G8 Format wieder einberufen wer-
den, Russlands Mitwirkung in globalen Fragen ist zu wichtig, als das Fo-
rum als ein Sanktionsinstrument zu allseitigem Nachteil zu verwenden; 

– Prävention: Handlungen, die als Provokation aufgefasst werden können, 
müssen unterbleiben. Dazu gehören unangemeldete Flüge von Bomben-
flugzeugen ebenso wie die dauerhafte Stationierung von Truppen und 
schwerem Gerät in Grenznähe zwischen den Territorien der NATO und 
Russlands; 

– Sicherheitspartnerschaft: Die ganz bewusste, ständige Zusammenarbeit 
in allen Belangen gemeinsamer Sicherheit (z.B. Unterbindung von Ter-
rorismus, Proliferation, illegalem Waffenhandel, die Vermeidung unbe-
absichtigter Kampfhandlungen) erhöht Vertrauen und Interessen zur 
Kräftigung gemeinsamer Sicherheit; 

– Wirtschaftliche Zusammenarbeit: Die wirtschaftliche Integration West-
europas ist ein Grundpfeiler der europäischen Friedensordnung; die In-
terdependenz ein wichtiges Motiv aller Beteiligten, den Frieden unter-
einander unter allen Umständen zu wahren. Diese Lehre aus der Vergan-
genheit sollte in Europa nicht nur nicht vergessen werden, sondern sie 
bietet auch eine nützliche Referenz für die Entwicklung einer gesamt-
europäischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Assoziierungsabkommen 
und gemeinsamer Wirtschaftsraum bieten mehr Chancen für die Wahr-
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nehmung gemeinsamer Interessen zwischen Ost und West als Anlass, 
über Abschottung und Protektionismus zu sinnieren. 

– Europäische Strukturen stärken: Die OSZE erlebte 2014 und 2015 eine 
Art Konjunktur, weil sie die einzige europäische Sicherheitsorganisation 
war, die umfassend im Sinne ihrer Teilnehmerschar und ihres Mandates 
ist. Deutschland und Österreich haben aufgrund ihrer traditionell engen 
Zusammenarbeit im Rahmen ihrer Doppelpräsidentschaft 2016 und 
2017 die einmalige Chance, der OSZE neue Bedeutung und stärkere Ge-
staltungsmacht zukommen zu lassen. Bislang sind die Ergebnisse unter 
den Erwartungen geblieben, auch weil die sogenannte „Flüchtlingskrise“ 
den Ukraine-Konflikt zu Unrecht hat in den Hintergrund treten lassen. 
Noch ist Zeit, die Ansätze aufzunehmen und konsequent zu verfolgen! 
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Martin Hundt (MLS) 

Hermann Klenner und die MEGA 

Hochverehrter Jubilar, 
lieber Hermann!  
Der Würdigung Deines so umfangreichen Schaffens fehlte eine Perle, wäre 
heute nicht wenigstens ganz kurz auch die Rede von Deinem Beitrag zur 
Würdigung und vor allem zur Rettung der MEGA. 

Ende 1989 oblag es mir als eben gewähltem Leiter der Marx-Engels-Ab-
teilung des ehemaligen Instituts für Marxismus-Leninismus, bei Mitstreitern 
Rat und Ideen für eine Weiterführung der plötzlich stark gefährdeten Edi-
tion zu suchen. 

Hermann Klenner, den ich damals erst persönlich kennenlernte, war so-
fort bereit, in einer von Herbert Hörz unterstützten, von Walter Schmidt ge-
leiteten MEGA-Kommission der Akademie mitzuarbeiten. 

Aber wie kam ich damals auf Dich? Ich erinnerte mich, dass 1957 nach 
dem Erscheinen von Bd. 1 der „blauen Bände“ eine einzige der vielen er-
freuten Rezensionen auch prinzipielle Kritik geäußert hatte, und zwar am 
Fehlen der meisten Frühschriften. Ihr Autor war Hermann Klenner. Das war 
damals eine mutige Tat. Heute wissen wir, dass infolge einer direkten Ein-
wirkung Stalins so viele Texte – darunter vor allem die Ökonomisch-philo-
sophischen Manuskripte von 1844 – weggelassen worden waren, so dass 
später zwei vollständige Ergänzungsbände notwendig wurden. (Übrigens 
äußerte auch einer der Diskussionsredner des so entscheidenden XX. Partei-
tags der KPdSU dieselbe Kritik wie Hermann in seiner Rezension.) 

Unsere kurzzeitige MEGA-Kommission von 1990 konnte in Zusam-
menarbeit mit dem Internationalen Institut für Sozialgeschichte Amsterdam, 
dem IML Moskau und dem Karl-Marx-Haus Trier die IMES gründen – die 
Internationale Marx-Engels-Stiftung in Amsterdam, die seither Herausgeber 
der MEGA ist. Mitglied ihres Wissenschaftlichen Beirats ist Hermann Klen-
ner. Sein Name steht im Impressum eines jeden der seither erschienenen 
Bände. Und obgleich dieser Beirat leider höchst selten tagte, hat wohl allein 
sein Bestehen mit dazu beigetragen, dass bisher alle der immer wieder auf-
tauchenden Angriffe gegen die MEGA abgewehrt werden konnten. 
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Abgesehen von dieser Funktion hat Hermann Klenner bei vielen Gelegen-
heiten dafür plädiert, Marx- und Engels-Texte auch nach der MEGA zu zi-
tieren, weil ein echter Wissenschaftler als Quelle stets zu einer historisch-
kritischen Edition greifen sollte. 

In diesem Sinne wünsche ich Dir und uns noch viele gemeinsame pro-
duktive Jahre! 
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Hermann Klenner (MLS) 

Juristenaufklärung und Dank: Nichts für ungut: genug ist genug! 

Dank dem Präsidenten unserer Sozietät, Professor Dr. Gerhard Banse, und 
dem Sekretar meiner Klasse, Professor Dr. Hans-Otto Dill, dass sie es sich 
nicht nehmen ließen, mir am 5. Januar dieses Jahres, meinem Geburtstag, 
die Grüße und Glückwünsche der Leibniz-Sozietät der Wissenschaften zu 
Berlin höchstpersönlich zu überbringen! Dank auch an alle, die heute mei-
netwegen den Weg nach Berlin-Buch auf sich genommen haben! 

Besonderen Dank natürlich an die von Jürgen Hofmann moderierten 
mich persönlich und wissenschaftlich berührenden Ehren-Beiträge meiner 
Mit-Leibnizianer Hans-Otto Dill, Walter Schmidt, Hans-Joachim Gießmann 
und Martin Hundt, zu denen ich jeweils – angesichts der zeitlichen Limitie-
rung allerdings nur kurz – etwas bemerken möchte. 

a) Um mit Letzterem zu beginnen: Besonders ein Jurist weiß, dass es 
kein besseres Mittel gibt, die zuweilen vorherrschende Reduktion des Mar-
xismus auf die Basis/Überbau-Problematik zu paralysieren, als auf das Ken-
nenlernen möglichst vieler Originaltexte von Marx und Engels zu beharren. 
Die Vielschichtigkeit wie die Aktualität von Marxens Gerechtigkeitskon-
zeption vermag man beispielsweise überhaupt nicht zu erfassen, wenn man 
Legalität und Legitimität nur als Widerspiegelung von Wirtschaftsverhält-
nissen begreift. Genau deshalb habe ich zu DDR- wie jetzt zu BRD-Zeiten 
eigenen Monographien eine „Marx/Engels-Anthologie zur Natur des Rechts“ 
beigefügt.1 Sodann war es 1989/1990 kein Kunststück zu vermuten, dass 
mit der sich übergebenden DDR auch die MEGA entsorgt werden sollte. 
Sich dagegen zu stemmen, war für einen zwar nicht mit ihrer Herausgabe 
befassten, aber an ihrem bestmöglich, also: historisch-kritisch wiedergege-
benen Inhalt interessierten Wissenschaftler selbstverständlich, weil selbst-
erhaltend. Daher, wenn ich mich recht erinnere: auf eine Anfrage von Wal-
ter Schmidt, meine uneingeschränkte Bereitschaft, die Bemühungen beson-
ders des Amsterdamer Internationalen Instituts für Sozialgeschichte zu un- 

                                                           
1 Vgl. H. Klenner, Vom Recht der Natur zur Natur des Rechts, Berlin 1984, S. 79–138; 

ders., Recht, Rechtsstaat und Gerechtigkeit, Köln 2016, S. 109–142.  
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terstützen, dort eine Internationale Marx-Engels-Stiftung zu gründen, der wir 
auch wissenschaftsgemäße Editionsrichtlinien der Marx-Engels-Gesamtaus-
gabe (Berlin 1993, Dietz Verlag, 239 Seiten) verdanken. Dass ich mehr als 
dreißig Jahre zuvor in einer Rezension des ersten Bandes der MEW, statt 
personenkultisch nur zu loben, das Fehlen einiger Frühschriften von Marx 
bemängelt hatte,21 hängt auch damit zusammen, dass für das Begreifen eines 
Denkers der Beginn seines Denkweges das wissenschaftlich wohl Interes-
santeste bleibt, was mir auch bei anderen Denkern von Bacon und Leibniz 
bis Hobbes und Hegel klar geworden ist. Auch Martin Hundt weiß gewiss 
davon mehr als nur ein Lied zu singen, denn er selbst hat mit seinen Pu-
blikationen und Editionen zum Junghegelianismus wie zur Herausbildung 
des Bundes der Kommunisten seine wohl noch größeren Meriten eingefah-
ren als bei seiner Mitarbeit an der Marx/Engels-Ausgabe selbst. 

b) Was die politikwissenschaftlichen Bemerkungen zur „Europäischen 
Friedenspolitik“ unter besonderer Berücksichtigung der höchstumstrittenen 
Rußland/Ukraine-Krise anlangt, die der kurzfristig für den verhinderten Nor-
man Paech dankenswerterweise einspringende Hans-Joachim Gießmann 
präsentierte, so gehören die damit verbundenen völker- und europarechtli-
chen Gesichtspunkte zwar nicht zu meinem bevorzugten Publikationsrevier, 
doch habe ich nolens volens immer mal wieder zur Feder oder in die Tasten 
gegriffen, mich dabei auch dem Mainstream widersetzt, ohne Hoffnung, 
irgend eine Wirkung zu erzielen, außer der, vielleicht, für einen inkompe-
tenten, auch belanglosen Außenseiter gehalten zu werden.32 Doch wer das 
als Wissenschaftler zumindest gelegentlich nicht in Kauf zu nehmen bereit 
ist, sollte besser geschwiegen haben. 

c) Dass ich durch Walter Schmidt mehr über meine Breslauer Jugend-
jahre erfahren habe, als ich selbst je wusste, zeigt wieder einmal die Unver-
zichtbarkeit der Historiker-Zunft, wenn es um die gewesenen Wahrheiten 
geht! Und er hat sein Quellenmaterial mit solcher Verve präsentiert, dass er 
mich angesteckt hat, wenigstens nachträglich Gefallen an jener Stadt zu fin-
den, was ich, Dorfjunge durch und durch, damals überhaupt nicht verspürte. 

                                                           
2 Vgl. H. Klenner, „Der junge Marx als politischer Denker. Zum Erscheinen des Bandes 1 

der Werke von Karl Marx und Friedrich Engels“, in: Einheit, 12 (1957), S. 542–550. – 
Meine Rezension war von der Redaktion übrigens entschärft worden.  

3 Vgl. H. Klenner, Marxismus und Menschenrechte, Berlin 1982, S. 159–201: „Menschen-
rechte als Maß für Intervention und Kooperation“; ders., „Ethnische Minderheiten im Völ-
kerrecht“, in: Sitzungsberichte der Leibniz-Sozietät, Bd. 44, 2001, S. 55–63; ders., Kritik 
am Recht, Berlin 2016, S. 204–222: „Terrorismusverdacht und Bürgerrechte“ [2009];  
S. 299–301: „Juristenaufklärung: Foltern in wissender Gesellschaft“ [2010]; S. 384–392: 
„Juristisches zum Krimkonflikt“ [2014]. 
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Auch war ich als Gymnasiast, vorsichtig formuliert, nicht sonderlich fleißig: 
Lernfächer wie Latein oder Erdkunde im Unterschied zu Deutsch oder Ma-
thematik nahm ich im Wesentlichen als Belastung wahr, auch wenn ich 
nachträglich froh bin, dass mir die wegen des Corpus Iuris Civilis schlecht-
hinnige Juristensprache eingebimst worden ist. – Nachdem ich im August 
1944 zur Nazi-Wehrmacht als Rekrut einer Granatwerfer-Kompagnie einge-
zogen wurde, habe ich die Stadt meines Zwinger-Gymnasiums, das heutige 
Wrocław, nicht wieder betreten. 

d) Breslau hat aber auch etwas mit Beccaria zu tun, den Hans-Otto Dill 
zu meiner besonderen Freude zum Gegenstand seiner Betrachtungen über 
die seinerzeitige Zivilisierung des Rechtswesens gewählt hat. Es war näm-
lich ein Breslauer Verleger: Johann Friedrich Korn (1736–1802), dessen 
Verlag sich für die deutsch-polnischen Publikations-Gemeinsamkeiten als 
wichtig erwies, und der höchstpersönlich dem damaligen Leipziger Juristen-
Ordinarius Carl Ferdinand Hommel (1722–1781) die Edition einer mit Vor-
rede und Anmerkungen versehenen, erstmalig aus dem Italienischen ins 
Deutsche übersetzten Ausgabe von Beccarias Dei delitti e delle pene über-
tragen hatte,43 diesen erstmals 1764 ohne Angabe seines Autors und des 
Druckortes erschienenen, den Index von Roms Kirche zierenden Genie-
streich, und das eines Fünfundzwanzigjährigen! Hommel wiederum hatte 
sich schon vor seiner Beccaria-Lektüre nicht gescheut, in „huldreicher Ge-
genwart“ des sächsischen Hofstaates einschließlich des regierenden Kurfür-
sten gegen die Todesstrafe und gegen die „blutigen Gesetze“ zu opponieren, 
die selbst die Ursache von Verbrechen seien, sowie die heilige Inquisition, 
die Feme-Gerichte, die Hexenprozesse und den Missbrauch der Religion zu 
attackieren. Mensch, Bürger und Christ seien unterschiedliche Begriffe, und 
Freiheit sei häufig bloß ein aufgehobener Zwang in Kleinigkeiten, eine Art 
von Zucker, „wodurch man den Bürgern ihre Untertänigkeit versüßt“. Wie 
Beccaria vom Materialisten Francis Bacon, darüber hinaus aber auch von 
Leibniz beeinflusst, verteidigte Hommel den Italiener, den seiner Meinung 
                                                           
4 Des Herrn Marquis von Beccaria unsterbliches Werk von Verbrechen und Strafen. Auf das 

Neue selbst aus dem Italiänischen [von Philip Jacob Fladen] übersezet mit durchgängigen 
Anmerkungen des Ordinarius zu Leipzig Herren Hofrath Hommels, Breslau 1778 (eine 
zweibändige u.a. durch einen Kommentar von Voltaire erheblich erweiterte „Neueste Aus-
gabe“ erschien im gleichen Verlag, ein guterhaltenes Exemplar ist in der Rara-Abteilung der 
Berliner Staatsbibliothek vorhanden). Wortgetreuer, durch ein Nachwort von John Lekschas 
ergänzter Nachdruck der Erstauflage erschien als: Karl Ferdinand Hommel, Des Herrn 
Marquis von Beccaria unsterbliches Werk von Verbrechen und Strafen, Berlin 1966. – Zu 
den materialistischen Grundlagen der Rechtskonzeption Hommels vgl. Hans Gerats, „Das 
‚Neue System des Naturrechts’ des Leipziger Gelehrten C. F. Hommel“, in: Festschrift für 
Erwin Jacobi, Berlin 1957, S. 103–148. 
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nach eine ganze Schriftsteller-Herde „angeschnattert“ habe. Mit dessen zu-
sammenfassender, als rechtsstaatlich zu bezeichnender Erkenntnis stimmte 
er vollständig überein: 
 

„Damit die Strafe nicht in einer Gewalttätigkeit eines Einzelnen oder mehrerer 
gegen einzelne Bürger ausarte, so muss sie öffentlich, notwendig, so gelinde wie 
nach den besonderen Umständen es immer möglich ist, den Verbrechen ange-
messen und durch Gesetze bestimmt sein.“5

4 
 
Nicht nur die seinerzeitige internationale Bedeutung von Beccarias Dei de-
litti e delle pene, dieses Glanzstücks der europäischen Aufklärung, war ge-
waltig.65 Auch seine heutige Bedeutung für unsere rechtsnihilistische Gegen-
wart ist unverbraucht, wenn man an die Aggressionskriege, Flüchtlings-
ströme, Todesstrafen, Folterungen sowie die legalisierten Reichtums-Barrie-
ren vor den Begehrlichkeiten der Armen denkt. Was aber Hans-Otto Dill 
nicht wissen konnte und weshalb mir seine Eloge auf Beccaria besonders 
wohlgetan hat: vor nunmehr siebzig Jahren war ein naiv-sozialistischer stu-
diosus juris auf seiner Suche nach nichtkapitalistischen Juristentexten auf 
Beccaria aufmerksam geworden, der in einer Nebenbemerkung sogar das 
Privateigentum in Frage stellte, indem er das Diebstahlsverbot zwar für ein 
schreckliches, aber für ein vielleicht nicht einmal notwendiges Recht („ter-
rible e forse non necessario diritto“) erklärt hatte.76 Jedenfalls ließ sich HK 
damals dessen Dei delitti e delle pene in deutscher Übersetzung abtippen, 
und dieses Typoskript habe ich heute noch. 

 
*** 

 
Nun möchte ich aber doch etwas zu den Irritationen sagen, die dadurch 
entstanden sind, dass laut des mir Ende Dezember 2015 bekannt geworde-
nen Sitzungsplans unserer Sozietät die aus Anlass meines Neunzigsten vor-
gesehene Hommage an mich eigentlich in der Februar-Sitzung von 2016 
hätte stattfinden sollen; das war leider ohne mein Zutun oder auch nur Wis-
sen eingefädelt worden. Wäre ich vorher gefragt worden, hätte ich das hono-
                                                           
5 Cesare Beccaria, Dei delitti e delle pene [1764], Milano 1991/1997, S. 105: „perché ogni 

pena non sia una violenza di ono o di molti contro un privato cittadino, dev’essere essen-
zialmente pubblica, pronta, necessaria, la minima delle possibili nelle date circostanze, 
proporzionata a’ delitti, dettata dalle leggi.“ 

6 Vgl. Thomas Vormbaum (ed.), Texte zur Strafrechtstheorie der Neuzeit, Baden-Baden 
1994; John D. Bessler, The Birth of American Law. An Italian Philosopher and the Ameri-
can Revolution, Durham, N. C. 2014.  

7 Vgl. Gustav Radbruch, Gesamtausgabe, Bd. 10, Heidelberg 1994, S. 110–120: „Isaak Ise-
lin über Cesare Beccaria“.  
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rable Vorhaben mit einem horazischen Ohe, iam satis est! abgelehnt: Es 
hatte doch bereits ein Ehrenkolloquium unserer Sozietät für mich – anläss-
lich meines Achtzigsten – gegeben und auf ihm hatte ich für die beiden 
Laudationes mit „Persönlichem über die Produktivitätsbedingungen des 
Rechtswissenschaftlers HK“ gedankt.87 Ferner sind zu verschiedenen Zeiten 
drei Festschriften für mich erschienen,98 und in einem neuestens publizierten 
Band eigener Schriften ist eine Ergänzungsbibliographie meiner Veröffent-
lichungen enthalten.10

9 Also: genug ist genug! 
Außer diesen grundsätzlichen Erwägungen kam hinzu, dass ich wegen 

eines seit längerem verabredeten Urlaubs am vorgesehenen Februar-Termin 
gar nicht hätte teilnehmen können. Und während dieses Urlaubs fand ich 
mein Ablehnungsverhalten auf unerwartete Weise gutgeheißen, was ich 
nicht verschweigen möchte, zumal es dem Ganzen eine heitere Note bei-
fügt: Üblicherweise widmen wir uns während der winterlichen Ferienzeit 
neben dem Skiern und einem bisschen Forschungstätigkeit stets auch einem 
der großen Romane der Weltliteratur, und diesmal war Robert Musil an der 
Reihe. Und da stießen wir denn in dessen bedeutendstem Werk ganz un-
erwartet auf „Diotimas Erfahrungen“, mit denen und einem „Nichts für un-
gut auf allen Seiten!“ ich meine Gegeneinrede beenden möchte: 
 

„Das Leben großer Geister beruht heute auf einem ‚Man weiß nicht wozu’. Sie 
genießen große Verehrung, die sich an ihrem fünfzigsten bis hundertsten Ge-
burtstag äußert, oder beim Fest des zehnjährigen Bestehens einer landwirtschaft-
lichen Hochschule, die sich mit Ehrendoktoren schmückt, aber auch sonst bei 
verschiedenen Gelegenheiten, wo man von deutschem Geistesgut reden muss. 
Wir haben in unserer Geschichte große Männer gehabt und betrachten das als 
eine zu uns gehörende Einrichtung, geradeso wie die Gefängnisse und das Mili-
tär; man muss, wenn sie da ist, auch jemand hineinstecken. Also nimmt man, mit 
einem gewissen Automatismus, der solchen sozialen Bedürfnissen eignet, immer 
den dazu, der gerade an der Reihe ist, und erweist ihm die Ehren, die zur Verlei-
hung reif sind. Aber diese Verehrung ist nicht ganz reell; auf ihrem Grunde 
gähnt die allgemein bekannte Überzeugung, dass doch kein einziger sie verdient, 
und es lässt sich schwer unterscheiden, ob sich der Mund aus Begeisterung oder 
zum Gähnen öffnet. Es hat etwas von Totenverehrung an sich [...] und etwas von 
jener hysterischen Liebe, die ein großes Spektakel aus keiner anderen Ursache 

                                                           
8 Vgl. Sitzungsberichte der Leibniz-Sozietät, Bd. 85, Jahrgang 2006, S. 49–56. 
9 K.-H. Schöneburg (ed.), Wahrheit und Wahrhaftigkeit in der Rechtsphilosophie, Berlin 

1987; V. Schöneburg (ed.), Philosophie des Rechts und das Recht der Philosophie, Frank-
furt 1992; G. Haney/W. Maihofer/G. Sprenger (ed.), Recht und Ideologie, Bd. 1–2, Frei-
burg 1996/1998. 

10 H. Klenner, Kritik am Recht, Berlin 2016, S. 425–447. 
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aufführt, als weil ihr eigentlich das Gefühl fehlt. Ein solcher Zustand ist begreif-
licherweise nicht angenehm für empfindsame Geister, und sie suchen sich seiner 
auf verschiedene Art zu entledigen. [...] Einige tragen eine unsichtbare Königs-
krone auf dem Haupte, die sie unter gar keinen Umständen ablegen, und versi-
chern erbittert bescheiden, dass sie über den Wert des von ihnen Geschaffenen 
erst in drei bis zehn Jahrhunderten urteilen lassen wollen“.11

10 
 
Zum Abschluss soll noch einmal der „deutsche Beccaria“ ins Spiel der Ar-
gumente gebracht werden. Seine Antrittsrede als Staatsrechtsprofessor an 
Leipzigs Juristenfakultät hatte Carl Ferdinand Hommel zum Ende einer 
jeden Gedankenperiode mit der Feststellung gewürzt: „Communis opinio, 
ergo falsa.”12

11 
 
 

                                                           
11 Robert Musil, Der Mann ohne Eigenschaften [1931], Bd. 1, Berlin 1975, S. 379. 
12 Hommel, Kleine Plappereyen, Leipzig 1773, S. 473 (ursprünglich anonym erschienen). 


